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Der Bund
kurz erklart

Geschatzte Leserinnen und Leser
olitik ist fiir mich personlich immer etwas Span-
nendes. Aber 2011 wird ein besonders packendes
Jahr — fiir uns alle: Es ist ein Jahr mit eidgends-

sischen Wahlen. Am 23. Oktober finden in allen Kanto-
nen Nationalratswahlen und in vielen Stdnderatswahlen
statt. Und im Dezember kommt es auch noch zu den
Gesamterneuerungswahlen des Bundesrates. Es beginnt
eine neue Legislaturperiode.

Ein Wahljahr bringt mit sich, dass die Offentlichkeit
vermehrt fiir politische Fragen sensibilisiert wird, aber
auch, dass Standpunkte von Parteien und Kandidaten
pragnanter dargestellt werden. Am Schluss wird es Ge-
wihlte und Nichtgewihlte geben. Aber im Gegensatz zu
anderen Demokratien wird unser Land auch nach den
Wahlen nicht von einer oder zwei Parteien allein ge-
fiihrt, sondern von einer breit abgestiitzten Kollegialre-
gierung. Und das aus vielen Kréften zusammengesetzte
Parlament wird weiterhin mit wechselnden Mehrheiten
um tragfihige Losungen ringen miissen. Unser auf Kon-
sens und Kompromiss aufgebautes politisches Konzept
hat sich seit der Staatsgriindung bewéhrt. Das zeigt zum
Beispiel auch die Tatsache, dass die Schweiz die Wirt-
schaftskrise — ausgelost durch die Finanzwirtschaft — im
Vergleich mit anderen Staaten relativ gut gemeistert hat.

Das Jahr 2011 dient der Vorbereitung der neuen Le-
gislaturperiode und ist Anlass fiir den Bundesrat, sich
vertieft Gedanken {iber die grossen Herausforderungen
zu machen und mit einem neuen Legislaturprogramm
die Schweiz fiir die kommenden Jahre zu riisten.

Das Jahr 2011 hat noch weitere Besonderheiten.
Am 8. Marz jahrt sich zum hundertsten Mal der Tag der
Frau, zudem haben die Schweizer Frauen seit nunmehr

40 Jahren das Frauenstimmrecht. Erstmals in ihrer Ge-
schichte hat die Schweizerische Eidgenossenschaft in
diesem Jahr eine Regierung, die mehrheitlich aus Frauen
besteht. Schon im vergangenen Jahr bekleideten drei
Frauen die drei hochsten Amter im Staat; und auch im
Wabhljahr selbst wird die Schweiz mit Bundesprasidentin
Micheline Calmy-Rey durch eine Frau représentiert. Die
kommenden Monate werden zeigen, welche Rolle die
gerechte Vertretung der Geschlechter, der Regionen und
Sprachen im Wahlkampf neben den Sachthemen und
den ideologischen Fragen spielen werden. Ich wiinsche
mir, dass moglichst viele Stimmbiirgerinnen und Stimm-
biirger von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen.

Was fiir Moglichkeiten unsere Demokratie jedem Ein-
zelnen und dem Volk als Ganzes bietet, wie genau unser
erfolgreiches, foderal aufgebautes Staatswesen funktio-
niert, wie die drei Gewalten Legislative, Exekutive und
Judikative zusammen funktionieren, kénnen Sie in die-
ser Broschiire detailliert und auf {iibersichtliche Weise
nachlesen.

(e (Guunn

Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova
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11 FRAGEN AN BUNDESPRASIDENTIN MICHELINE CALMY-REY

«Die Welt ist komplexer

geworden»

Nach 2007 sind Sie zum zweiten
Mal Bundesprasidentin. Ist das nun schon
Routine?

Als Bundesprésidentin vertrete ich un-
ser Land nach innen und aussen. Das ist
eine schone und spannende Aufgabe, da
stellt sich keine Routine ein. Der Kontakt
zur Schweizer Bevolkerung wird erneut
eine Prioritdt meines Prasidialjahres sein.
Ich will eine Bundesprisidentin fiir alle
Schweizerinnen und Schweizer sein; eine
Bundesprasidentin, die man nicht nur im
Fernsehen beim Hindeschiitteln mit den
Grossen dieser Welt sieht, sondern die zu-
génglich ist fiir die Sorgen, Anliegen und
Freuden der Leute. Ich freue mich darauf!

Hat sich seit Ihrem letzten Présidialjahr
vor vier Jahren etwas an der Rolle der
Bundesprasidentin geéndert?

Die Anforderungen an die Bundes-
prasidentin sind gewachsen. Ein Grund
dafiir ist die zunehmende Verflechtung
der Schweiz mit der Welt. Sie kennen die
schone Metapher vom Schmetterling in
Schanghai, der durch seinen Fliigelschlag
einen Wirbelsturm in New York auslost.
Das ist auch ein Bild fiir die komplexen
politischen Realitdten und Zusammenhén-
ge in der globalisierten Welt. Alles héngt
mit allem zusammen: Migration und Kli-
ma, Klima und Energie, Energie und Wirt-
schaft, Wirtschaft und Entwicklung, Ent-
wicklung und Migration. Umwelt- oder
wéhrungspolitische Entscheide in Peking
und Washington haben Auswirkungen auf

die Menschen in Olten und Lausanne. Die
Schweiz ist in dieser Welt der internati-
onalen Abhéngigkeiten und Kausalitdten
keine Insel. Will sie ihren Wohlstand,
ihre Sicherheit und Lebensqualitat halten
und fordern, braucht sie eine starke Re-
gierung, die einig, kollegial und selbstbe-
wusst nach aussen auftritt. Hier spielt die
Bundesprasidentin eine zentrale Rolle.

Stichwort Kollegialitat - hier hat der
Bundesrat in den letzten Jahren schiechte
Noten erhalten...

Der Bundesrat arbeitet besser zusam-
men, als oft behauptet wird. Sowohl die
UBS- wie die Libyen-Krise wurden erfolg-
reich gelost. Die beiden Schweizer Gei-
seln, Max Goldi und Rachid Hamdani,
sind sicher zu ihren Familien zuriickge-
kehrt. Gleichwohl: mir ist die Kollegialitat
im Bundesratsgremium ein sehr wichtiges
Anliegen, und Verbesserungen sind natiir-
lich moglich. Der Bundesrat bildet ja in
einem gewissen Sinne eine permanente
«grosse Koalition», die und die 80% der
Waihlerschaft abdeckt. Da ist eine gute Zu-
sammenarbeit nicht immer einfach. Sie ist
aber unbedingt notig: Gerade weil wir im
Vergleich zu einigen europédischen Staa-
ten relativ gut durch die Krise gekommen
sind, kommen wir nun auch vermehrt in
die Kritik, z.B. mit unserem Steuersystem
oder dem Finanzplatz. Wir miissen gera-
de in der Europapolitik unsere legitimen
Interessen in einem schwierigen Umfeld
verteidigen. Dafiir brauchen wir einen gut
funktionierenden, d. h. konstruktiven und
effizienten Bundesrat.

Sie sprechen von Globalisierung und Druck
von aussen - viele heohachten diese
Entwicklungen mit Skepsis oder gar Angst.
Ich verstehe die Befiirchtungen. Unse-
re Lebenswelt verdndert sich mit unheim-
Geschwindigkeit: Zuwanderung,
internationaler Wettbewerb, multikultu-
relles Zusammenleben, Informationsflut
— das alles kann auch Uberforderung und
Angste erzeugen. Die Globalisierung hat
Vor- und Nachteile - sie ist aber vor allem

licher

eine Realitdt. Und in dieser Realitdt ist
eine konsequente Interessenpolitik ohne
Offnung und Kooperation nicht méglich.
Abschottung, der Riickzug hinter unsere
Alpen - das ist keine Option. Die drén-
gendsten Fragen — Wirtschaftswachstum,
Arbeitsmarkte, Klimawandel, Verkehr oder
Migration — kennen keine Landesgrenzen.
Sie iibersteigen die Moglichkeiten eines
einzelnen Staates und missen daher
im Verbund mit der internationalen Ge-
meinschaft angegangen werden. Konkret:
Wollen wir eine wirksame Abwehr gegen
weltweite Infektionskrankheiten wie Sars
oder Vogelgrippe, miissen wir uns an den
europdischen Frithwarn- und Reaktions-
systemen beteiligen. Wollen wir mit ange-
messenen, modernen Instrumenten gegen
das grenziiberschreitende Verbrechen vor-
gehen, brauchen wir u. a. den Zugriff auf
die europaweite elektronische Schengener
Fahndungsdatenbank SIS.
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«Wir miissen
international Einfluss
nehmen»
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Darum drangt sich eine immer engere
Zusammenarbeit mit der EU auf?
Nicht nur mit der EU. Wir stellen glo-
bale Machtverschiebungen fest, weg von
Europa und den USA hin zu den Schwel-
lenlandern und namentlich nach Asien.
Europa verliert an Bedeutung, diese Ver-
dnderungen sind beeindruckend: Seit den
80er Jahren hat sich der Anteil Asiens
am Wirtschaftswachstum auf rund 50%
verdreifacht, wahrend der Anteil der ent-
wickelten Volkswirtschaften auf 30% hal-
biert wurde. 2050 wird der Anteil Europas
an der Weltbevélkerung lediglich noch 7%
betragen. Es gibt heute keine unbestrit-
tene weltweite Fiihrungsmacht mehr, son-
dern eine zunehmend multipolare Politik.
Mit Indien und China, aber auch mit Bra-
silien oder der Tiirkei treten neue Akteure
auf der internationalen Szene auf, mit der
G20 bilden sich neue internationale Foren,
die einen Fiihrungsanspruch erheben. Die
Welt ist komplexer geworden. Auf diese
Verdnderungen miissen wir uns einstellen.

Wie denn?
Was kann die kleine Schweiz tun?

Die Schweiz ist wirtschaftlich ein
mittelgrosser Staat, hat einen der zehn
grossten Finanzplidtze und die fiinftwich-
tigste Wahrung. Was Wettbewerbsfahig-
keit, Innovation und Lebensqualitit be-
trifft, rangieren wir in den internationalen
Ratings regelmdssig auf Spitzenplatzen.

«Die Glohalisierung
ist eine Realitat»

Wir sind ein geschétztes und respektiertes
Mitglied der Staatengemeinschaft. Die
Stimme der Schweiz wird gehort und hat
Gewicht. Darauf bin ich stolz. Unsere Ant-
wort auf die globalen Entwicklungen war
und ist: eine aktive, engagierte Aussenpo-
litik. Wir miissen Einfluss nehmen - bila-
teral, regional und auch auf multilateraler
Ebene. Uberall dort, wo die Entscheide
gefallt werden, welche die Schweiz friiher
oder spiter betreffen. Im «Great Game»
der Globalisierung héngt der Erfolg eines
souverdnen Staates entscheidend davon
ab, wie weit es ihm gelingt, internationale
Allianzen zu schmieden und in den inter-
nationalen Organisationen und Gremien
Einfluss zu nehmen.

Wie erfolgreich sind wir in diesen
Bemiihungen, wenn wir beispielsweise
den autonomen Nachvollzug von EU-Recht
anschauen? Zudem spricht die EU vom
Ende des hilateralen Wegs...

Die EU will den bilateralen Weg vor
allem dynamisieren. Das ist auch in un-
serem Interesse, weil eine schwerfallige,
langsame Weiterentwicklung der bila-
teralen Vertrdge das Risiko von Markt-
zugangshindernissen und Wettbewerbs-
nachteilen fiir unsere Unternehmen
schafft. Diese Dynamisierung darf aber
nicht auf Kosten der Schweizer Souvera-
nitdt und unserer direktdemokratischen
Entscheidverfahren gehen. Eine automa-
tische Ubernahme von EU-Recht ist nicht
akzeptabel. Der bilaterale Weg ist eine
Erfolgsgeschichte, was die Zusammenar-
beit in Bereichen wie Wirtschaft, Wissen-
schaft, Forschung oder Sicherheit betrifft.
In der Frage der Souveranitétsbilanz des
bilateralen Wegs liegt aber eine der gros-
sen Herausforderungen fiir unser Land in
meinem Présidialjahr.



Noch einmal: Was tut die Schweiz,
um in der Welt Einfluss zu nehmen?

Auf bilateraler, zwischenstaatlicher
Ebene bauen wir Standbeine ausserhalb
Europas aus, indem wir insbesondere die
Beziehungen zu den USA, den drei asia-
tischen Grossméichten China, Indien und
Japan sowie zu Stdafrika und Brasilien
intensivieren. Auf multilateraler Ebene
setzen wir uns fiir verbesserte Arbeitsme-
thoden des UNO-Sicherheitsrats, des zen-
tralen UNO-Organs, ein. Wir wollen die
Transparenz und die Rechenschaftspflicht
des Sicherheitsrats verbessern. Wir wol-
len, dass auch Nichtmitglieder besser in
die Entscheidfindung eingebunden wer-
den, und dass das Vetorecht eingeschrénkt
wird. Wir kimpfen mit einer Gruppe von
weiteren Staaten dafiir, in die Entscheid-
findung der G20 einbezogen zu werden.
Wir setzen uns ein fiir die Abschaffung
von Nuklearwaffen, denn wir halten den
Gebrauch von Nuklearwaffen fiir nicht
praktikabel, unmoralisch und illegal. Zu-
dem leistet die Schweiz international an-
erkannte  Entwicklungszusammenarbeit
und bietet ihre Guten Dienste an. Denn
letztlich kann die Schweiz Einfluss und
Reputation in der Staatengemeinschaft
nur aufrechterhalten, wenn wir uns aktiv
an der Losung der internationalen Pro-
bleme beteiligen. Davon hingt unser po-
litisches Kapital ab.

Kdnnen Sie ein Beispiel geben?

Im Konflikt zwischen Moskau und
Tiflis vertritt die Schweiz die russischen
Interessen gegeniiber Georgien und die
georgischen Interessen gegeniiber Russ-
land. Wir vertreten als Schutzmacht der
USA die Interessen Washingtons in Iran.
Und wir haben als Mediatorin dazu beige-
tragen, dass die Tiirkei und Armenien in
Zirich zwei Protokolle {iber die Normali-
sierung ihrer Beziehungen unterschrieben
haben. Wir tun dies natiirlich der Sache
selber wegen. Aber gleichzeitig erlauben
uns diese Engagements, Vertrauensver-
héltnisse aufzubauen und zu pflegen.

«Die Stimme der
Schweiz wird gehort
und hat Gewicht»

Will die Schweiz wirklich Einfluss nehmen,
muss sie doch fiir einen Sitz im UNO-
Sicherheitsrat kandidieren?

Die aussenpolitischen Kommissionen
des Parlaments haben sich im Grund-
satz flir eine Kandidatur ausgesprochen.
Ich werde diese Frage im Bundesrat auf-
nehmen. Eine Mitgliedschaft im Sicher-
heitsrat wére tatsichlich ein zuséatzliches
Instrument fiir die Vertretung unserer
Interessen. Die Schweiz konnte ihre Kon-
takte zu wichtigen wirtschaftlichen und
politischen Akteuren ausbauen und eine
Reform dieses Organs von innen her
fortsetzen. Wir sind einer der zwanzig
grossten Beitragszahler und haben schon
aus diesem Grund ein Interesse, die Ent-
scheidfindung direkt zu beeinflussen.

Haben Sie schon ein umfangreiches
Reiseprogramm in Planung?

Ich reise schon als Aussenministerin
nur, wenn meine physische Prdsenz im
Ausland wirklich nétig ist. So werde ich
es auch als Bundesprisidentin halten.
Aber es gibt wichtige Fragen, bei denen
ich in meiner Funktion etwas bewegen
kann oder es wenigstens versuchen muss.
So werde ich sicherlich die Staats- oder
Regierungschefs der wichtigsten europé-
ischen Staaten, insbesondere auch un-
serer Nachbarstaaten, sowie die obersten
Vertreter der EU treffen. Im Weiteren miis-
sen wir unsere Beziehungen zu den Lin-
dern der G20 ausbauen. Schliesslich gibt
es im multilateralen Umfeld Anlidsse wie
die UNO-Generalversammlung in New
York, die fiir die Bundesprésidentin mitt-
lerweile zum Pflichtprogramm gehoren.
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Bevolkerung
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Finanzen
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Direkte Steuern 36,5%

Verrechnungssteuer 7,2%

Ausgaben des Bundes 2009

Ubrige Ausgaben 8,2%

Soziale Wohlfahrt 31,0%

Schuldzinsen,
Einnahmenanteile und
Finanzausgleich 17,6%

58228 Millionen Franken
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EIN KURZER GESCHICHTLICHER UBERBLICK ODER

Seit wann giht es

eigentlich die Schweiz

1291 erneuern Uri, Schwyz und Nidwal-
den - laut Uberlieferung Anfang August
— ihren Bund zur Wahrung des Landes-
friedens. Im Lauf der folgenden Jahrhun-
derte verbiinden sich weitere Stadte- und
«Eidgenossen-
schaft». Gleichzeitig erobern oder erwer-
ben die eidgendssischen Orte Untertanen-
gebiete. Dabei kommt es immer wieder zu
heftigen, auch inneren Konflikten.

Lianderorte mit dieser

Die wachsende Macht und Selbststandig-
keit ihres Bundes verteidigen die Eidge-
nossen zwei Jahrhunderte lang gegen
wechselnde Gegner. Nach dem Schwaben-
krieg 1499 gegen Habsburg-Osterreich
und den Schwébischen Bund regeln sie
ihre Angelegenheiten weitgehend unab-
héngig vom rémisch-deutschen Reich.

Die Einfilhrung der Reformation zuerst
1525 in Ziirich durch Zwingli, dann in
weiteren Orten und schliesslich 1541 in
Genf durch Johannes Calvin fithrt zur
konfessionellen Spaltung in katholische
und reformierte Orte, die sich in der Fol-
ge auseinanderleben und bis ins friihe 18.
Jahrhundert immer wieder gegeneinan-
der Krieg fiihren.
Im Westfélischen Frieden von 1648 wird
die volkerrechtliche Unabhingigkeit der
Eidgenossenschaft vom romisch-deut-
schen Reich anerkannt.
Die Losung «Freiheit, Gleichheit, Briider-
lichkeit» der Franzosischen Revolution
von 1789 verbreitet sich auch hierzulande
und fiihrt verschiedenenorts zu Unruhen.
Ein franzosisches Heer erobert 1798 die
Schweiz. Die alte Eidgenossenschaft geht
unter und macht der Helvetischen
Republik mit einer von Frankreich
aufgezwungenen zentralistischen
Einheitsverfassung Platz. Na-
poleon Bonaparte diktiert der
Schweiz 1803 die Mediationsakte.
Aus ehemaligen Untertanengebieten
und «zugewandten Orten» bilden sich
sechs neue gleichberechtigte Kantone.
Nach der Niederlage Frank-
reichs gegen die monarchi-
schen Grossméchte Europas
kommt es 1815 zur «Re-
stauration» der Eidgenos-
senschaft: Der Bund verliert
Kompetenzen an die Kantone,
wo teilweise wieder die alten
Eliten an die Macht kommen.
In der Zeit der «Regeneration» nach
1830 geben sich etwa die Hilfte der Kan-

Das Bild Napoleons aus dem Atelier von Jacques-Louis
David tragt den Titel «Der Erste Konsul Giberquert am
Grossen Sankt Bernhard die Alpen, 20. Mai 1800»

tone liberale Verfassungen, die den Biir-
gern wirtschaftliche und politische Frei-
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heiten garantieren. In der Folge kommt es
zu Auseinandersetzungen zwischen libe-
ralen und konservativen Kantonen {iber
die Ausgestaltung der Eidgenossenschaft.
Die Spannungen fithren zur Bildung eines
Sonderbundes der katholisch-konser-
vativen Kantone und 1847 zum Sonder-
bundskrieg: Nach einem kurzen Feldzug
eidgendssischer Truppen kapitulieren die
sieben Sonderbundskantone.

18!"8 wird mit der Annahme der Bun-
desverfassung durch die Mehrheit der
Kantone der moderne Bundesstaat ge-
schaffen. Zahlreiche Bereiche, die zuvor
in die Zustdndigkeit der Kantone fielen —
zum Beispiel Militdr und Zolle, Post- und
Miinzwesen - werden zentralisiert und
vereinheitlicht. Die Schweiz wird ein ein-
heitlicher Rechts- und Wirtschaftsraum.
Das 1848 eingefiihrte allgemeine Stimm-
und Wahlrecht — fiir Minner - geniigt
vielen nicht: Sie streben nach direktde-
mokratischen Volksrechten und erwirken
1874 in der Revision der Bundesverfas-
sung die Einfithrung des Referendums-
rechts und 1891 die Einfithrung der Volks-
initiative.

Um die Jahrhundertwende organisieren
sich die verschiedenen politischen Stro-
mungen in Parteien: 1888 kommt es zur
Griindung der Sozialdemokratischen
Partei (SP), 1894 zur Griindung der Frei-
sinnig-Demokratischen Partei (FDP) und
1912 zur Griindung der (Katholisch-)Kon-
servativen Volkspartei, der heutigen Christ-
lichdemokratischen Volkspartei (CVP).
Vom Ersten Weltkrieg (1914-1918) bleibt
die Schweiz zwar verschont, doch die
kriegsbedingte schlechte soziale Lage
breiter Bevolkerungsschichten fithrt 1918



zum Landesstreik. Viele Forderungen -
wie die 48-Stunden-Arbeitswoche und
die Einflihrung einer Altersversicherung
— konnen die Streikenden nicht durchset-
zen; doch wird im Folgejahr der Natio-
nalrat erstmals im Proporzwahlverfahren
gewdhlt: Damit ist auch die Arbeiterschaft
angemessen darin vertreten. Die Vorherr-
schaft der Freisinnigen in der Bundesver-
sammlung geht zu Ende.

1920 tritt die Schweiz dem im Vorjahr ge-
griindeten Vélkerbund bei, mit dem Vor-
behalt, sich nicht an militarischen Aktio-
nen beteiligen zu miissen.

Mit der Wahl Rudolf Mingers in den Bun-
desrat ist 1929 erstmals die 1918 gegriin-
dete Bauern-, Gewerbe- und Biirgerpartei
(seit 1971 Schweizerische Volkspartei
SVP) in der Regierung vertreten.

Die 1929 ausbrechende Weltwirtschafts-
krise fithrt zu grosser Arbeitslosigkeit und
1936 zur Abwertung des Schweizerfran-
kens.

Das Abkommen in der Maschinen-und
Metallindustrie von 1937 zur Erhaltung
des Arbeitsfriedens, die Anerkennung des
Ratoromanischen als vierte Landesspra-
che 1938, der Ausbau der Alpen ab 1940 zu
einer Festung — dem sogenannten Reduit
- sowie schliesslich der Einzug der Sozial-
demokraten in den Bundesrat 1943 tragen
zum Zusammenhalt in schwieriger Zeit
bei. Die Schweiz kann sich aus dem Zwei-
ten Weltkrieg (1939-1945) heraushalten.
Anders als dem Volkerbund ein Viertel-
jahrhundert zuvor tritt die Schweiz der
1945 gegriindeten Organisation der Ver-
einten Nationen (UNO) aus Neutralitéts-
griinden vorerst nicht bei, wohl aber den
UNO-Unterorganisationen, von denen
viele in Genf ihren Sitz haben.

1947 wird die eidgendssische Alters- und
Hinterlassenen-Versicherung AHV einge-
fiihrt.

Mit der Wahl eines zweiten Sozialdemo-
kraten in die Landesregierung setzt sich
diese 19859 erstmals im Verhiltnis der
Waihleranteile der grossen Parteien zu-
sammen: Die «Zauberformel» fiir eine
faire Vertretung der wichtigsten politi-
schen Stromungen im Bundesrat ist damit
gefunden.

Nach erfolglosem Anlauf 1959 heissen
Volk und Stdnde 1971 das Frauenstimm-
und -wahlrecht auf eidgendssischer Ebene
gut. In einigen Kantonen haben Frauen
schon seit Langerem die gleichen politi-
schen Rechte.

Nach einer Reihe von Volksabstimmungen
— zuerst im Kanton Bern, dann in seinen
franzosischsprachigen Bezirken, schliess-
lich auf Bundesebene - entsteht 1978
der Kanton Jura als 26. Gliedstaat der
Schweiz.

Mit der Wahl der Freisinnigen Elisabeth
Kopp zur Bundesritin 1984 gehort zum
ersten Mal eine Frau der Landesregierung
an.

Die Stimmbiirgerinnen und Stimmbiirger
lehnen 1989 die Volksinitiative zur Ab-
schaffung der Armee ab.

1992 lehnen die Schweizer Stimmberech-
tigten den Beitritt zum Europdischen
Wirtschaftsraum (EWR) ab.

1999 stimmen Volk und Sténde der total-
revidierten Bundesverfassung zu. Sie tritt
am 1. Januar 2000 in Kraft.

Die Schweiz wird 2002 als einer der letz-
ten Staaten Vollmitglied der UNO. Im
selben Jahr treten die ersten bilateralen
Abkommen mit der Europdischen Union
in Kraft. Mit Abkommen in weiteren Be-
reichen wird der bilaterale Weg danach
weitergefiihrt.

Erstmals nach 1872 wird 2003 ein Mitglied
der Landesregierung nicht wiedergewahlt:
CVP-Bundesritin Ruth Metzler muss ihren
Sitz dem SVP-Vertreter Christoph Blocher
abtreten.

Vier Jahre spéter ergeht es diesem gleich:
An seiner Stelle wahlt die Bundesver-
sammlung 2007 seine Parteikollegin Eve-
line Widmer-Schlumpf in den Bundesrat.
Sie wird deshalb 2008 mit ihrer Kantonal-
partei Graubiinden aus der SVP Schweiz
ausgeschlossen und tritt darauf der neu
gegrlindeten Biirgerlich-Demokratischen
Partei (BDP) bei.

Nach den Riicktritten der Bundesrite
Moritz Leuenberger (SP) und Hans-Rudolf
Merz (FDP) wéhlt die Bundesversamm-
lung im Herbst 2010 Simonetta Sommaru-
ga und Johann N. Schneider-Ammann in
die Landesregierung. Damit gibt es erst-
mals eine Frauenmehrheit im Bundesrat.

Der Bund kurz erklart 11



DAS SPEZIELLE POLITISCHE SYSTEM ODER

Die Schweizer Demokratie
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inmal im Jahr — in der Regel am ersten
Mai-Sonntag — sind die stimmberechtigten
Glarnerinnen und Glarner aufgerufen, sich
auf dem Zaunplatz in ihrem Hauptort zur Landsge-
meinde zu versammeln.
Auf kantonaler Ebene gibt es diese alteste
Form der gemeinsamen politischen Willenskund-
gebung und Beschlussfassung durch Handerheben

sonst nur noch in Appenzell Innerrhoden — in allen
anderen Standen hat sie Wahl- und Stimmzetteln
Platz gemacht.

Die Glarner Biirgerinnen und Biirger haben das
Recht «zu raten, zu mindern und zu mehren». Das
heisst, sie kdnnen sich zu jedem Geschaft &dus-
sern und dessen Anderung, Verschiebung oder
Rickweisung beantragen — und zwar an Ort und

W TR

Stelle, ohne vorher Unterschriften zu sammeln.
Damit haben sie mehr gestaltenden Einfluss auf
die kantonale Politik, als wenn sie in einer Urnen-
abstimmung lediglich ja oder nein zu einer Vorlage
sagen konnen. Doch wie fast tiberall macht nur eine
Minderheit von ihrem direkt-demokratischen Recht
Gebrauch: In Glarus nimmt jeweils etwa ein Drittel
der Stimmberechtigten an der Landsgemeinde teil.

Der Bund kurz erklart 13



DER FODERALISTISCHE AUFBAU DER SCHWEIZ ODER

2391 und 26 macht 1

Die Schweiz ist eine Willensnation, gebildet von mehreren Volksgruppen mit verschiedenen Sprachen
und Religionen. Seit 1848 ist sie ein Bundesstaat — einer von weltweit 23 und unter diesen, nach den
Vereinigten Staaten von Amerika, der zweitadlteste. Der staatliche Aufbau der Schweiz ist féderalis-
tisch und gliedert sich in die drei politischen Ebenen Gemeinden, Kantone und Bund.
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2551 GemEinden Die kleinste politische Einheit in der

Schweiz ist die Gemeinde. Zurzeit gibt es 2551 davon. Thre Zahl
nimmt jedoch laufend ab, weil sich vor allem kleinere Orte zu-
sammenschliessen, um ihre Aufgaben besser 16sen zu kénnen.

Rund ein Fiinftel der Gemeinden hat ein eigenes Parlament
- vor allem natiirlich die Stadte; vier Fiinftel kennen hingegen
noch die direkt-demokratische Entscheidung in der Gemeinde-
versammlung, an der alle stimmberechtigten Einwohner teilneh-
men konnen. Das heisst, das Volk l&dsst sich nicht durch Abge-
ordnete vertreten, sondern fillt selbst Beschliisse und wéhlt den
Gemeinderat (die Exekutive).

Neben den Aufgaben, die ihnen vom Bund und von ihrem
Kanton zugewiesen sind — zum Beispiel das Fiihren der Einwoh-
nerregister oder der Zivilschutz —, haben die Gemeinden auch
eigene Zustandigkeiten — etwa im Schul- und Sozialwesen, in
der Energieversorgung, im Strassenbau, bei der Ortsplanung,
den Steuern usw. Diese Angelegenheiten regeln sie weitgehend
selbststdndig.

Den Umfang der Gemeindeautonomie bestimmen die einzel-
nen Kantone - er ist deshalb recht unterschiedlich.

Vor drei Jahren schrumpfte die Zahl der Schweizer Gemein-
den um 79, vor zwei Jahren um 40 und im letzten Jahr um
45. Den auffélligsten Riickgang verzeichnet der Kanton Gla-
rus: Seit Anfang 2011 zahlt er nur noch gerade drei Gemeinden.

2006 haben namlich die Glarner Stimmberechtigten beschlossen, die da-
mals 27 Ortsgemeinden, 18 Schulgemeinden, 16 Flirsorgegemeinden und 9

Blirgergemeinden auf 3 Einheitsgemeinden zu reduzieren.

Mit seinen 430 Quadratkilometern ubertrifft Glarus Sud flaichenméssig die Kantone

Basel-Stadt, Schaffhausen sowie beide Appenzell zusammen und ist neu die grdsste

Gemeinde des Landes.
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26 Kamﬂne Die néchstgrossere politische Einheit sind die
Kantone — héufig auch Stdnde genannt. Sie sind die urspriing-
lichen Staaten, die sich 1848 zum Bund zusammengeschlossen
und diesem einen Teil ihrer Souverénitat abgetreten haben. Eine
Ausnahme ist der Kanton Jura — der einzige, der erst im 20. Jahr-
hundert entstand: Er spaltete sich auf den 1. Januar 1979 vom
Kanton Bern ab.

Laut Bundesverfassung sind alle Kantone gleichberechtigt,
und sie haben im weltweiten Vergleich ein Hochstmass an Souve-
rénitat. Gesundheitswesen, Bildung und Kultur gehdren zu jenen
Politikbereichen, in denen sie iiber grosse Handlungsspielraume
verfiigen.

Jeder Kanton hat eine eigene Verfassung, ein eigenes Parla-
ment, eine eigene Regierung und eigene Gerichte. Die Grosse der
Parlamente variiert zwischen 58 und 180 Abgeordneten, die alle
vom Volk gewahlt sind - in den meisten Kantonen nach dem Ver-
héltniswahlrecht (Proporz).

Auch die 5- oder 7-kopfigen Regierungen werden iiberall vom
Volk gewihlt, aber in 24 Kantonen mittels Mehrheitswahlrecht
(Majorz); Zug und Tessin wéihlen den Regierungsrat im Proporz.

Die direkt-demokratische Form der Landsgemeinde existiert
nur noch in Appenzell Innerrhoden und in Glarus. In allen andern
Kantonen entscheidet das Volk ausschliesslich an den Urnen.

Glarus ist der einzige Kanton, der einen Menschen im Wappen zeigt:

den heiligen Fridolin mit Wanderstab und Bibel. Der Legende nach

war Fridolin ein irischer Missionar, der im 6. Jahrhundert die Glarner
zum Christentum bekehrte.

Auf dem Totenbett soll ihm ein Reicher grosse Teile des Glarner-
landes geschenkt haben, was allerdings der iibergangene Bruder des
Erblassers bestritt. Vor Gericht erschien dann aber der Verstorbene — schon stark
verwest—und stand Fridolin bei. Deshalb ist der Heilige in kirchlichen Darstellungen
von einem Skelett begleitet und gilt als Schutzpatron vor Erbschleicherei.



1 Blllld Bund ist der schweizerische Begriff fiir den Staat
(der andere hiufig gebrauchte Ausdruck dafiir ist Eidgenossen-
schaft). Die Abkiirzung CH fiir die Schweiz geht auf die offizi-
elle lateinische Bezeichnung «Confoederatio Helvetica» zuriick.
Confoederatio heisst «Biindnis» und Helvetica bezieht sich auf
die keltischen Helvetier, die vor rund 2000 Jahren im Gebiet der
heutigen Schweiz sesshaft waren.

Die Schweiz entwickelte sich iiber mehr als sieben Jahrhun-
derte aus einem Biindnis der drei Urkantone Uri, Schwyz und Un-
terwalden zum heutigen Bundesstaat, der die unterschiedlichen
Interessen der einzelnen Kantone mit den Gesamtinteressen des
Landes verbindet.

Der Bund ist tiberall dort zustdndig, wo ihn die Verfassung
dazu erméchtigt — zum Beispiel in der Aussen- und Sicherheits-
politik, beim Zoll- und Geldwesen, in der landesweit giiltigen
Rechtsetzung und in der Verteidigung.

Aufgaben, die nicht ausdriicklich Bundessache sind, fallen
in die Zustandigkeit der nédchst unteren Ebene: in diejenige der
Kantone.

Die Stiftung Pro Patria —«fiirs Vaterland»—ging aus dem 1909 gegrin-

deten Schweizerischen Bundesfeierkomitee hervor und setzt sich
heute vor allem fiir die Pflege von nationalem Kulturgut ein. Ihre finan-
ziellen Mittel von jahrlich rund drei Millionen Franken stammen aus dem
Verkauf der Pro-Patria-Briefmarken sowie des 1.-August-Abzeichens durch
Freiwillige — meist Kinder und Jugendliche.
Die 100. Pro-Patria-Sammlung vom letzten Jahr kommt der Erhaltung des
legendaren Panoramabilds der Schlacht bei Murten zugute: Das eindriick-
liche Rundgemélde ist fir die Expo.o2 restauriert worden und soll kiinftig wieder
dauerhaft zugdnglich sein.

SCHWEIZER DEMOKRATIE

Die Gewaltenteilung: In der Schweiz sind die legis-
lative (=gesetzgebende), die exekutive (=ausfiihren-
de) und die judikative (=richterliche) Gewalt personell
getrennt, funktionell aber bloss geteilt. Das heisst:
Niemand darf gleichzeitig mehr als einer der drei
Bundeshehdrden — dem Parlament, der Regierung und
dem obersten Gericht —angehdren; aber jede der drei
Behdrden nimmt aus praktischen Griinden auch Auf-
gaben wahr, die streng genommen in die Zustandig-
keit einer anderen Gewalt fallen.

Wer wiahit wen?

In der Schweiz ist das Volk der Souverin
Das Volk ist laut Bundesverfassung der Sou-
verdn des Landes, also die oberste politische
Instanz. Es umfasst alle mindigen Frauen und
Ménner mit Schweizer Birgerrecht — das sind
gut 4,9 Millionen Birrgerinnen und Birger, was
fast zwei Dritteln der Wohnbevélkerung ent-
spricht. Unter 18-Jahrige und ausléndische
Staatsangehorige haben auf Bundesebene kei-
ne politischen Rechte.

Das Volk wéhit das Parlament:

die Legislative

Das Schweizer Parlament, die gesetzgebende
Gewalt im Staat, hat zwei Kammern: Der Na-
tionalrat reprasentiert die Gesamtbevdlkerung
des Landes, und der Standerat vertritt die 26
Kantone; zusammen bilden sie die Vereinigte
Bundesversammlung. > seiten 22-39

Das Parlament wéhit die Regierung:

die Exekutive

Die Regierung der Schweiz besteht aus den
sieben Mitgliedern des Bundesrats sowie der
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler, die
von der Vereinigten Bundesversammlung fiir
eine vierjahrige Amtsdauer gewahlt sind.

> Seiten 40-75

Das Parlament wéhit auch das oberste
Gericht: die Judikative

Die oberste Rechtsprechung erfolgt durch das
Bundesgericht in Lausanne und in Luzern so-
wie seine zwei erstinstanzlichen Gerichte: das
Bundesstrafgericht in Bellinzona und das Bun-
desverwaltungsgericht in Bern. > seiten 76-80
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DIE DIREKTE DEMOKRATIE AUF BUNDESEBENE ODER

Ein Volk mit vielen Rechten

In kaum einem Staat gibt es so weitgehende Mitbestimmungsrechte des Volkes wie in der Schweiz.
Die lange demokratische Tradition, aber auch die vergleichsweise geringe Grosse und Bevolkerungs-
zahl des Landes sowie schliesslich eine hohe Alphabetisierungsrate und ein vielfdltiges Medienan-
gebot sind ausschlaggebend fiir das Funktionieren dieser besonderen Staatsform. Auf Bundesebene
haben die Schweizerinnen und Schweizer folgende politischen Rechte:

Das Wahlrecht oder vom kumuiieren, Panaschieren und
Streichen Alle vier Jahre wihlt das Volk die 200 Mitglieder des
Nationalrats. Samtliche {iber 18-jdhrigen Schweizerinnen und
Schweizer haben dabei das aktive und passive Wahlrecht. Das
heisst, sie diirfen sowohl wéhlen als auch sich selbst zur Wahl
stellen. Bundesangestellte miissen sich, falls sie gewahlt werden,
entweder fir ihre Stelle oder fiir das Mandat entscheiden.

In den Kantonen mit mehr als einem Nationalratssitz haben
die Wahlberechtigten eine Reihe von Méglichkeiten, um die ih-
nen genehmsten Abgeordneten zu bestimmen:

Sie konnen in eine leere Liste die Namen ihrer bevorzugten
Kandidatinnen und Kandidaten eintragen.

Sie konnen eine vorgedruckte Liste mit Kandidierenden einzel-
ner Parteien unverdndert einlegen — oder diese Liste verdandern.

Verdandern konnen sie die Liste auf drei verschiedene, aber
miteinander kombinierbare Arten: Erstens diirfen sie Namen strei-
chen. Zweitens diirfen sie panaschieren, was mischen bedeutet;
das heisst, man kann Namen von anderen Listen einsetzen. Drit-
tens diirfen sie Kandidaten und Kandidatinnen kumulieren, das
heisst zweimal auf einer Liste auffithren. Parteien konnen auch
von sich aus Kandidierende doppelt (aber nicht 6fter) auffiihren,
also «vorkumulieren», um deren Wahlchancen zu erhéhen.

Die Stidnderatswahlen sind zwar nicht auf Bundesebene
geregelt, doch haben sich alle Kantone ebenfalls fiir die Volks-
wahl entschieden, so dass alle 246 eidgendssischen Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier direkt von den Biirgerinnen und
Biirgern gewdhlt sind.

Die Beteiligung an den Nationalratswahlen seit 1919

1919 2007

Seit den ersten im Proporzsystem durchgefiihrten Nationalratswahlen im Jahr 1919
nahm die Beteiligung deutlich ab. Fur die in der Schweiz vergleichsweise niedrige
Wahlbeteiligung gibt es zwei Hauptgriinde: Erstens kann sich das Volk recht haufig
politisch an der Urne dussern—nicht allein bei Wahlen, sondern auch bei Abstimmun-
gen auf Gemeinde-, Kantons- und Bundesebene. Zweitens sind Wahlen hierzulande
nicht so entscheidend, weil die Konkordanz zwischen den Parteien einen Machtwech-
sel in der Regierung ausschliesst. Seit der Einflihrung der brieflichen Stimmabgabe
1994 steigt die Wahlbeteiligung wieder leicht an.
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Das Stimmrecht ouer statt die Faust im sack zu machen

Wer wihlen darf, ist auch stimmberechtigt: alle Staatsangehori-
gen, die das 18. Altersjahr zuriickgelegt haben und nicht wegen
Geisteskrankheit oder Geistesschwiche entmiindigt sind.

In der Regel sind die Stimmberechtigten viermal pro Jahr auf-
gerufen, iiber eidgendssische Vorlagen zu befinden. Im Durch-
schnitt sind es drei bis vier Geschifte, die gutgeheissen oder
abgelehnt werden konnen; ausnahmsweise konnen es aber auch
mehr als das Doppelte sein.

Abgestimmt wird {iber Volksinitiativen und Referenden: Das
obligatorische Referendum gilt fiir alle Anderungen der Verfas-
sung sowie fiir den Beitritt zu bestimmten internationalen Or-
ganisationen. Das heisst, daruber muss eine Volksabstlmmung
stattfinden. Zur Annahme ei- AnderungenderVerfassung """""""

ner solchen Vorlage braucht : > obligatorisches Referendum
es das sogenannte doppelte

o Anderungen von Gesetzen
Mehr - namlich erstens das & yayyiatiyes Referendum
Volksmehr, also die Mehrheit
der giiltigen Stimmen im ganzen Land, und zweitens das Stin-
demehr, also eine Mehrheit von Kantonen, in denen die Stim-
menden die Vorlage angenommen haben.

Gednderte oder neue Gesetze und &dhnliche Beschliisse des
Parlaments sowie bestimmte volkerrechtliche Vertrdge kommen
nur dann zur Abstimmung, wenn dies mit dem fakultativen Re-
ferendum verlangt wird. Zur Annahme einer derartigen Vorlage

geniigt das Volksmehr.

Die Beteiligung an eidgendssischen Abstimmungen seit 1971

ISP N

1971 1989 1992 2010

Die durchschnittliche Stimmbeteiligung der letzten Jahrzehnte liegt bei etwas lber
40 Prozent. Einige Themen haben jedoch sehr viele Stimmberechtigte mobilisiert:
etwa die Volksinitiative fiir eine Schweiz ohne Armee (1989) mit 69% und der Beitritt
zum Europdischen Wirtschaftsraum EWR (1992) mit 78% Beteiligung. Weil die Biir-
gerinnen und Biirger die Moglichkeit haben, ber das politische Geschehen und die
wichtigsten Geschafte regelmdssig mitzuentscheiden, haben Abstimmungen in der
Schweiz ein grésseres Gewicht als Wahlen: Der Einfluss des Parlaments ist geringer
als in Landern ohne direktdemokratische Instrumente.



Das Initiativrecht oder rorderungen stetten Biirgerinnen

und Biirger konnen einen Volksentscheid {iber eine von ihnen ge-
wiinschte Anderung oder Ergédnzung der Verfassung verlangen.
Anders als in den Kantonen ist es auf Bundesebene nicht moglich,
ein neues Gesetz oder eine Gesetzesdnderung zu verlangen.
Damit eine Volksinitiative zustande kommt, braucht es in-
nert einer Sammelfrist von 18 Monaten die Unterschriften von
100 000 Stimmberechtigten. -

i Initiative:
Das Volksbegehren kann als : ) )
. . : maximale Sammelfrist
allgemeine Anregung formuliert :
. . - > 18 Monate
sein oder — was viel haufiger der : ) )
Fall ist — als fertig ausgearbeite . notwendige Unterschriften
§ ausg . > 100000

ter Text vorliegen, dessen Wort-
laut Parlament und Regierung nicht mehr verdndern konnen.

Die Behorden reagieren auf eine eingereichte Initiative
manchmal mit einem (meist nicht so weit gehenden) direkten
Gegenvorschlag — in der Hoffnung, dieser werde von Volk und
Standen eher angenommen. Seit 1987 gibt es bei Abstimmungen
iiber Volksbegehren und Gegenvorschlag die Mdglichkeit des
doppelten Ja: Man kann also sowohl die Initiative als auch den
Gegenvorschlag gutheissen; mit einer Stichfrage wird ermittelt,
welcher der beiden Texte in Kraft tritt, falls beide das Volks- und
das Stindemehr erreichen.

Volksinitiativen gehen nicht vom Parlament oder von der
Regierung aus, sondern von den Biirgerinnen und Biirgern. Sie
gelten als Antriebselement der direkten Demokratie.

Angenommene und ahgelehnte Volksinitiativen seit 1971

1971 2010

Von den insgesamt 121 Volksbegehren, iber die in den letzten Jahrzehnten abge-
stimmt wurde, hatten nur gerade elf Erfolg an der Urne — also nicht einmal jedes
zehnte. Der weitaus grosste Teil erzielte weniger als 50% Ja-Stimmen und wurde
abgelehnt.

Ganz erfolglos sind aber die meisten Initiativen dennoch nicht: Die in ihnen formu-
lierten Anliegen 18sen oft breite Diskussionen aus und fliessen nach einer gewissen
Zeit mindestens teilweise in Gesetze ein.

SCHWEIZER DEMOKRATIE

Das Petitionsrecht steht allen Personen zu — also
nicht allein Stimmbirgerinnen und -biirgern: Jede
und jeder hat das Recht, schriftlich Bitten, Anre-
gungen und Beschwerden an Behérden zu richten.

Diese sind verpflichtet, solche Petitionen zur
Kenntnis zu nehmen; eine Antwort darauf ist aller-
dings nicht vorgeschrieben, doch wird in der Praxis
jede Petition behandelt und beantwortet. Gegenstand
der Eingabe kann jede staatliche Tatigkeit sein.

Das Referendumsrecht ouer «so nicnt» sagen Das
Volk hat das Recht, iiber Parlamentsentscheide im Nachhinein zu
befinden.

Bundesgesetze, Bundesbeschliisse sowie gewisse Staats-
vertrdge unterliegen dem fakultativen Referendum: Das heisst,
dariiber kommt es zu einer Volksabstimmung, falls dies 50 000
Biirgerinnen und Biirger verlangen. Die Unterschriften miissen

. innert 100 Tagen nach der Publika-

 Referendum: s .
: i . i tion des Erlasses vorliegen.
maximale Sammelfrist i B .
: Das vetodhnliche Referendums-
> 100 Tage : . . .
) ) i recht wirkt fiir den politischen Pro-
¢ notwendige Unterschriften : . ¢ - dund b
: : zess insgesamt verzogernd und be-
: > 50000 ~ & &

ettt wahrend, indem es vom Parlament
oder von der Regierung ausgehende Veranderungen abblockt
oder ihre Wirkung hinausschiebt — man bezeichnet das Refe-
rendumsrecht darum héufig als Bremse in der Hand des Volkes.

Es tragt aber auch zur Konkordanz bei: Weil es das Parlament
dazu veranlasst, moglichst alle Interessierten in die Diskussion
iiber neue Gesetze oder Gesetzesdnderungen einzubeziehen und
so einen mehrheitsfahigen Kompromiss zu finden, gegen den
spater niemand das fakultative Referendum ergreift.

Fakultative Referenden seit 1971

0%

1971 2010

94 Mal waren Referendumskomitees seit 1971 zundchst erfolgreich: Sie erzwangen
Volksabstimmungen liber vom Parlament genehmigte Bundesgesetze und -beschliisse,
die ihnen nicht passten. Und immerhin 30 Mal hatten sie mit ihrer Gegnerschaft auch
an der Urne Erfolg —also in fast einem Drittel der Falle.

Die Grafik zeigt den Anteil der Ja-Stimmen bei der jeweiligen Abstimmung: Weniger
als 50% bedeuten also, dass der umstrittene Parlamentsbeschluss nicht angenom-
men, also riickgdngig gemacht wurde.
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WER WELCHE POLITISCHEN INTERESSEN VERTRITT ODER

Die vier wahlerstarksten Parteien...

Parteien sind politische Gesinnungsgruppen mit jeweils verschiedenen Welthildern — also bestimmten
Auffassungen von Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und so weiter. Sie sind ein Bindeglied zwischen
dem Volk und staatlichen Einrichtungen und fiir das Funktionieren einer Demokratie unentbehrlich.
Die Parteienlandschaft der Schweiz ist so vielgestaltig wie das Land. Normalerweise stellen die vier
wahlerstarksten Parteien die Regierung. Weil sich die SVP 2008 nach der Wahl von Eveline Widmer-
Schlumpf spaltete, ist die starkste Partei zurzeit mit einem Mitglied im Bundesrat vertreten. Alle zwdlf
Parteien stellen sich auf diesen Seiten mit eigenen Worten kurz vor.

1 Bundesrat
6 Standerdte

SVP

Schweizerische Volkspartei

i —

Parteiprasident: 90 000 Mitglieder
Nationalrat Toni Brunner gegriindet 1917

- Die SVP entstand 1971 aus dem Zusammenschluss der
Bauern-, Gewerbe- und Biirgerpartei mit den Demokratischen Par-
teien der Kantone Glarus und Graubiinden und ist mit einem W&h-
leranteil von 29% die stirkste Partei der Schweiz. Das 2007 bei
den Parlamentswahlen erreichte Ergebnis der SVP war das beste,
welches eine Partei je erzielen konnte.

Mit der Wahl von Ueli Maurer in den Bundesrat am 10. De-
zember 2008 wurde die SVP wieder in die Landesregierung einge-
bunden. Aufgrund der Wéhlerstérke ist die Partei mit nur einem
Bundesrat aber untervertreten.

5 Nationalrdtinnen, 53 Nationalrdte

Unser Wahlversprechen - der «Vertrag mit dem Volk»

Die SVP setzt sich konsequent fiir die Anliegen ihrer Wéhlerinnen
und Wiéhler ein. Die Partei steht insbesondere fiir eine unabhén-
gige, neutrale Schweiz, fiir einen schlanken Staat, fiir tiefere Steu-
ern, fiir einen starken Wirtschaftsstandort mit sicheren Arbeits-
platzen sowie fiir die wirksame Bekdmpfung der Kriminalitét, des
Asyl- und des Sozialmissbrauchs. Die Schwerpunkte der SVP-Poli-
tik fiir die aktuelle Legislatur wurden anlasslich eines Parteitages
im «Vertrag mit dem Volk» festgeschrieben:

* Wir wollen der Europiischen Union nicht beitreten

* Wir wollen die kriminellen Auslander ausschaffen

* Wir wollen fiir alle die Steuern senken

Mit dieser klaren, auf biirgerlichen Werten basierenden Politik will
die SVP unserem Land Wohlstand, Arbeitspldtze und eine sichere
Zukunft in Freiheit garantieren.
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2 Bundesrdtinnen .

3 Standeratinnen und 4 Stdnderdte

SP

Sozialdemokratische Partei der Schweiz

19 Nationalratinnen und 22 Nationalrédte

Parteiprasident: 35000 Mitglieder
Nationalrat Christian Levrat gegriindet 1888 www.spschweiz.ch
Die SP macht Politik fiir alle, nicht bloss fiir ein paar we-

nige. Denn stark sind wir dann, wenn wir miteinander Verant-
wortung ibernehmen. Im Alltag, in der Wirtschaft und eben in
der Politik. Dafiir kimpft die SP. Sie will nicht, dass ein paar Pri-
vilegierte sich schamlos und selbstverstandlich ein immer gros-
seres Stiick vom Kuchen hamstern.

Soziale Gerechtigkeit ist fiir die SP zentral. Wer in eine Notlage
gerét, soll Hilfe bekommen. Von einer soliden Arbeitslosenver-
sicherung oder von einer starken IV, beispielsweise. Tagesschu-
len, Friihférderung, Lehrstellen und Stipendien schaffen faire
Chancen fiir alle. Das hat nichts mit Gleichmacherei, aber sehr
viel mit Gerechtigkeit zu tun — niemand soll ein Leben lang dort
verharren miissen, wo der Zufall sie oder ihn in die Gesellschaft
hineingeboren hat.

Neue Atomkraftwerke wollen wir nicht. Darum muss der
Umstieg auf erneuerbare Energien endlich gelingen. So kann
das Klima geschiitzt und 100000 neue Arbeitspldtze konnen ge-
schaffen werden. Die SP will die Schweiz vorwértsbringen und
ihre Zukunft gestalten, gemeinsam mit ihren Leuten in den Re-
gierungen und Parlamenten, zusammen mit vielen engagierten
Menschen aus allen gesellschaftlichen Schichten und aus der
ganzen Schweiz.


http://www.svp.ch
http://www.spschweiz.ch

3 Standeratinnen und 8 Standerdte

2 Bundesrate

FDP

FDP.Die Liberalen

Parteiprasident: 130 000 Mitglieder
Nationalrat Fulvio Pelli gegriindet 1894; Fusion 2009

8 Nationalrdtinnen und 27 Nationalrdte

2009 haben sich die Freisinnig-Demokratische und die
Liberale Partei zur FDP.Die Liberalen zusammengeschlossen. FDP.
Die Liberalen steht fiir Wahlfreiheit und Leistung in einer offenen
Chancengesellschaft: Jeder soll dank Eigeninitiative, Eigenver-
antwortung, Freiheit und Wettbewerb sein Leben gestalten kon-
nen. Der Staat setzt den Rahmen mit hervorragenden Schulen
und Infrastrukturen. Didier Burkhalter und Johann Schneider-
Ammann sind die liberale Kraft im Bundesrat.

Wir wollen:

» mehr Arbeitspldtze. Wir verlangen Reformen, um bis 2015
200000 Arbeitsplitze zu schaffen: Das erreichen wir dank Eu-
ropas tiefster Mehrwertsteuer, Abziigen fiir Kinder-Fremdbetreu-
ung, radikal einfacheren Steuern, dem bilateralen Weg und Frei-
handelsvertragen sowie einem erstklassigen Bildungssystem.

nationalen Zusammenhalt und sichere Sozialwerke. Wir miissen
die Sozialwerke reformieren, bevor die Gesellschaft auseinan-
derbricht. Bei der 6. IV-Revision gilt der Grundsatz «Arbeit vor
Rente», bei der AHV ist die Reformblockade zu brechen. Aus-
lander sind in der Schweiz willkommen, wenn sie unsere Re-
geln einhalten und sich integrieren.

einen schlanken, biirgerfreundlichen Staat. Die FDP-Finanzpolitik
hat seit 2003 20 Milliarden Franken Schulden abgebaut. Damit
das so weiter gehen kann, muss sich der Staat auf Kerngebiete
wie Bildung und Sicherheit beschrénken, dort aber stark sein.

SCHWEIZER DEMOKRATIE

1 Bundesrdtin @

1 Stdnderdtin und 14 Stdnderdte

CVP

Christlichdemokratische Volkspartei

Parteiprasident: 100 000 Mitglieder
- Nationalrat Christophe Darbellay gegriindet 1912

12 Nationalratinnen, 19 Nationalrdte

Die CVP ist eine Wirtschaftspartei. Als liberal-soziale
Kraft sucht sie den Ausgleich zwischen Individuum und Gemein-
schaft, Eigenverantwortung und Solidaritdt. Sie gestaltet das
Zusammenleben geméss einem christlichen Menschen- und Ge-
sellschaftsbild. Die Partei steht ein fiir die innere und &ussere
Sicherheit unseres Landes. Im Bundesrat werden diese Werte von
Doris Leuthard vertreten.

Unsere vier wichtigsten Standpunkte:

* Die CVP fordert den Wirtschaftsstandort und Finanzplatz
Schweiz mittels attraktiver Steuern, erstklassiger Infrastruk-
turen und eines hohen Bildungsniveaus. Wir schaffen und si-
chern Arbeitsplatze und Wohlstand durch Innovation.

* Die CVP starkt die Familien als Basis unseres Gemeinwesens.
Wir setzen uns fiir bessere Rahmenbedingungen, insbesondere
fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, tiefere Steuern und
hohere Kaufkraft aller Familien ein.

* Die CVP sichert langfristig die Sozialwerke der Schweiz. Wir
erachten deren nachhaltige Finanzierung als die grosste He-
rausforderung der nédchsten 20 Jahre. Wir kdmpfen dafiir mit
gezielten Reformen, ohne unrealistischen Aus- oder Abbau.

* Die CVP betreibt eine nachhaltige Klima- und Umweltpolitik.
Unser Engagement zielt auf die Sicherung einer lebenswerten
Umwelt auch fiir kommende Generationen.
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...Sowie die acht

weiteren Parteien

im Parlament

2 Standerdte

Griine Partei der Schweiz

Parteiprasident: 6500 Mitglieder
Nationalrat Ueli Leuenberger gegriindet 1983

Die Griine Partei der Schweiz (Griine) ist die grosste
Nicht-Regierungspartei. Es gibt in allen Kantonen ausser Obwal-
den Griine Parteien. [hre Vertreterinnen und Vertreter engagieren
sich auf allen Ebenen fiir eine umweltfreundliche und soziale Po-
litik. Griine regieren in den Exekutiven von 7 Kantonen und 28
Gemeinden mit. Fiir die kommende Legislatur sind ihre Ziele: ein
effizienter Klimaschutz, der Ausstieg aus der Atomenergie, der
Okologische Umbau der Wirtschaft, die Starkung der Sozialwerke
und eine aktive Friedenspolitik.

10 Nationalratinnen und 10 Nationalrdte

1 Bundesratin O

2 Nationalratinnen und 3 Nationalrdte @

1 Sténderat

BDP

Biirgerlich-Demokratische Partei

Parteiprasident: 6500 Mitglieder
Nationalrat Hans Grunder gegriindet 2008

W Die BDP ist die jiingste Bundesratspartei. Gegriindet wur-
de sie am 1. November 2008. Bereits im Mérz 2009 hat die BDP
aus eigener Kraft Fraktionsstdrke im Bundeshaus erreicht. Die
BDP steht fiir eine biirgerliche Politik ohne Tabuthemen, Beriih-
rungsédngste, Personenkult und fiir eine 16sungsorientierte Politik
ohne Scheuklappen. Die BDP setzt sich fiir den bilateralen Weg,
eine glaubwiirdige Sicherheitspolitik und fiir eine umweltver-
tragliche Wirtschaftspolitik ein. Im Bundesrat ist die Partei ver-
treten durch Eveline Widmer-Schlumpf.
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1 Stdnderatin und 1 Standerat

1 Nationalratin und 2 Nationalrdte

Griinliberale Partei Schweiz ﬁ

Parteiprasident: 2700 Mitglieder
Nationalrat Martin Baumle gegriindet 2007

Eine intakte Umwelt ist unsere Lebensgrundlage. Die
Griinliberalen wollen eine lebenswerte Welt ohne Altlasten er-
halten, damit auch kiinftige Generationen das Leben geniessen
konnen. Dazu gehoren ein gesunder Finanzhaushalt und gesunde
Sozialwerke. Der Staat soll keine Schulden anh&dufen und sich
auf seine Kernaufgaben konzentrieren. Verniinftige Rahmenbe-
dingungen sorgen fiir einen funktionierenden Markt. Eigeninitia-
tive, Unternehmergeist, Verantwortungsbewusstsein und Solida-
ritdt sind Eckpfeiler einer liberalen Gesellschaft und miissen
gestiitzt werden, genauso wie ein qualitativ hochwertiges Bil-
dungssystem.

EVP

2 Nationalratinnen 9
Evangelische Volkspartei der Schweiz

Parteiprasident: 4800 Mitglieder
Heiner Studer gegriindet 1919

Die EVP ist eine verléssliche Kraft, die sich unabhéngig
und unvoreingenommen fiir eine lebenswerte und wertvolle
Schweiz einsetzt. Auf der Grundlage christlicher Werte wie Ehr-
lichkeit, Solidaritit, Gerechtigkeit oder Nachhaltigkeit betreibt
die EVP als Mittepartei eine menschliche Politik mit Augenmass.
Sie ist in den kantonalen Parlamenten mit rund 50 Mandaten ver-
treten, die Jungpartei jevp politisiert seit 2004. Die EVP will Fa-
milien unterstiitzen, die Schopfung erhalten, Schulden abbauen,
fair mit Menschen und Ressourcen wirtschaften, fiir Arme und
Hilflose sorgen, die Sozialwerke sichern und das Leben schiitzen.


http://www.gruene.ch
http://www.bdp.info
http://www.grunliberale.ch
http://www.evppev.ch
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konservativ

1 Nationalrat

Alternative Linke

2000 Mitglieder
gegriindet 2009

Unsere Gesellschaft ist konfrontiert mit einer krisenanfélligen Glo-
balisierung der Finanzwelt, zunehmender sozialen Ungleichheit,
wachsenden Gefahren aufgrund des Klimawandels, einer Ausho6h-
lung des Service public und einer Privatisierung von allem und
jedem. All dies ruft immer lauter nach einer neuen Gesellschafts-
ordnung, die auf der menschlichen Emanzipation griindet.

Die AL arbeitet darauf hin, dass jede Biirgerin und jeder Biir-
ger in allen Bereichen der Politik mitbestimmen kann. Sie will in
einer einzigen politischen Bewegung alle linken Kréfte vereini-
gen, die einen sozialen und 6kologischen Wandel anstreben.

Dréngende soziale und 6kologische Fragen sind untrennbar
verwoben; auf sie gibt es keine Antwort, wenn wir nicht den Ka-
pitalismus und ein System, in dem die Produktion im Vorder-
grund steht, in Frage stellen.

Eidgendssisch-Demokratische Union

Parteiprasident: 3000 Mitglieder
Hans Moser gegriindet 1975

Christliche Werte stdrken! Wir suchen nachhaltige Lo6-
sungen und engagieren uns in Verantwortung vor Gott dem
Allméchtigen fiir eine freiheitlich-rechtsstaatliche Schweiz. Wir
orientieren uns nicht am Zeitgeist oder am Mainstream, sondern
an den bewidhrten Grundwerten und am Welt-, Menschen- und
Gottesverstdndnis der Bibel. Wir motivieren zu einem eigenver-
antwortlichen Handeln. Schutz des menschlichen Lebens in allen
Phasen sowie der Umwelt/Innenwelt, der traditionellen Ehe und
Familie, des Ausbildungs- und Werkplatzes Schweiz. Ausgegli-
chene Finanzen und der Schuldenabbau sind zentrale Anliegen
unserer Politik.

1 Nationalrat

CSP

1 Nationalratin c
Christlich-soziale Partei

Parteiprasident: 1500 Mitglieder
Marius Achermann gegriindet 1997

@™ . Im Zentrum der CSP-Politik steht die sichere und wiirdige
Existenz aller Menschen. Nachhaltiges Handeln fiir eine intakte
Umwelt, gute Bildungschancen fiir alle, sichere Arbeitsplédtze und
Renten sind Schwerpunkte der CSP. Wir fiihlen uns mitverant-
wortlich fiir das, was bei uns und in der Welt geschieht. Wir set-
zen uns dort ein, wo Solidaritdt notig und Toleranz gefragt ist.

Konkret heisst das: Forderung einer nachhaltigen Energie-
politik, — z.B. keine neuen Atomkraftwerke —, eine sozial verant-
wortliche und 6kologische Wirtschaft, gute Schulen und Ausbil-
dungsplatze, Arbeitsplatze fiir alle, sichere Sozialwerke und eine
aktive Friedenspolitik.

Lega

Lega dei Ticinesi

Parteiprasident: 1500 Mitglieder
Giuliano Bignasca gegriindet 1991

Unabhdngigkeit: Die Globalisierung in Wirtschaft und
Politik schwécht die Schweiz. Sie wird sich aber in einem zerstii-
ckelten Europa behaupten kénnen, wenn wir unsere Unabhén-
gigkeit und Freiheit hochhalten.

Service public: Der Bund muss seinen Service public bewahren
und im ganzen Land fiir gleiche Bedingungen fiir alle sorgen.

1 Nationalrat

Privatisierungen sind wenn immer moglich zu vermeiden.

Mobilitdt: Das Tessin benétigt bessere Verbindungen zum
iibrigen Land. Die Gotthardroute stosst heute an ihre Grenzen;
Naturgefahren und strukturelle Probleme gefidhrden ihre unein-
geschrinkte Offnung.
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http://www.la-gauche.ch
http://www.edu-schweiz.ch
http://www.csp-pcs.ch
http://www.legaticinesi.ch

DIE LEGISLATIVE: NATIONAL- UND STANDERAT ODER

Das Schweizer Parlament
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Ile Verhandlungen der eidgendssischen Rate
sind offentlich; wahrend der Sessionen ist
der Andrang im neugeschaffenen Besucher-
eingang des Bundeshauses denn auch besonders
gross: Viele wollen einmal live dabeisein, wenn
ihre Abgeordneten lber Gesetze, Staatsvertrdge
und das Bundesbudget debattieren und abstimmen.
Wer weiss: vielleicht reden und handeln die Par-

Parlamentarier tatsachlich

lamentarierinnen und
volksverbundener, wenn sie sich bei ihrem Tun und
Lassen vom Souverdn beobachtet wissen.

Die 131 Platze auf der Tribiine des Nationalrats-
saals jedenfalls sind meist sehr gut besetzt — von
Schilerinnen und Schilern im Staatskunde-Unter-
richt bis zu Pensionierten, aber auch von auslan-
dischen Besucherinnen und Besuchern, die sich ein

Bild davon machen wollen, wie ein mehrsprachiges
Parlament funktioniert. Doch selbst wenn die
Volksvertreterinnen und -vertreter nicht tagen, ist
das vor drei Jahren rundum renovierte und moder-
nisierte Parlamentsgebdude ein Anziehungspunkt
fir die Bevélkerung: Mehr als Hunderttausend be-

suchen jahrlich das Zentrum der Schweizer Politik.
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DIE WAHL DER ABGEORDNETEN ODER

Die zwel Wege ins Parlament

Die Schweiz hat ein Zwei-Kammer-Parlament: die eidgendssischen Rate, die zusam-
men die Vereinigte Bundesversammlung bilden. Der Nationalrat reprasentiert die
Gesamtbevolkerung, der Standerat die Gliedstaaten des Bundes, die Kantone.
Darin zeigen sich die zwei Prinzipien des Staatsaufbaus: das demokratische, in dem
alle Stimmberechtigten dasselbe Gewicht haben, und das féderalistische, das alle
Kantone auf dieselbe Stufe stellt. Beide Rate wahlt das Volk direkt: den Nationalrat
nach gemeinsamen eidgendssischen Regeln, den Standerat gemass kantonal unter-
schiedlichen Bestimmungen. Wahlkreise sind in beiden Fallen die Kantone.

Das Volk reprasentiert sich im Nationalrat
Die so genannte Grosse Kammer hat 200 Sitze. Die Zahl der Ab-
geordneten eines Kantons richtet sich nach seiner in der letzten
Volkszéhlung ermittelten Bevolkerung: So kommt auf ungefdhr
39000 Einwohnerinnen und Einwohner ein Mitglied im Nationalrat.
Doch weil die Bundesverfassung jedem Kanton einen Sitz ga-
rantiert, schickt auch das nur rund 15 000 Kopfe zéhlende Appen-
zell Innerrhoden einen Volksvertreter ins Bundeshaus. Desgleichen
stellen das benachbarte Ausserrhoden sowie die Kantone Ob- und
Nidwalden, Uri und Glarus nur je ein Nationalratsmitglied, wahrend
dem bevdlkerungsreichen Ziirich derzeit 34 Sitze zustehen.

AL
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LEGISLATIVE

Proporz und Majorz

Die Mandatsverteilung im Nationalrat erfolgt
nach dem System der Proporzwahl. Es heisst
so, weil die Sitze proportional, also im Verhalt-
nis zu den erzielten Stimmen besetzt werden;
deshalb spricht man auch von Verhéltniswahl.

Bei den Nationalratswahlen werden zu-
néachst die Stimmen fiir jede Partei gezahlt;
sie sind massgebend fir die Zahl der Sitze, die
einer Partei zustehen. Innerhalb der Parteien
sind dann die Kandidierenden mit den meisten
Stimmen gewéhlt.

Selbstverstandlich funktioniert eine Pro-
porzwahl nur dort, wo mehr als ein Mandat
zu vergeben ist. In den Kantonen mit nur
einem Nationalratssitz kommt es also zu einer

e Majorzwahl: Gewshlt ist, wer am meisten

Die Kantone reprasentieren sich im Sténderat Stimmen erhélt.
Die Kleine Kammer z&hlt 46 Sitze. Ungeachtet sei- Auch die Wahlen in den Standerat erfolgen
ner Einwohnerzahl entsendet jeder Kanton zwei in allen Kantonen — mit Ausnahme des Juras —
Vertreterinnen oder Vertreter in den Rat — mit Aus- nach dem Majorz- oder Mehrheitswahlsystem.
nahme der sechs friiheren Halbkantone, die nur je Dieses Verfahren beglnstigt naturgeméss
einen Abgeordneten oder eine Abgeordnete stellen. grosse Parteien respektive bekannte, in breiten
Die Mitglieder des Standerats vertreten zwar Kreisen anerkannte Persdnlichkeiten. Minder-
ihre Kantone, sie sind jedoch an keine Instruk- heiten gehen leer aus.

tionen von deren Seite gebunden — weder von den
Regierungen noch den Parlamenten der Kantone.

Basel-Stadt

STUVe avl
.@2 gnzell Ausserrhoden
7

ppenzell Innerrhoden
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DIE MITGLIEDER DES NATIONALRATS

Sie vertreten die rund 7,8 Millionen Einwohner
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Die Kastchen unter den Namen bezeichnen (von links nach
rechts) die Parteizugehorigkeit, das Geburtsjahr, das Jahr der
Wahl in den Rat sowie die standigen Kommissionen (siehe Sei-

ten 34/35),in denen das Ratsmitglied sitzt. Die Nummerierung (29-31).
BL Caspar 101 GR Sep 126
ﬁ Baader FIj; Cathomas
......... Bl ses . [T 1945 2003
BL Christian 102 Tarzisius 127
@ Miesch Caviezel
....... B 1948 2.1, T3 1954
BL Susanne 103 Andrea
@ Leutenegyer Oberholzer Hammerle
......... I 1948 1967-91,99 9,11 M SP_IRETCINENINE R
BL Eric 104 Sylvia 129
@ Nusshaumer - Fliickiger-Bani
............ KM %0 2007 6 T Eewe B 1952 2007 9
BL Maya 105 AG Lieni 130
@ Graf B Fiiglistaller
e %62 2001 4 T . w51 1951 2005 1.4
BL Hans Rudolf 106 AG Ulrich 131
@ Gysin Giezendanner
........... {FOP JRLTUEC7 N v I SVP IR R
BL Elisabeth 107 AG Walter 132
Schneider-Schneiter a Glur

I3 1964 2010 3 e e M B 19 1999 2
SH Hans-Jiirg 108 AG Hans 133
Fehr % Killer
.. B EEl s 1999 39 T MM B3 198 2007 6,12
SH Thomas 109 AG Luzi
Hurter B Stamm
= I 1963 2007 7 o R BT 1952 1891 3,11
AR Marianne 110 AG Pascale 135
Kleiner Bruderer Wyss

G 7 2003 1.6 T BN o7 2002 4
Al Arthur m AG Max 136
@ Loepfe Chopard-Acklin

| K70 1942 1999 1.7

SG Elmar 112
W Bigger B Stump
............ B o9 1999 612 7 WY BEH %0 19%5 6
SG Toni 13 AG Esther 138
W Brunner Egger-Wyss

B 1974 1995 6

[T 1952 2007 1,10

SG Rino Roland 14 AG Ruth 139
W Biichel Humbel
.... L SUP § [T 1967 2003 5,10
SG Theophil 15 AG Markus
W Pfister Zemp
HTJ 1942 1999 4 T2 1954 2006 9

N Lukas 116 AG Corina 141
W Reimann Eichenberger-Walther
B3 1982 2007 11 LT 1954 2007 2,7

SG Jakob 17 AG Philipp 142
W Biichler Miiller
87 1952 2003 7 1A 1952 2003 9,10

SG Lucrezia 118 AG Geri 143
W Meier-Schatz Miiller
' i gs2 1998 8 1360] E2003] K5y
SG Thomas 119 J. Alexander 144
W Miiller Baumann
......... I3 1962 2006 1 e E 192 1895 2
SG Hildegard 120 Peter 145
W Fassler-Osterwalder Spuhler
......... I 1051 1997 3,9 L SUP I B
SG Paul 121 Hansjirg 146
m Rechsteiner Walter

I3 1952 1986 5,9 H1J 1951 1999 9
SG Yvonne 122 Edith 147
W Gilli Graf-Litscher

1957

SG Walter 123 rigitte
W Miiller Héberli-Koller

I3 1948 2003 3.7 T 198 2008 1,4
GR Brigitta M. 124 Werner 149
I Gadient Messmer
o N LI 1960 1995 2 [ 1945 1999 6
GR B Hansjérg 125 Fabio 150
% '] Hassler Abate

18 1953 1999 |9

LT 1966 2000 1

der Mitglieder des Nationalrats von 1 bis 200 bzw. des Stdande-
rats von 1 bis 46 (siehe folgende Seite) dient als Lesehilfe:
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Sie findet sich wieder auf den Seiten mit den Sitzordnungen
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DIE MITGLIEDER DES STANDERATS

Sie vertreten die 26 Kantone
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Weshalb einige Kantone nur einen Standeratssitz haben
Sechs Kantone, die ehemals Einheiten gewesen waren und sich im Verlauf
ihrer Geschichte geteilt hatten, galten friher als Halbkantone.

Es sind dies Ob- und Nidwalden, die sich schon vor der Griindung der Eid-
genossenschaft 1291 getrennt hatten, Appenzell, das sich 1597 aus konfessi-
onellen Griinden teilte — in das katholische Innerrhoden und das reformierte
Ausserrhoden — sowie Basel, das 1833 eine gewaltsame Spaltung erlebte: die
aufbegehrende Landschaft sagte sich von der vormals dominierenden Stadt
los. Deshalb haben diese Kantone nur einen Sitz im Stéanderat und bei Abstim-
mungen (ber Verfassungsanderungen nur eine halbe Standesstimme.
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Fiir Auslandschweizer
gelten andere Regeln

Im Ausland lebende Biirgerinnen und Biirger
haben die Mdglichkeit, sich in der Schweiz in
ein Wahlregister eintragen zu lassen — entwe-
der in ihrer Heimat- oder ihrer friiheren Wohn-
gemeinde. Das gibt ihnen das Recht, auf eid-
gendssischer Ebene zu stimmen und zu wahlen
und sich sogar in den Nationalrat wéahlen zu
lassen. Doch je nachdem, wo sie registriert
sind, dirfen sie nicht an den Standerats-
wahlen teilnehmen, denn diese unterliegen
unterschiedlichem kantonalem Recht.

Volle politische Rechte haben Ausland-
schweizer und -schweizerinnen nur gerade in
zehn Kantonen; in diesen kdnnen sie sowohl an
Nationalrats- und Sténderatswahlen teilneh-
men als auch eidgendssische und kantonale
Sachgeschéafte beurteilen — namlich in Bern,
Freiburg, Genf, Graubiinden, Jura, Schwyz,
Solothurn und Tessin sowie in Baselland und
Neuenburg: In diesen beiden Kantonen steht
ihnen sogar die Mitsprache bei Gemeindean-
gelegenheiten offen.
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DIE VEREINIGTE BUNDESVERSAMMLUNG ODER

Ausgeteilte Stimmzettel: 24

Zur Wahl des Bundesrats, der Bundeskanzlerin und des Bun-
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DIE ARBEIT DES PARLAMENTS ODER

Was «unsere Leute in Bern»

alles machen

Jedes Mitglied des National- und des Standerats hat eine Reihe von unterschiedlich
wirksamen Instrumenten, etwas in seinem Sinn und demjenigen seiner Wahlerschaft zu
erreichen. Es kann Gesetzesanderungen vorschlagen, dem Bundesrat kritische Fragen
stellen oder ihm auch Auftrége erteilen.

Wie oft und wie lange sie zusammenkommen

Nationalrat und Stdnderat kommen in der Regel im Friihling,
Sommer, Herbst und Winter zu einer dreiwéchigen ordentlichen
Session zusammen. Die Kommissionssitzungen finden zwischen
den Sessionen statt.

Politik im Nebenamt

Die 246 Mitglieder des National- und des Stdnderats widmen
durchschnittlich 60 bis 75 Prozent ihrer Arbeitszeit ihrem Parla-
mentsmandat. Die meisten {iben zuséatzlich noch eine berufliche
Tatigkeit aus. Die nebenamtliche Ubernahme von o6ffentlichen
Aufgaben und Mandaten bezeichnet man in der Schweiz als
Milizsystem. Wegen der hohen doppelten Arbeitsbelastung der
Abgeordneten gibt es immer wieder Stimmen, die ein Berufspar-
lament fordern.

Umgekehrt heisst es, Teilzeit-Parlamentarierinnen und -Parla-
mentarier seien volksndher und konnten durch ihre beruflichen
Tétigkeiten wertvolles Fachwissen in die verschiedenen Diskussi-
onen einbringen. :

Sessionen 2011
Frihlingssession: 28. Februar — 18. Mérz
Sommersession: 30. Mai — 17. Juni
Herbstsession: 12. — 30. September
Wintersession: 5. — 23. Dezember
i (14. Dezember: Wahl der Mitglieder des
Bundesrats)
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Was ihre Aufgaben sind

Sie machen Gesetze: National- und Sténderat bilden die Legislative,
also die gesetzgebende Gewalt in der Schweiz. Dementsprechend
beraten die beiden Kammern sdmtliche Verfassungsdanderungen,
bevor diese zur Volksabstimmung kommen. Zudem beschliessen
sie den Erlass, die Anderung oder Aufhebung von Bundesgeset-
zen, fassen Bundesbeschliisse und genehmigen volkerrechtliche
Vertréige. (Siehe dazu auch <Der Weg zu einem neuen Gesetz» auf Seite 38/39)

Sie wahlen: Die Vereinigte Bundesversammlung, bestehend aus
den beiden Parlamentskammern, wihlt die Mitglieder des Bun-
desrats, die Bundeskanzlerin resp. den Bundeskanzler sowie die
Richterinnen und Richter der eidgendssischen Gerichte. Jeweils
in der Wintersession wéhlt sie aus den sieben Mitgliedern der
Landesregierung den Bundesprasidenten/die Bundesprésidentin
sowie den Vizeprasidenten/die Vizeprasidentin des Bundesrats.

Im Falle einer militdrischen Bedrohung des Landes bestimmt
die Vereinigte Bundesversammlung zudem den General als Ober-
befehlshaber der Armee.

Sie kontrollieren: Die eidgendéssischen Réte iiben die Oberaufsicht
iiber die Bundesverwaltung aus; sie beschliessen unter anderem
iiber den Voranschlag des Bundes — also liber die Hohe der zu
bewilligenden Einnahmen und Ausgaben; ausserdem priifen und
genehmigen sie die Staatsrechnung.



Auf welchen Wegen sie etwas erreichen

Der Antrag gibt jedem Ratsmitglied die Moglichkeit, zu einem
hingigen Beratungsgegenstand Anderungen vorzuschlagen.

Die parlamentarische Initiative ermoglicht einem Ratsmitglied, den
Entwurf zu einem Gesetz oder die Grundziige eines solchen Ge-
setzes vorzuschlagen. Alle Gesetzgebungsarbeiten erfolgen in ei-
ner Kommission. Die parlamentarische Initiative unterliegt einer
Vorpriifung.

Die Motion ist ein Auftrag an den Bundesrat, zu einem Bundesge-
setz, Bundesbeschluss oder zu einer Verordnung einen Entwurf
vorzulegen oder Massnahmen zu treffen. Sie bedarf der Zustim-
mung beider Rite.

Das Postulat beauftragt den Bundesrat zu priifen und Bericht zu
erstatten, ob ein Gesetzes- oder Beschlusstext vorzulegen oder
eine Massnahme zu treffen sei.

Mit einem Postulat kann vom Bundesrat auch ein Bericht
iiber einen anderen Gegenstand verlangt werden. Zur Uberwei-
sung eines Postulats ist die Zustimmung des anderen Rats nicht
notig.

Die Interpellation gibt den Mitgliedern der Bundesversammlung
die Moglichkeit, Auskunft iiber wichtige innen- oder aussenpoli-
tische Ereignisse und iiber Angelegenheiten des Bundes zu ver-
langen. Uber die Antwort des Bundesrats kann eine Diskussion
verlangt werden.

Die Anfrage kann wie die Interpellation Auskunft {iber innen- oder
aussenpolitische Ereignisse und Angelegenheiten des Bundes
verlangen. Der Bundesrat beantwortet sie allerdings schriftlich,
und im Rat wird sie nicht behandelt.

Die Fragestunde dient der Behandlung aktueller Fragen. Wéahrend
der Fragestunde erhalten Ratsmitglieder vor dem gesamten Rat
miindlich Auskunft vom Bundesrat. Jeweils die zweite und die
dritte Sessionswoche wird mit einer Fragestunde eroffnet, die
héchstens 90 Minuten dauert. Eine Fragestunde kennt nur der
Nationalrat.

LEGISLATIVE

© Nicht allein Ratsmitglieder, sondern auch Kommis- :

sionen und Fraktionen kénnen parlamentarische Initia-

tiven und Vorstdsse einreichen. Die parlamentarischen
Initiativen und Vorstdsse kénnen von einem oder
mehreren Ratsmitgliedern unterzeichnet werden. :

5399 Vorstosse

Seit Beginn der 48. Legislaturperiode (Win-

tersession 2007) reichten die Mitglieder des
National- und des Standerates bis und mit der
Herbstsession 2010 insgesamt 5399 parlamen-
tarische Vorstdsse ein, namlich

* 327 parlamentarische Initiativen

* 1314 Motionen

© 437 Postulate

* 1259 Interpellationen

* 432 Anfragen und

* 1630 schriftliche Fragen im Rahmen
der Fragestunden des Nationalrats.
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DIE KOMMISSIONEN UND DELEGATIONEN ODER

Wo Geschafte vorgespurt werden

Kommissionen haben die Aufgabe, die Geschafte vorzuberaten und ihrem Rat
Antrag zu stellen. Sie arbeiten dabei eng mit dem Bundesrat zusammen. Ge-
mass Parlamentsgesetz sollen die Kommissionen zudem in ihren Sachbereichen
gesellschaftliche und politische Entwicklungen verfolgen sowie Vorschlége
machen, wie neue Herausforderungen und Probleme gelést werden kdnnten.

Wer wo dabei ist

Beide Rédte haben stindige Kommissionen eingesetzt: zwei Auf-
sichtskommissionen sowie neun bzw. zehn so genannte Legislativ-
kommissionen. Die Zusammensetzung richtet sich nach der Stérke
der Fraktionen. Soweit moglich, werden die Landessprachen und
Landesgegenden angemessen beriicksichtigt.

Den Kommissionen des Nationalrats gehéren mehrheitlich je
25 Mitglieder* an, denjenigen des Stdnderats je 13. Somit sitzt
ein Mitglied des Nationalrats im Durchschnitt in ein bis zwei
Kommissionen, ein Standeratsmitglied in drei bis vier.

Die Amtsdauer fiir Kommissionsmitglieder betrdgt vier Jahre
mit der Méglichkeit zur Wiederwahl. Diejenige der Kommissions-
prasidenten und -prisidentinnen ist auf zwei Jahre beschrénkt.

* Weil seit 2009 eine neue Berechnungsmethode fiir die Verteilung der Kommissions-
sitze gilt, gibt es bis zum Ende der Legislaturperiode 2007-2011 als Ubergangslosung
insgesamt zehn zusatzliche Kommissionssitze, um Untervertretungen zu vermeiden.
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Arbeit und Bedeutung der Kommissionen

Im Gegensatz zu den Sitzungen von National- und Sténderat
sind Kommissionssitzungen nicht 6ffentlich. Die vertraulichen
Beratungen sollen eine offene Diskussion unter den Mitgliedern
ermoglichen und es erleichtern, gemeinsame Lésungen zu fin-
den. Die Kommissionen informieren aber nach ihren Sitzungen
die Medien.

Mitglieder, die mit ihren Anliegen in der Kommission nicht
durchgedrungen sind, konnen spiter im Ratsplenum Minder-
heitsantrége einbringen.

Meistens folgen die Rate den Antrégen ihrer Kommissionen;
die wichtigsten Weichen werden also in den vorberatenden Kom-
missionen gestellt.

Kommissionen tagen durchschnittlich
drei bis vier Tage pro Quartal. Hier ist
die nationalrdtliche Kommission fiir
© Umwelt, Raumplanung und Energie :
¢ an der Arbeit.




Aufsichtskommissionen
und -delegationen

Die Finanzkommissionen (FK) iiben die
Aufsicht tiber den Bundeshaushalt aus und priifen
den Voranschlag sowie die Staatsrechnung der
Eidgenossenschaft und die Finanzvorlagen des
Bundes. Sie sind in Subkommissionen aufgeteilt,
welche die Finanzen der sieben Departemente
iberpriifen.

Drei Nationalrate und drei Standeréte bilden
die Finanzdelegation. Diese iiberpriift und
iberwacht laufend den gesamten Finanzhaushalt
des Bundes. Die NEAT-Aufsichtsdelegation hat
die parlamentarische Oberaufsicht iber die Neue
Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT).

LEGISLATIVE

Die zehn Legislativkommissionen beschéf- :

i tigen sich mit der Gesetzgebung in ihrem

Sachbereich. Die Kommission fir offent-

¢ liche Bauten gibt es nur im Nationalrat,

i jedoch nicht im Sténderat.

Legislativkommissionen

Aussenpolitische Kommissionen (APK):
Internationale Beziehungen, Neutralitat, humani-
tare Hilfe, Menschenrechte, Aussenwirtschafts-
politik, européische Integration, Weltbank, IWF.

Weitere Kommissionen

Die Redaktionskommission iiberpriift den Wort-
laut der Erlasse in den drei Amtssprachen und
legt deren endgliltige Fassung fest.

Kommissionen fiir Wissenschatt,
Bildung und Kultur (WBK): Wissenschaft,
Bildung, Gentechnologie, Sprachen, Kultur, Sport,
Familie, Jugendfragen, Gleichstellungsfragen.

Die Kommission fiir Begnadigungen und Zu-
standigkeitskonflikte priift die an die Bundes-
versammlung gerichteten Begnadigungsgesuche
und Entscheide tber Zusténdigkeitskonflikte
zwischen den obersten Bundesbehdrden.

Die Geschéaftspriffungskommissionen (GP)
iben die parlamentarische Oberaufsicht aus.
Sie erfiillen ihre Aufgaben, indem sie Inspek-
tionen und Dienststellenbesuche durchfiihren,
die parlamentarische Verwaltungskontrolle mit
Auswertungen beauftragen, den Geschaftsbe-
richt des Bundesrats, die Tatigkeitsberichte der
Bundesgerichte sowie die Jahresberichte anderer
mit Bundesaufgaben betrauter Organe (Eidge-
néssische Bankenkommission, Eidgendssische
Technische Hochschulen usw.) priifen. Sie behan-
deln von Dritten gestellte Aufsichtseingaben und
verfolgen, ob die an den Bundesrat gerichteten
Empfehlungen und parlamentarische Vorstésse
auch umgesetzt werden.

Die Geschaftspriifungskommissionen sind
in Subkommissionen unterteilt. Jede Kommis-
sion wahlt ausserdem aus ihrer Mitte je drei
Mitglieder, welche die Geschéaftspriifungs-
delegation bilden. Dieser obliegt es, die Tatig-
keiten im Bereich des Staatsschutzes und der
Nachrichtendienste zu priifen.

Kommissionen fiir soziale Sicherheit und
Gesundheit (SGK): Sozialversicherungen, Gesund-
heitswesen, Drogen, Lebensmittel, Krankheits-
und Unfallverhitung, Arbeitsmedizin.

Kommissionen fiir Umwelt, Raumplanung
und Energie (UREK): Umweltschutz, Denk-
malschutz, Raumordnung, Wasserwirtschaft,
Energie, Forstwesen, Jagd und Fischerei.

Die Rehabilitierungskommission stellt die
Aufhebung konkreter Urteile von Personen fest,
die verurteilt worden sind, weil sie zur Zeit des
Nationalsozialismus verfolgten Menschen zur
Flucht verholfen haben.

Die Gerichtskommission ist zustandig fir die
Vorbereitung der Wahl und der Amtsenthebung
von Mitgliedern der eidgendssischen Gerichte.

Sicherheitspolitische Kommissionen (SiK):
Militérische Verteidigung, Zivilschutz, wirtschaft-
liche Landesverteidigung, Friedens- und Sicher-
heitspolitik, Zivildienst, Kriegsmaterialausfuhr.

Kommissionen fiir Verkehr und Fern-
meldewesen (KVF): Transport und Verkehr, Post
und Fernmeldewesen, Medien.

Kommissionen fiir Wirtschaft und Abgaben
(WAK): Binnenwirtschaft, Arbeit, Sozialpartner-
schaft, Preise, Konsum, Privatversicherungen,
Exportrisikogarantie, Abgaben, Landwirtschaft.

Delegationen werden hauptsachlich eingesetzt,
um die Beziehungen mit anderen Staaten zu pfle-
gen, oder sie vertreten die Bundesversammlung
in internationalen parlamentarischen Versamm-
lungen, wie beispielsweise in denjenigen des
Europarats, der Frankophonie, der 0SZE oder der
Nato.

Die Nummerierung der Kommissionen dient dazu, die
ihnen angehdrenden Ratsmitglieder (auf den Seiten 26
bis 28) ausfindig zu machen.

Staatspolitische Kommissionen (SPK):
Bundesbehorden, Beziehungen Bund—Kantone,
Politische Rechte, Biirgerrechte, Asyl- und Aus-
landerpolitik, Beziehungen Kirche—Staat.

Kommissionen fiir Rechtsfragen (RK):
Zivilgesetzbuch, Obligationenrecht, geistiges
Eigentum, unlauterer Wettbewerb, Datenschutz,
Strafrecht, Militarstrafrecht, Immunitat,
Amnestie.

Kommission fiir éffentliche Bauten (KoB):
Zivile ¢ffentliche Bauten im In- und Ausland.
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DIE FRAKTIONEN ODER

Wo Gleichgesinnte
sich ahstimmen

Frakllﬂnen umfassen Angehorige der gleichen Partei oder
gleichgesinnter Parteien. Die Fraktionen sind fiir die Meinungs-
bildung wichtig. Sie beraten wichtige Ratsgeschéifte vor und ver-
suchen, sich auf einheitliche Positionen festzulegen, die von den
Ratsmitgliedern im Rat sowie gegeniiber den Medien und der
Offentlichkeit vertreten werden. Zur Bildung einer Fraktion sind
mindestens fiinf Mitglieder aus einem Rat erforderlich. Im Natio-
nalrat ist die Fraktionszugehorigkeit eine Voraussetzung fiir den
Einsitz in eine Kommission.

Deshalb bemiihen sich kleine Parteien mit Weniger als funf e,
Angehorigen um Anschluss. Umgekehrt werden kleine Parteien Der Lohn fiir die Arbeit '
aber auch umworben: Denn je grosser eine Fraktion ist, desto Fraktionen werden pro Jahr mit einem Grundbeitrag
mehr Kommissionssitze stehen ihr zu, und umso grosser ist ihr i von 144 500 Franken entschadigt, jedes ihrer Mit-
Einfluss auf die Ratsgeschéfte. glieder erhalt zusétzlich 26 800 Franken — Betrége,

die Fraktionslosen nicht zustehen. Diese haben auch
Die Bundesversammlung ist politisch nicht in Parteien, sondern in kein Recht auf einen Sitz in einer parlamentarischen
Fraktionen gegliedert. Mit einer Ausnahme gehéren zurzeit simt- Kommission, und zudem bleibt ihnen in den meisten
liche Parlamentsabgeordnete einer Fraktion an: i Debatten das Rednerpult verwehrt.

Nationalrat Stdnderat

wei PRAMTRIRRRRRIRRRRORTOD
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DIE PARLAMENTSDIENSTE ODER

LEGISLATIVE

Der Dienstleistungshetrieb
der Bundesversammiung

Die Parlamentsdienste unterstiitzen die Bundesversammlung bei der Erfiillung ihrer Aufga-
ben. Sie erbringen eine umfassende Dienstleistung und erméglichen damit den Parlamentari-
erinnen und Parlamentariern eine vertiefte und kreative gesetzgeberische Arbeit. Sie planen
und organisieren die Sessionen der Rate und die Kommissionssitzungen, erledigen die Se-
kretariatsgeschafte und erstellen Berichte, Protokolle sowie Ubersetzungen, beschaffen und
archivieren Dokumente und beraten die Ratsmitglieder in Fach- und Verfahrensfragen. Im
Backoffice des Parlaments arbeiten 300 Mitarbeitende, die sich 203 Vollzeitstellen teilen. Sie
stehen unter der Leitung eines Generalsekretars.

Generalsekretariat

Generalsekretdr: Parlamentsgebdude, 3003 Bern
Christoph Lanz
L
i

031322 87 90

information@parl.admin.ch
www.parlament.ch

Das Generalsekretariat ist zustdndig fiir die Sessions- und Ge-
schéftsplanung sowie fiir Organisations- und Verfahrensfragen.

Das Zentrale Sekretariat ist die allgemeine Dienstleistungs-
zentrale des Parlaments. Es bereitet u.a. die Grundlagen fiir die
Parlamentsarbeit vor, verwaltet Adressen und erstellt Listen.

Der Informationsdienst stellt die Beziehung zu den Medien
sicher. Und er berédt und unterstiitzt Ratsmitglieder, die parla-
mentarischen Organe und die Geschiftsleitung in Medienfragen.

Der Dienst fiir Offentlichkeitsarbeit erstellt Kommunikations-
mittel {iber das Parlament, organisiert Bundeshausfiihrungen
und -anldsse und leitet zusammen mit der Bundeskanzlei das
«Polit-Forum des Bundes» im Kéfigturm.

Der Internetdienst betreut die Website des Parlaments und
stellt Informationen {iber Geschéfte und Ratsmitglieder zur Ver-
fiigung. Wiahrend der Sessionen sorgt er fiir die Ubertragung der
Debatten.

Der Rechtsdienst ist Beratungs- und Auskunftsstelle fiir alle
Fragen des Parlamentsrechts.

Wissenschaftliche Dienste

Die Tétigkeit in den Kommissionen ist ein wesentlicher Teil der
parlamentarischen Arbeit. Anzahl und Komplexitét der Geschéfte
nehmen stindig zu; deshalb wird jedes einer Kommission zuge-
wiesen. Die Sekretariate der Kommissionen bilden den Kommis-
sionendienst. Er plant die Arbeiten, betreut die Kommissionen
inhaltlich, organisatorisch und administrativ und berét sie insbe-
sondere in Verfahrens- und Zustédndigkeitsfragen.

Gesprochenes ist, kaum gesagt, oft bereits wieder vergessen.
Jedes Parlament braucht deshalb auch einen Protokollierdienst.
Das Protokolliersystem des Amtlichen Bulletins ist eines der mo-
dernsten der Welt: Nahezu in Echtzeit werden die Voten der
Ratsmitglieder notiert und auf www.parlament.ch publiziert. Der
Dokumentationsdienst kann Parlamentarierinnen und Parlamen-
tariern rasch jede Information liefern, die sie als Grundlage fiir
Ratsentscheide oder fiir ein Referat benotigen.

Internationale Beziehungen und Sprachen

Der Dienst fiir Aussenbeziehungen ist das Sekretariat der Aussen-
politischen Kommissionen und Delegationen; zudem bereitet er
parlamentarische Auslandreisen vor sowie Schweizer Besuche
von Vertretungen ausldandischer Parlamente, und er ist fiir proto-
kollarische Fragen zustandig.

Der Sprachdienst besorgt die Ubersetzungen fiir das Parla-
ment und die Parlamentsdienste. Der Dolmetscherdienst gewahr-
leistet die Simultaniibersetzung der Parlamentarier-Voten in den
drei Amtssprachen Deutsch, Franzosisch und Italienisch.

Das italienische Sekretariat bereitet Dokumente sdmtlicher
Sachbereiche vor, sorgt fiir die Veroffentlichungen und erledigt
die Sekretariatsarbeiten.

Ressourcen, Sicherheit und Logistik
Der Personaldienst setzt die Personalpolitik um und ist Ansprech-
partner flir Ausbildung und Organisationsentwicklung.

Der Finanz- und Reisedienst ist zustdndig fiir die Vorbereitung
und Verwaltung des Budgets, die Rechnungsfiihrung und das
Controlling. Er regelt die Entschddigungen der Ratsmitglieder
und organisiert deren Reisen.

Der Dienst Sicherheit und Infrastruktur sorgt fiir die Einhal-
tung der Sicherheitsmassnahmen, plant und leitet das Bauwesen
und bewirtschaftet die Raume sowie die technische Infrastruktur
im Parlamentsgebédude.

Das Team der Informatik und neuen Technologien ist fiir den
Betrieb und Unterhalt der gesamten Informatik-Infrastruktur bei
den Parlamentsdiensten und Fraktionssekretariaten zustdndig. Es
stellt den Ratsmitgliedern eine personliche Informatikausriistung
zur Verfiigung.

Der Betrieb- und Weibeldienst ist zustdndig fiir die Infrastruk-
tur der eidgenossischen Réte, Kommissionen und Fraktionen.
Die Weibelinnen und Weibel stehen den Réten wahrend der Sit-
zungen standig zur Verfiigung; sie begleiten auch die Ratsprasi-
dentinnen und -présidenten an 6ffentliche Anlasse.

Die Stabsstelle Projekt- und Integrationsmanagement ist zu-
standig fiir Aufgaben in den Bereichen Infrastruktur, Sicherheit,
Informatik, Dokumentenmanagement und e-parl. Mit dem Pro-
jekt e-parl stehen alle Unterlagen fiir den Ratsbetrieb vollstandig
auf dem Internet zur Verfiigung.
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DER WEG ZU EINEM NEUEN GESETZ ODER

Die Revision de$®
Betaubungsmittelgesetzes

Die Entstehung eines Gesetzes ist eine komplexe und oft auch langwierige
Angelegenheit. Der Prozess dauert mindestens zwdlf Monate, kann aber in
Extremféllen mehr als ein Dutzend Jahre in Anspruch nehmen. Dennoch ist die
Zahl neuer Gesetze in den letzten Jahren stark gewachsen. Durchschnittlich
tritt heute pro Woche ein neues Gesetz oder eine Gesetzesanderung in Kraft.

Mit der Anderung des Bundesgesetzes tiber die Betdubungsmittel und die
psychotropen Stoffe wurde das seit zwanzig Jahren giiltige Konzept fiir den
Umgang mit der Drogenproblematik gesetzlich verankert. Bis zu dieser Revisi-

@

on hat es folgende Schritte gebraucht:

@

¢ wann:
i 1994

Wer:
SEDI

Wer ein neues Gesetz oder die Anderung eines be-
stehenden fiir notig halt, macht den ersten Schritt.
Das kénnen einzelne Stimmberechtigte oder Inter-
essengruppen, Parlamentsmitglieder oder Teile der
Verwaltung, Kantone oder der Bundesrat sein.

Im vorliegenden Fall ist es das Eidgendssische
Departement des Innern EDI. Es setzt eine Exper-
tenkommission ein und erteilt ihr den Auftrag, bis
Ende 1995 einen Revisionsentwurf fiir das Betdu-
bungsmittelgesetz (BetmG) vom 3. Oktober 1951

zu erarbeiten.

Mit Beschluss vom 19. April 1996 ermachtigt der
Bundesrat das EDI, ein Vernehmlassungsverfahren
zum Bericht der Expertenkommission durchzu-
fiihren. Der Bericht befiirwortet die gesetzliche
Verankerung der Heroinabgabe und die Entkrimi-
nalisierung des Konsums; ein Abriicken vom Dro-

Wann:
i 1996

genverbot oder eine Hanflegalisierung wird abge-
lehnt.

Die Mehrheit der Antworten aus dem Vernehm-
lassungsverfahren steht den Empfehlungen der
Experten grundséatzlich positiv gegeniiber, wobei
die Empfehlung zur Strafbefreiung des Konsums
von allen Betdubungsmitteln am umstrittensten ist.

@@‘.

5,
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Wann:
i 1999

gWor:
3 i Bundesrat
{ SGK-NR

Da die Strafbefreiung des Konsums umstritten ist,
beinhaltet der bundesratliche Entwurf vom 1. Sep-
tember 1999 zwei Varianten: Variante 1 schléagt
eine Strafbefreiung des Konsums von allen Betdu-
bungsmitteln vor, und Variante 2 schlagt vor, nur
den Konsum von Cannabis zu entkriminalisieren.
Die Kommission fir soziale Sicherheit und
Gesundheit des Nationalrats SGK-NR ergénzt die
zwei Varianten des Bundesrats durch drei Varian-
ten zur Entkriminalisierung des Betdubungsmittel-
konsums und des Kleinhandels mit Cannabis.

¢ Wer:

4 - o Q

In der Vernehmlassung stehen somit fiinf Varian-
ten zur Diskussion. Die Kantone, eidgendssischen
Gerichte, Parteien, Spitzenverbande der Wirt-
schaft sowie weitere interessierte Organisationen
kénnen dazu Stellung nehmen und Anderungsvor-
schlage machen. Z&hlt man alle Stellungnahmen,
wird die Variante 1 des Bundesrats bevorzugt.

© Wann:
i 2000

gWer:
: BAG
Das Bundesamt fiir Gesundheit BAG fasst die Vor-
schldge aus der Vernehmlassung in einem Bericht
zusammen und erstellt die Botschaft zur Revision
des Gesetzes.

éWer: Wann:
i Bundesrat i 9.3.2001

Der Bundesrat priift den Text und tiberweist ihn am
9. Mérz 2001 ans Parlament.

§Wnr: Wann:
7 i Nationalrat i 25.9.2003

i 14.6.2004

Nach einer ersten Ablehnung 2003 beschliesst der
Nationalrat am 14. Juni 2004 zum zweiten Mal,
nicht auf den Entwurf des Bundesrats einzutre-
ten. Die Revision des Betdubungsmittelgesetzes
scheitert hauptsachlich wegen der kontroversen
Cannabisproblematik.

Die SGK-NR behandelt 2005 drei parlamentarische
Initiativen und eine Petition zur Revision des
BetmG, die kurz nach dem Scheitern der letzten
Revision im Nationalrat eingereicht wurden.

Sie verschiebt einen Entscheid dartber und be-
schliesst stattdessen eine eigene Kommissions-
initiative. Am 4. Mai 2006 verabschiedet sie ihren
Bericht zu dieser sowie den Entwurf zur Anderung
des BetmG. Damit sollen die mehrheitsfahigen
Elemente der gescheiterten Revision ziigig gesetz-

Am 29. September 2006 nimmt der Bundesrat
Stellung zum Kommissionsentwurf. Er begriisst

© wann:
{4.5.2006

%Wur:
: SGK-NR

lich verankert werden.

© Wann:
i 29.9.2006

%Wur:
Bundesrat

grundsatzlich die Vorlage, beantragt aber, He-
roin von der Liste der verbotenen Substanzen zu
streichen, da das revidierte BetmG eine heroinge-
stlitzte arztliche Behandlung vorsieht.

Er tberweist den Text mit seinen ansonsten ge-
ringfiigigen Anderungsantragen ans Parlament.



Wann:
{ 3.11.2006

éWar:
§ SGK-NR

In ihrer Beratung vom 3. November 2006 stimmt
die SGK-NR mit 15 zu 8 Stimmen bei einer Enthal-

tung gegen den Antrag des Bundesrats, Heroin von
der Liste der verbotenen Substanzen zu streichen.

. . LEGISLATIVE

e 0@

@
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@ ‘} Abgebildet sind so genannte Partydrogen:
3,4-Methylendioxymethamphetamin- oder kurz:
MDMA-Tabletten, die gemeinhin Ecstasy-Pillen
genannt werden, sowie als m-CCP-Pillen bezeichnete
meta-Chlorphenylpiperazin-Tabletten
Wer: Wann: Wer: Wann:
i Sténderat i 18.12.2007 1 5 i Nationalrat i 203.2008

Der Sténderat schliesst sich voll und ganz der
SGK-SR an und beschliesst in der Gesamtabstim-
mung vom 18. Dezember 2007 einstimmig die An-
nahme des Entwurfs.

1 1 i Nationalrat e 20.12.2006 i Nationalrat ! 5.3.2008
— i Stinderat & 19.3.2008

.

In der Wintersession 2006 diskutiert der Natio-
nalrat die Teilrevision des BetmG und tritt ohne
Gegenantrag auf die Vorlage ein. Er schliesst sich
der SGK-NR an und ist dagegen, Heroin von der
Liste der verbotenen Substanzen zu streichen. Er
ibernimmt die Vorlage seiner SGK weitestgehend
und stimmt ihr mit 108 zu 65 Stimmen zu.

¢ wann:
{ 15./16.10.2007

Am 15. und 16. Oktober 2007 tagt die Kommission
fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Stan-
derats SGK-SR, hort Vertreterinnen der Schwe-
sterkommission an und stimmt fiir den Antrag des
Bundesrats und somit fiir die Streichung von He-
roin von der Liste der verbotenen Substanzen. Um-
stritten ist der Zweckartikel; das Gesetz soll nicht
nur dem unbefugten Konsum vorbeugen, sondern
auch — und zwar an erster Stelle — die Versorgung
mit Schmerzmitteln bzw. die befugte Verwendung
regeln.

Alle tbrigen Antrdge, die vom Beschluss des
Erstrates abweichen, sind eher redaktioneller Na-
tur. Die SGK-SR beantragt einstimmig das Eintre-
ten auf die Vorlage.

@

Da zum Ziel und Zweck des Gesetzes und zur Fra-
ge, wie Heroin verboten sein soll und trotzdem
arztlich verschrieben werden kann, Differenzen
zwischen den Raten bestehen, kommt es zum Dif-
ferenzbereinigungsverfahren.

Der Nationalrat stimmt dem
Zweckartikel des Sténderats zu. Er erwahnt aber
zuerst den praventiven Ansatz und die Férderung
der Abstinenz und erst in zweiter Linie die Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit von Betdubungsmitteln
zu medizinischen und wissenschaftlichen Zwe-
cken. Materiell ist damit keine Anderung verbun-
den. Der Nationalrat hat zudem ein Konzept gefun-
den, welches am Verbot von Heroin festhélt, aber
trotzdem Ausnahmen ermdglicht.

Der Sténderat folgt den Beschliissen des
nalrats.

erweiterten

i Standerat

Am 20. Marz 2008 passiert die Teilrevision des
BetmG die Schlussabstimmung im Nationalrat —
mit 114 Ja- gegen 68 Nein-Stimmen.

Der Standerat stimmt der Revision einstimmig
zu. Weil es sich beim Betdubungsmittelgesetz um
keine Verfassungsanderung, sondern lediglich um
ein Gesetz handelt, muss nicht automatisch auch
noch das Volk dariiber abstimmen.

Wer:
1 6 i Referendumskomitee

Wann:
1.4.-10.7.2008

Den Gegnern der Revision gelingt es jedoch, inner-
halb der 100-tdgigen Frist genug Unterschriften
gegen die Gesetzesdnderung zu sammeln: Das
Referendum kommt damit zustande.

: Wann:
i 30.11.2008

Am 30. November 2008 findet deshalb die Volks-
abstimmung statt. Die Vorlage wi it 68,1% Ja-
Stimmen angenommen.

EWer:
®1 8 i Bundesrat { 20.5.2009

Am 20. Mai 2009 beschliesst der Bundesrat, die
neuen Bestimmungen iber die heroingestitzte
Behandlung auf den 1. Januar 2010 in Kraft zu set-
zen. Die restlichen Anderungen des Betiubungs-
mittelgesetzes sollen zu einem spateren Zeitpunkt
in Kraft gesetzt werden, da diese umfangreiche
Anpassungen im Verordnungsrecht verlangen.
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DIE EXEKUTIVE: BUNDESRAT UND DEPARTEMENTE ODER

Die Schweizer Regierung
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E

ereits seit dber 160 Jahren amtet der
Bundesrat und hat in dieser Zeit insgesamt

114 Mitglieder gezahlt — inklusive der

sieben gegenwartigen —, doch so genannte offi-
zielle Fotos des jeweils regierenden Kollegiums
gibt es erst seit 1993.
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Gleichenorts, wo vor 18 Jahren das erste Bild
entstand, im Gang vor dem Bundesratszimmer im
Bundeshaus West, hat sich die oberste leitende
Behdrde der Schweiz zusammen mit der Kanzlerin
zum diesjahrigen Portrat postiert. Der Unterschied
zur Premiere ist augenfallig: War damals mit Ruth

EXE.IﬁT*I‘E_ 2z

Dreifuss nur gerade eine Frau auf dem Foto, ist
unsere Landesregierung seit der Bundesrats-
ersatzwahl vom letzten Oktober (und vierzig Jahre
nach Einfithrung des Frauenstimmrechts) erstmals
mehrheitlich weiblich.
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Der Bundesrat

Die Regierung der Schweiz besteht aus den sieben Mitgliedern des Bundesrats, die
von der Vereinigten Bundesversammlung fiir eine vierjahrige Amtsdauer gewahlt
sind. Die Bundesprasidentin ist nur fiir ein Jahr gewahlt und gilt in dieser Zeit als
Prima inter pares, das heisst als Erste unter Gleichgestellten. Sie leitet die Bundes-
ratssitzungen und ibernimmt besondere Reprdsentationspflichten. Die Bundeskanz-
lerin ist Stabschefin des Regierungskollegiums.

) ol o

\

Micheline Calmy-Rey Eveline Widmer-Schlumpt Doris Leuthard Ueli Maurer

Bundesprasidentin Vizeprasidentin des Bundesrats Vorsteherin des Departements Vorsteher des Departements fir
Vorsteherin des Departements Vorsteherin des Finanzdepartements fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Verteidigung, Bevélkerungsschutz
flir auswdrtige Angelegenheiten Mitglied der EITd Kommunikation und Sport

Mitglied der I Bundesrétin seit 2008 Mitglied der [ATA Mitglied der NI

Bundesratin seit 2003 Bundesratin seit 2006 Bundesrat seit 2009

i

Didier Burkhalter Simonetta Sommaruga Johann N. Schneider-Ammann Corina Casanova

Vorsteher des Departements Vorsteherin des Justiz- und Vorsteher des Volks- Mitglied der [ CVP |

des Innern Polizeidepartements wirtschaftsdepartements Bundeskanzlerin seit 2008
Mitglied der [T Mitglied der IHE Mitglied der [Tl

Bundesrat seit 2009 Bundesrdtin seit 2010 Bundesrat seit 2010

Die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrats seit 1848

CVP |CVP CVP CVP CVP |CVP |CVP CVUP |CVP |CUP
1917|1919 1929 1943 1953(1954(1959 2004|2008/2009

Die Grafik zeigt die Vertretung der Parteien im Bundesrat seit 1848:
von der lber vierzig Jahre dauernden Alleinherrschaft der Freisinnigen
bis zur heutigen Zusammensetzung der Regierung.
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nie All'gahell des Blllldesrals Als oberste lei-

tende Behorde des Landes ist der Bundesrat in erster Linie ver-

antwortlich fiir die Regierungstatigkeit: Er hat laufend

¢ die Lage zu beurteilen, die sich aus der Entwicklung in Staat und
Gesellschaft und dem Geschehen im In- und Ausland ergibt;

e die grundlegenden Ziele staatlichen Handelns zu umschreiben
und die Mittel dafiir zu bestimmen;

e die Regierungspolitik zu planen, zu koordinieren und ihre Um-
setzung sicherzustellen;

* den Bund nach innen und nach aussen zu vertreten.

Ferner muss der Bundesrat die gesamte Bundesverwaltung re-

gelméssig und systematisch beaufsichtigen und die Leistungs-

fahigkeit sowie die Recht- und Zweckmassigkeit ihrer Tatigkeit

sicherstellen. Der Bundesrat beteiligt sich ausserdem an der

Rechtsetzung, indem er

* das Vorverfahren der Gesetzgebung leitet;

* der Bundesversammlung Bundesgesetze und Bundesbeschliisse
unterbreitet;

* Verordnungen erldsst, soweit ihn Bundesverfassung oder Bun-
desgesetze dazu erméchtigen.

Schliesslich entwirft er den Voranschlag und legt die Staatsrech-
nung vor.

Der Bundesrat hilt in der Regel pro Woche eine ordentliche
Sitzung ab; dabei entscheidet er alljahrlich 2000 bis 2500 Ge-
schifte. Neben den zusétzlich - je nach Bedarf — kurzfristig anbe-
raumten ausserordentlichen Sitzungen kommen jedes Jahr meh-
rere Klausursitzungen hinzu, die jeweils der Beratung spezieller
und grosser Themenkomplexe gewidmet sind.

Die Sitzungen des Bundesrats leitet die Bundesprésidentin, in
ihrer Abwesenheit die Vizeprasidentin; sie dauern zwischen drei
Stunde und fiinf Stunden.

Die Departemente und die Bundeskanzlei bereiten die Ge-
schifte vor, aber der Bundesrat entscheidet als Kollegium. Dabei
hat jedes Mitglied des Bunderats eine Stimme; die Bundeskanz-
lerin hat Antrags- und Rede-, aber kein Stimmrecht.

EXEKUTIVE

Laut Artikel 177 der Bundesverfassung ist der

Bundesrat eine Kollegialbehorde, in der jedes
Mitglied die gleichen Rechte und Pflichten hat.

Einmal pro Woche trifft sich die Landesre-
gierung zu ordentlichen Sitzungen; in diesen
dussern die Mitglieder ihre Meinungen zu den
vorliegenden Geschéaften und fassen ihre Be-
schliisse. In aller Regel vermeidet der Bundes-
rat eine eigentliche Abstimmung; die Mehr-
heitsverhéltnisse ergeben sich oft bereits aus
den Diskussionen. Die geheim gefassten Be-
schltisse sind nach aussen mit einer Stimme
und mit den Argumenten zu vertreten, die in
der Diskussion den Ausschlag gegeben haben.
Das heisst, Mitglieder, die nicht der Meinung
der Mehrheit sind, miissen die Beschlisse des
Gremiums trotzdem mittragen.

Kﬂnkﬂrdallz kommt vom lateini-

schen «concordia», was Einmitigkeit oder

volkstiimlich «ein Herz und eine Seele» heisst.

Anders als etwa die Ricksichtnahme auf
die verschiedenen Landesteile, ist die Konkor-
danz nicht von der Verfassung vorgeschrieben;
sie ist vielmehr wahrend Jahrzehnten durch
den in der Schweiz stark ausgepragten Schutz
von Minderheiten entstanden.

Konkordanz bedeutet aber nicht, dass alle
im Parlament und in der Regierung einer Mei-
nung sind (oder sein missen), sondern dass
alle Meinungen darin vertreten sind und ihr
Gewicht haben — einigermassen entsprechend
ihrer Starke bei den Stimm- und Wahlberech-
tigten.

Zallhel'fﬂl'mel heisst seit 1959

die parteimdssige Zusammensetzung des Bun-

desrats; damals waren die Parteien erstmals
ungefahr entsprechend ihren Wéhleranteilen
in der Landesregierung vertreten: Die SP mit
26,3%, die FDP mit 23,7% und die CVP mit
23,3% stellten je zwei Bundesréte, die SVP
mit 11,6% einen.

Dieses Verhéltnis blieb 44 Jahre lang un-
verandert. Weil die Nationalratswahlen 2003
die SVP zur wahlerstarksten Partei machten,
erhielt sie zulasten der CVP einen zweiten Sitz.
Ihre beiden Vertreter wechselten jedoch 2008
zur neugegriindeten BDP. Nach dem Riicktritt
von Samuel Schmid stellt die SVP mit Ueli
Maurer seit 2009 wieder einen Bundesrat.
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DIE ORGANISATION DER BUNDESVERWALTUNG ODER

Wo die rund 35800 Bundes-

angesteliten arbeiten

Stellen: 4463
Ertrag: 41225000.—
Aufwand: 2 651921 700.—

Departementsvorsteherin:

Micheline Galmy-Rey

Generalsekretariat

Staatssekretariat

Politische Direktion PD

Direktion fiir Volkerrecht DV

Direktion fiir Entwicklung

und Zusammenarheit Deza

Direktion fiir Ressourcen DR

Diplomatische und
konsularische Vertretungen der
Schweiz im Ausland

44 per Bund kurz erkiart

Stellen: 2036

I
Ertrag: 90 038 100.—

Aufwand: 18 368 560 600.—

Departementsvorsteher:

Didier Burkhalter

Generalsekretariat

Eidgendssisches Biiro fiir die
Gleichstellung von Frau und
Mann EBG

Bundesamt fiir
Kultur BAK

Schweizerische
Nationalbibliothek NB

Schweizerisches
Bundesarchiv BAR

Bundesamt fiir Meteorologie
und Klimatologie MeteoSchweiz

Bundesamt fiir
Gesundheit BAG

Bundesamt fiir
Statistik BFS

Bundesamt fiir
Sozialversicherungen BSV

Staatssekretariat fiir Bildung
und Forschung SBF

Bereich der Eidgendssischen
Technischen Hochschulen
ETH-Bereich

Schweizerisches
Heilmittelinstitut Swissmedic

Schweizerisches

Nationalmuseum SNM

Stellen: 2176 Stellen: 11 522
g Ertrag: 571 563 500.— ? Ertrag: 1 669 793 600.—
9 Aufwand: 2 048 630 700.—

Aufwand: 6 872 238 900.—

Departementsvorsteherin:

Simonetta Sommaruga

Departementsvorsteher:

Ueli Maurer

Generalsekretariat Generalsekretariat

Bundesamt fiir

Justiz BJ Oberauditorat

Bevdlkerungsschutz

Bundesamt fiir
Polizei Fedpol

Bundesamt fiir
Migration BFM

Bundesamt fiir
Metrologie METAS

Eidgendssische
Spielbankenkommission ESBK

Nachrichtendienst
des Bundes

Schweizerisches Institut fiir
Rechtsvergleichung SIR

Eidgendssische Schiedskommission
fiir die Verwendung von Urheberrechten
und verwandten Schutzrechten ESchK

Eidgendssische
Revisionsaufsichtshehirde
RAB

Nationale Kommission zur
Verhiitung von Folter NKVF

Eidgendssisches Institut fiir
Geistiges Eigentum IGE

Die farblich markierten Organisationen sind
weitgehend eigenstandig. Die Stellen- und
Budgetangaben sind darum in den jeweiligen
Departementszahlen nicht beriicksichtigt.



Stellen: 8418
Ertrag: 61 415 126 700.—
Aufwand: 17 195 932 500.—

Departementsvorsteherin:

Eveline Widmer-Schiumpt

Generalsekretariat

Staatssekretariat fiir
Internationale Finanzfragen SIF

Eidgendssische
Finanzverwaltung EFV

Eidgendssisches
Personalamt EPA

Eidgendssische
Steuerverwaltung ESTV

Eidgendssische
Zollverwaltung EZV

Bundesamt fiir Informatik und
Telekommunikation BIT

Bundesamt fiir Bauten und
Logistik BBL

Eidgendssische
Finanzmarktaufsicht FINMA

Eidgendssische
Finanzkontrolle EFK

Eidgendssische
Alkoholverwaltung EAV

Pensionskasse des

Bundes Publica

Stellen: 1945
Ertrag: 505 040 200.—
Aufwand: 6 007 941 300.—

Departementsvorsteher:

Johann N. Schneider-Ammann

Generalsekretariat

Staatssekretariat fiir
Wirtschaft SECO

Bundesamt fiir Berufshildung
und Technologie BBT

Bundesamt fiir
Landwirtschaft BLW

Bundesamt fiir
Veterindrwesen BVET

Bundesamt fiir wirtschaftliche
Landesversorgung BWL

Bundesamt fiir
Wohnungswesen BWO

Preisiiberwachung

Wetthewerbskommission WEKO

Kommission fiir Technologie
und Innovation KTI

Eidgendssisches
Hochschulinstitut fiir
Berufshildung EHB

Stellen: 1927

Ertrag: 283 905 800.—

Aufwand: 9 797 609 800.—

Departementsvorsteherin:

Doris Leuthard

Generalsekretariat

Bundesamt fiir
Verkehr BAV

Bundesamt fiir
Zivilluftfahrt BAZL

Bundesamt fiir
Energie BFE

Bundesamt fiir
Strassen ASTRA

Bundesamt fiir
Kommunikation BAKOM

Bundesamt fiir
Umwelt BAFU

Bundesamt fiir
Raumentwicklung ARE

Eidgendssisches
Nuklearsicherheits-
inspektorat ENSI

EXEKUTIVE

Stellen: 168
Ertrag: 1080000~
Aufwand: 59 821 200.—

Bundeskanzlerin:

Corina GCasanova

Bundeskanzlei BK

Eidgendssischer
Datenschutz- und
Offentlichkeitsheauftragter EDOB
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Die Bundeskanzlei BK

Damit unsere Demokratie auch wirklich funktioniert
Drei- bis viermal jahrlich nehmen Biirgerinnen und Biirger an
Abstimmungen Stellung zu wichtigen politischen Fragen, und
alle vier Jahre wéhlen sie ein neues Parlament. Dass dabei al-
les immer reibungslos klappt, ist Aufgabe der Bundeskanzlei. Sie
sorgt dafiir, dass die Kantone und Gemeinden die Abstimmungen
korrekt, fair und geheim durchfithren. Auch wenn Parteien, Or-
ganisationen, politische Gruppierungen oder Einzelpersonen ein
politisches Anliegen haben, also etwas in der Schweiz gedndert
haben mochten, sind sie bei der Bundeskanzlei an der richtigen
Adresse. Sie werden beraten, welches Instrument fir ihr Vorha-
ben das sinnvollste ist, oder worauf man bei der Einreichung
einer Initiative oder dem Ergreifen eines Referendums achten
muss.

Veranderungen hei Abstimmungen und Wahlen

Vorbei die Zeit, als man sich am Sonntag nach dem Kirchgang
in eine lange Kolonne stellte, um seinen Stimm- oder Wahlzettel
in die Urne zu werfen. Seit 1978 kann man das jeweils bereits
ab Donnerstag vor dem Wahlsonntag tun. 1995 wurde erstmals
moglich, was heute die Regel ist: die Stimmabgabe per Post. Und
morgen? Die Bundeskanzlei arbeitet intensiv mit den Kantonen
zusammen daran, dass man in Zukunft auch iiber das Internet
abstimmen und wéhlen kann. Eine knifflige Angelegenheit, gilt
es doch jeden systematischen Missbrauch auszuschliessen. In ei-
nigen Kantonen ist die elektronische Stimmabgabe bereits erfolg-
reich getestet worden, und in diesem Jahr werden erstmals auch
viele im Ausland lebende Wahlberechtigte iiber das Internet an
den Abstimmungen und Wahlen teilnehmen kénnen.

Damit der Bundesrat effizient arbeiten kann
Auf der Basis der von der Bundeskanzlei zusammen mit den
sieben Departementen vorbereiteten Legislaturplanung und der
Jahresziele erledigt der Bundesrat jahrlich zwischen 2000 und
2500 Regierungsgeschifte. Die Bundeskanzlei sorgt dafiir, dass
die Bevolkerung iiber die Beschliisse des Bundesrats aktuell, neu-
tral und umfassend informiert wird. Sie ist somit ein wichtiges
Bindeglied zwischen dem Bundesrat, den verschiedenen Departe-
menten, dem Parlament, den Kantonen und der Bevélkerung.
An der Spitze der Bundeskanzlei steht die Bundeskanzlerin
Corina Casanova, welche wie die Bundesriate vom Parlament ge-
wéhlt wird. Sie kann im Bundesrat mitreden und jederzeit auch
Antrdge aus ihrem Bereich stellen. Fiir die Bundeskanzlei hat
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die Kanzlerin eine vergleichbare Funktion wie ein Mitglied des
Bundesrats als Departementsvorsteherin. Die Bundeskanzlerin
wird unterstiitzt durch zwei Vizekanzler sowie rund 250 moti-
vierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Bei vielen von ihnen
handelt es sich um hochqualifizierte Spezialisten. Thnen steht
eine moderne Infrastruktur zur Verfiigung. Zurzeit wird gera-
de ein neues, komplexes elektronisches Geschéaftsverwaltungs-
modell eingefiihrt, mit dem es in Zukunft moglich sein wird,
auch iiber Jahre hinweg die Entstehungsgeschichte von Doku-
menten liickenlos zuriickzuverfolgen.

Die Vorbereituny einer Bundesratssitzung
Bundesratssitzungen beginnen normalerweise jeden Mittwoch —
wéhrend der Sessionen jeweils am Freitag — piinktlich um 9 Uhr
im Bundesratszimmer. Die Sitzungen dauern in der Regel drei bis
fiinf Stunden. Bis ein Geschéft auf den Pulten der Bundesritinnen
und Bundesrate landet, durchlauft es verschiedene Stationen, die
alle von der Bundeskanzlei begleitet werden. Wenn ein Entwurf
des federfiihrenden Departements die so genannte Amterkonsul-
tation durchlaufen hat, unterzeichnet die zustindige Departe-
mentsvorsteherin oder der -vorsteher den definitiven Antrag, der
dann den Regierungskolleginnen und -kollegen die Moglichkeit
gibt, sich in einem Mitberichtsverfahren dazu zu dussern. Das
heisst: Die Mitglieder des Bundesrats konnen Gegenantrage stel-
len. Dies geschieht meist schriftlich. Erst wenn dieses Verfahren
abgeschlossen ist und die Bundeskanzlei das Geschéift auf seine
formelle und juristische Richtigkeit hin iiberpriift hat, wird aus
dem Anliegen ein Traktandum fiir die Bundesratssitzung.

Bei durchschnittlich 100 Geschéaften pro Bundesratssitzung
ist es notwendig, dass die Sitzung sehr straff gefiihrt wird, damit
geniigend Zeit bleibt, umstrittene Geschéfte oder strategische
Fragen ausfiihrlich zu diskutieren.

Was nach der Bundesratssitzung geschieht
Unmittelbar nach einer Bundesratssitzung informiert
" Vizekanzler André Simonazzi die Offentlichkeit tiber die
j' Medien oder direkt iiber das Internet sowie das Parla-
ment {iber die wichtigsten Beschliisse des Bundesrats. Das geht
natiirlich nur, weil die entsprechenden Communiqués bereits im
Vorfeld der Sitzung vorbereitet wurden. Der fiir die Kommuni-
kation zustdndige Bundesratssprecher Simonazzi gibt noch wéh-
rend der Sitzung laufend via Handnotizen die Beschliisse des
Kollegiums an den Informationsdienst der Bundeskanzlei weiter,



welcher die schriftlichen Medienmitteilungen koordiniert. Die
Pressekonferenz im Medienzentrum findet unmittelbar nach den
Bundesratssitzungen statt. Sie kann auch online iiber das Inter-
net verfolgt werden: www.tv.admin.ch.
Die Beschliisse des Bundesrats hédlt der andere Vize-
*  kanzler, Thomas Helbling, fest und begleitet ihre Umset-
M zung. Dazu gehort, dass die bundesratlichen Entwiirfe
von Gesetzen und Bundesbeschliissen in den Sprachen Deutsch,
Franzosisch und Italienisch im Bundesblatt veroffentlicht werden.
Die Amtliche Sammlung des Bundesrechts erscheint wochentlich
und enthilt die neuen und die gednderten Gesetze und Verord-
nungen; die Systematische Rechtssammlung wird laufend aktua-
lisiert und bildet jeweils das geltende Recht vollstindig ab. Die
Rechtssammlung ist fiir Juristinnen und Juristen, aber auch fiir
viele Privatpersonen unverzichtbar. Dies dussert sich in bis zu
500 000 Abfragen pro Tag im Internet!

Querdenker schaffen neue Perspektiven

Unter der Leitung der Bundeskanzlerin erarbeiten 12 Strategie-
spezialistinnen und -spezialisten aus den sieben Departementen
und der Bundeskanzlei in einem neuartigen Prozess eine Uber-
sicht iiber die kiinftigen zentralen Herausforderungen an die
Bundespolitik. Das Projekt heisst «Perspektiven 2025» und wird
vom Center for Security Studies CSS der ETH Ziirich unterstiitzt.

Sprache, mit der Staat zu machen ist

Ein mehrsprachiges Land wie die Schweiz ist darauf angewie-
sen, dass das gesamte Recht und alle wichtigen Texte des Parla-
ments, der Regierung und der Verwaltung in einwandfreier Fas-
sung in den Amtssprachen zur Verfiigung stehen. Die Zentralen
Sprachdienste der Bundeskanzlei sorgen flir moglichst einfache
und verstdndliche Gesetze, Verordnungen und Staatsvertrdge in
den Landessprachen Deutsch, Franzosisch und Italienisch. Viele
Texte des Bundes werden heute auch ins Rédtoromanische und
Englische {ibersetzt.

Publikationen in Millionen-Auflagen

Drei bis vier Wochen vor jeder Abstimmung erhalten die {iber
finf Millionen Stimmberechtigten der Schweiz eine Broschii-
re zugestellt, in der die Vorlagen in leicht verstdndlicher Form
prasentiert werden. Eine Arbeitsgruppe unter der Fiihrung des
Bundesratssprechers bereitet diese Erlduterungen in enger Zu-

EXEKUTIVE

Bundeskanzlerin:
Corina Casanova
Vizekanzler: Thomas Helbling, André Simonazzi

Bundeshaus West, 3003 Bern

0313223791

Infoverantwortliche: Hansruedi Moser, Claude Gerbex
www.bk.admin.ch

sammenarbeit mit dem federfiihrenden Departement vor, und
der Bundesrat diskutiert und genehmigt sie. Gemaiss Analysen
der eidgendssischen Abstimmungen schatzt die Leserschaft das
«Bundesbiichlein» sehr. Rund 70 Prozent der Stimmenden benut-
zen es als Informationsquelle. Begleitend zu den alle vier Jahre
stattfindenden Nationalratswahlen gibt die Bundeskanzlei auch
eine farbige Broschiire als Wahlanleitung und kleine Staatskunde
heraus.

Keine Kafighaltung fiir politische Ideen

In ihrem Bemiihen, moglichst viele Biirgerinnen und Biirger fiir
Politik zu interessieren und iiber Sachthemen verstdndlich und
spannend zu kommunizieren, betreibt die Bundeskanzlei zusam-
men mit den Parlamentsdiensten im historischen Kéfigturm mit-
ten in Bern ein Politforum. Hier werden Besucherinnen und Be-
sucher, Schulklassen, Touristen und Passanten auf erfrischende
Art mit politischen Fragen konfrontiert. Themenbezogene Aus-
stellungen werden durch Referate, Podiumsgesprache und Filme
ergidnzt. Zudem konnen sich Besucher im Kéfigturm mit Infor-
mationsmaterial eindecken sowie Parteien und Organisationen
Sitzungen und kleinere Veranstaltungen durchfiihren.

Transparenz schaffen und Privatsphére schiitzen

Beauftragter: Stellen: Ertrag: =
Hanspeter Thiir 24 Aufwand:

¥ . Der FEidgenéssische Datenschutz- und Offentlichkeits-
beauftragte (EDOB) beaufsichtigt Datenbearbeitungen durch
Bundesorgane sowie private Personen und Organisationen. Stellt
er fest, dass Vorschriften verletzt werden, so kann er empfehlen,
Datenbearbeitungen zu dndern oder zu unterlassen. Ausserdem
berit er Private ebenso wie Organe des Bundes und der Kantone.
Er gibt Empfehlungen an Bundesdmter und Departemente bei
der Umsetzung des Offentlichkeitsprinzips, das den Zugang zu
amtlichen Dokumenten erleichtert, und fithrt Schlichtungsver-
fahren durch, wenn es zwischen gesuchstellenden Personen und
betroffenen Amtern zu Konflikten kommt.
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Eidgendssisches Departement

filr auswartige Angelegenheiten EDA

,,w.ashmgton POSl’

n die amerikanische Hauptstadt geht hier zwei Mal pro
IWoche die Post ab, ebenso wie in einige weitere Metropolen,
die fiir die schweizerischen Aussenbeziehungen besonders
. wichtig sind.
Die meisten anderen der insgesamt 164 Bestimmungsorte
- in erster Linie Schweizer Botschaften und Konsulate rund
um den Globus - erhalten hingegen nur einmal wochentlich
eine Sendung von der Freiburgstrasse 130 in Bern.
I Rudolf Bigler und der Logistiker-Lehrling Reto Amstutz so-
: wie rund ein Dutzend weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
| kiimmern sich hier um alles, was zwischen der Schweiz und
ihren Vertretungen im Ausland postalisch hin und her geht: Im
~ Schnitt sind das etwa siebzig Ein- und Ausgange pro Tag.

In die Sacke von unterschiedlichem Fassungsvermogen
kommen nebst Korrespondenz und anderen Schriftstiicken
weitere «fiir den amtlichen Gebrauch notwendige Gegen-
stinde» - das kann von Stempelkissen bis zu Panzerschran-
ken die verschiedensten Dinge umfassen.

Von Angehorigen der in der Fremde Tatigen kann librigens
auch Privates verschickt werden; bis zu einem Gewicht von
jeweils 500 Gramm kostenlos, fiir Schwereres miissen die
Empfanger Porto zahlen.

Ist ein Versandsack fertig gepackt, verschliesst ihn der
Kurierdienst miteinem durch die Osen gezogenen Metallbiigel

g und plombiert diesen anschliessend. Denn dem Gepéck und

éer Post von Diplomaten ist wie ihnen selbst vdlkerrechtlich
Immunitat zugesichert - also Unantastbarkeit: Weder der Zoll
noch irgendeine andere in- oder ausldndische Behorde darf
sich an ihnen vergreifen.

Rudolf Bigler und Reto Amstutz arbeiten in der Sektion Kurier der
Direktion fiir Ressourcen und sind zwei von rund 4900 Bundesangestellten ,i
im Eidgendssischen Departement fiir auswdrtige Angelegenheiten EDA

o LN
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Eidgendssisches Departement
fiir auswartige Angelegenheiten EDA

Das EDA wahrt die Interessen der Schweiz im Ausland. Es ge-
staltet und koordiniert die schweizerische Aussenpolitik. Seine
Tétigkeit basiert auf fiinf aussenpolitischen Zielen:

* Wahrung der Unabhéngigkeit und Wohlfahrt der Schweiz

e Linderung von Not und Armut in der Welt

* Achtung der Menschenrechte und Férderung der Demokratie

* Friedliches Zusammenleben der Volker

* Erhaltung der natiirlichen Lebensgrundlagen

General_sekretariat GS-EDA

Generalsekretar:
Roberto Balzaretti 97

4126 200.-

Ertrag:
Aufwand:

=~ Das Generalsekretariat unterstiitzt und berét als Stabs-

stelle die Departementsvorsteherin in ihrer tdglichen Arbeit. Ins-

besondere

* koordiniert es departementsintern die Geschiéfte fiir Parlament
und Bundesrat (strategisches Controlling, Risikomanagement
und interne Kontrolle)

e informiert es die Offentlichkeit
Departements

e stellt es die Verwirklichung der Chancengleichheit im EDA
sicher

e priift es im gesamten Aufgabengebiet des Departements die
Wirksamkeit der internen Steuerung und der Kontrollsysteme.

Dem Generalsekretariat unterstellt sind zudem Prdsenz Schweiz

und das Kompetenzzentrum fiir Kulturaussenpolitik.

iiber die Aktivititen des

Staatssekretariat

Staatssekretar:
Peter Maurer

286 525 100.-

Ertrag:
Aufwand:

B Das Staatssekretariat spielt eine fithrende Rolle in der
Entwicklung und Planung der Aussenpolitik zu Handen der
Departementsvorsteherin. In der Entwicklung von aussenpoli-
tischen Strategien und Konzepten wird das Staatssekretariat von
der Politischen Direktion unterstiitzt, die vom Staatssekretér ge-
flihrt wird. Der Staatssekretar kann die Departementsvorsteherin
nach innen und aussen vertreten. Zu seiner Tatigkeit gehort die
Pflege der bilateralen Beziehungen der Schweiz mit anderen Lén-
dern. Weitere wichtige Dossiers sind die Zusammenarbeit mit der
UNO, die Entwicklung der Beziehungen zur EU sowie die Sicher-
heits- und Friedenspolitik einschliesslich die Abriistungspolitik.
Dem Staatssekretariat angegliedert sind das diplomatische Pro-
tokoll sowie das Integrationsbiiro (IB), eine gemeinsame Dienst-
stelle von EDA und EVD. Das IB ist das Kompetenzzentrum des
Bundes fiir Fragen der europédischen Integration und koordiniert
die Beziehungen zur Europédischen Union.
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Chef: Stellen und Budget:
Peter Maurer, Staatssekretar und in den Zahlen des Staatssekretariats
politischer Direktor enthalten

Die globalen Herausforderungen einschétzen, aussenpolitische
Strategien entwickeln, Spannungs- und Krisenherde erkennen:
In der Politischen Direktion fliessen sdmtliche Informationen zu-
sammen, die es erlauben, die Interessen der Schweiz im Ausland
zu wahren. Die Politische Direktion koordiniert das aussenpoli-
tische Tagesgeschéft und ist die vorgesetzte Stelle fiir alle Aus-
landvertretungen. Sie besteht aus zwei geografischen und vier
thematischen Abteilungen:

* Politische Abteilung I (Europa und Zentralasien, Europarat,
OSZE)

* Politische Abteilung II (Afrika/Mittlerer Osten, Asien/Ozea-
nien, Amerika)

* Politische Abteilung III (Vereinte Nationen und andere inter-
nationale Organisationen)

* Politische Abteilung IV (Menschliche Sicherheit)

* Politische Abteilung V (Koordination sektorieller Politiken)

* Politische Abteilung VI (Auslandschweizerdienst und Ausland-
schweizerpolitik, konsularischer Schutz, Reisehinweise und
Krisenmanagement)

* Politisches Sekretariat (internationale Sicherheitspolitik,
Riistungskontrolle und Abriistung, Konferenzdienst,
Historischer Dienst, Dokumentation)

Direktion fiir Vilkerrecht DV

Direktor: Ertrag: 430 000.-
Valentin Zellweger 43 Aufwand: 5 603 400.-

Das Volkerrecht bildet die Grundlage fiir das friedliche
Zusammenleben der Staaten. Eine Aussenpolitik, die sich an in-
ternationale Regeln hélt, ist glaubwiirdig und berechenbar. Fiir
die schweizerische Aussenpolitik ist das Volkerrecht eine wich-
tige Richtschnur.

Als «juristisches Gewissen» des EDA und als Kompetenzzen-
trum des Bundes fiir internationales Recht wacht die Direktion
flir Volkerrecht (DV) dariiber, dass die Schweiz gegen aussen
und im Innern ihre volkerrechtlichen Verpflichtungen einhalt. Sie
wirkt bei Aushandlung, Abschluss und Umsetzung volkerrecht-
licher Vertrdge mit und engagiert sich fiir die Férderung und Ein-
haltung des Volkerrechts sowie fiir die Durchsetzung schweize-
rischer Rechtsanspriiche gegentiber dem Ausland.

Die DV befasst sich mit einer Vielzahl von Themen. Dazu ge-
horen zum Beispiel die Neutralitédt, die Menschenrechte, das Hu-
manitdre Volkerrecht, die Rechtsfragen der grenziiberschreiten-
den Zusammenarbeit, der Umgang mit Potentatengeldern oder
die Rhein- und Seeschifffahrt. Zudem koordiniert die DV die aus-
senpolitischen Tétigkeiten zur Bekdmpfung des Terrorismus und
betreut die Beziehungen zum Fiirstentum Liechtenstein.



Direktion fiir Entwicklung und
Zusammenarbeit Deza

www.deza.admin.ch

Direktor: Ste 6 Ertrag: -
Martin Dahinden Lokalpersonal: 823 Aufwand: 1719 147 000.-

« B Die Schweiz tragt dazu bei, dass Not und Armut in der
Welt gelindert, die Menschenrechte geachtet, Demokratie und
friedliches Zusammenleben der Volker geférdert und die natiir-
lichen Lebensgrundlagen erhalten werden. So steht es in der
Bundesverfassung.

Die Direktion fiir Entwicklung und Zusammenarbeit (Deza)
setzt diesen Auftrag in vier Tétigkeitsbereichen um:

* Regionale Zusammenarbeit

* Globale Zusammenarbeit

* Ostzusammenarbeit, neue EU-Mitgliedstaaten

* Humanitére Hilfe

Die Regionale Zusammenarbeit realisiert Entwicklungsprogramme
in 17 Partnerldndern in Lateinamerika, Asien und Afrika. Sie ist
fiir die Kooperation mit den regionalen Finanzierungsinstitutionen
in Afrika, Lateinamerika und Asien zustandig.

Die Globale Zusammenarbeit unterstiitzt die Tatigkeit der Ver-
einten Nationen (UNO), der Weltbank sowie globaler Fonds und
Netzwerke. Sie tragt mit drei globalen Programmen (Klimawan-
del, Erndhrungssicherheit, Migration) zur Losung weltweiter Pro-
bleme bei.

Die Ostzusammenarbeit fordert die Reformen der Lander im
Westbalkan und in der Gemeinschaft unabhéngiger Staaten der
ehemaligen Sowjetunion (GUS) und umfasst den Erweiterungs-
beitrag an die neuen EU-Mitgliedstaaten.

Die Humanitdre Hilfe rettet Leben und lindert Leiden. Sie setzt
nach Naturkatastrophen oder bewaffneten Konflikten das Schwei-
zerische Korps fiir humanitire Hilfe ein und unterstiitzt Partner-
organisationen wie zum Beispiel das Internationale Komitee vom
Roten Kreuz (IKRK) oder das Welterndhrungsprogramm (WFP).
Neben der Nothilfe engagiert sie sich in den Bereichen Wiederauf-
bau sowie Katastrophenschutz und -prévention.

Die Arbeit der Deza umfasst zehn Tatigkeitsfelder: Gesund-
heit, Bildung, Wasser, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie, Migra-
tion, Landwirtschaft und landliche Entwicklung, Wirtschaft und
Beschiftigung, Umwelt und Klimaschutz, Konfliktpravention und
-transformation sowie wirtschaftliche Integration.

EXEKUTIVE

Departementsvorsteherin:
Micheline Calmy-Rey

Bundeshaus West, 3003 Bern
0313223153
Infoverantwortlicher: Lars Knuchel
www.eda.admin.ch

Direktorin:  Stellen: 1 Ertrag: -

g e B e e

- Die Direktion fiir Ressourcen (DR) ist das Kompetenz-

und Dienstleistungszentrum des Departements fiir saimtliche Res-
sourcenfragen. Thr fallen drei Hauptaufgaben zu:

e Sie bewirtschaftet und steuert die Ressourcen (Personal, Finan-
zen, Logistik, Informatik usw.) und sorgt fiir deren wirksamen
Einsatz.

* Sie unterhalt das Netz der diplomatischen und konsularischen
Vertretungen der Schweiz im Ausland. Sie trifft Massnahmen
zum Schutz der Vertretungen und ihrer Mitglieder und stellt
die Kommunikation und Koordination zwischen dem Aussen-
netz und der Zentrale in Bern sicher.

* Sie schafft die Voraussetzungen fiir eine ergebnisorientierte Be-
triebsfiihrung in den schweizerischen Vertretungen im Ausland.

Die Rechtsetzung, Rechtsanwendung und Rechtsberatung fiir das

Departement (mit Ausnahme des Bereichs Volkerrecht) gehoren

ebenfalls zu den Aufgaben der DR. Ihr unterstellt ist zudem die

Bundesreisezentrale, die internationale Dienstreisen fiir die ge-

samte Bundesverwaltung organisiert und einkauft.

Diplomatische und konsularische

Vertretungen der Schweiz im Ausland

Stellen: 876 Ertrag:
Lokalpersonal: 1500 Aufwand:

Rund 150 Vertretungen wahren die Interessen der Schweiz ge-
geniliber anderen Staaten und internationalen Organisationen.
Sie erbringen Dienstleistungen fiir Mitbiirgerinnen und Mitbiir-
ger im Ausland und fiir die Wirtschaft. Zu den Vertretungen ge-
horen Botschaften, Generalkonsulate, Konsulate, multilaterale
Missionen und Kooperationsbiiros.
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Eidgendssisches
Departement des Innern EDI

1850
Serum-Proben...

. von Blutspendern aus der ganzen Schweiz untersucht
Judith Jenny-Burri im Labor des Bundesamts fiir Gesundheit
in Liebefeld: Wie viel Selen enthalten sie? Weniger als eine
1993 erstmals durchgefiihrte Studie seinerzeit gezeigt hatte?

Selen ist ein lebensnotwendiges Spurenelement, das wir
iiber die Nahrung aufnehmen und in unserem Korper spei-
chern. Die Vermutung, dass die Selen-Versorgung in den
letzten zwei Jahrzehnten abgenommen haben konnte, liegt an
den seither veranderten Getreideeinfuhren:

Damals kam ein Grossteil des fiir Brot und Backwaren
bendtigten Weizens aus Kanada und den USA, unterdessen
hingegen hauptsachlich aus Europa, wo die Boden - und dem-
entsprechend alles, was auf ihnen angebaut wird - in der
- Regel sehr viel weniger Selen aufweisen.

Doch Grund zur Sorge besteht nicht: Nach der Auswertung

aller Proben kommt die diplomierte Chemie-Ingenieurin

: Judith Jenny-Burri zum Schluss, dass der sogenannte Selen-
| Status der Schweizer Bevdlkerung nach wie vor gut ist.

Das liegt am abwechslungsreichen Lebensmittelangebot
hierzulande, und vor allem an der grossen Beliebtheit von
Fleisch und Pasta. Denn beide sind prima Selenquellen:
tierische Produkte, weil Viehfutter in der Regel mit Selen an-
gereichert ist, und in der Schweiz hergestellte Teigwaren,

. weil der dafiir verwendete Hartweizen nach wie vor aus
%’ Nordamerika kommt.

Kurz: Wer gesund ist und hinlanglich gesund isst, hat hier
und heute nicht zu wenig Selen. Doch weil die Herkunfts-
gebiete pflanzlicher Produkte immer mal wieder wechseln,
gilt es, die Entwicklung auch kiinftig im Auge zu behalten.

A
1‘::5"
L.h'l

f

Judith Jenny-Burri arbeitet beim Bundesamt fiir Gesundheit im
' Direktionsbereich Verbraucherschutz, Abteilung Lebensmittelsicherheit,
I Sektion Chemische Risiken und ist eine von rund 2400 Bundesangestellten
im Eidgendssischen Departement des Innern EDI b

. "'""'..?J
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Eidgendssisches Departement
des Innern ED|

www.edi.admin.ch

Generalsekretar: Ertrag: 1010 000.-
Benno Bittig 63 Aufwand: 88 086 900.-

und Kontrollaufgaben wabhr, ist Schaltstelle zwischen dem De-
partementsvorsteher und den Bundesdmtern und erbringt fiir
das gesamte Departement Beratungsleistungen. Seine Rechts-
abteilung beaufsichtigt gemeinniitzige nationale und internati-
onale Stiftungen. Dem Generalsekretariat angegliedert sind das
Sekretariat der Eidgendssischen Kommission gegen Rassismus,
die Fachstelle fiir Rassismusbekdmpfung und das Biiro fiir die
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen.

Eidgendssisches Biiro fiir die Gleichstellung
V(III Frall lllld Ma““ EBG www.gleichstellung-schweiz.ch

Ertrag: -
Aufwand:

Direktorin:
Sylvie Durrer 12

Die Gleichstellung im Erwerbsleben und in der Familie
sind die Schwerpunkte des Biiros. Das EBG unterstiitzt mit Fi-
nanzhilfen Projekte zur Forderung der Chancengleichheit von
Frau und Mann im Erwerbsleben sowie Beratungsstellen. Es ent-
wickelt ferner Projekte zur Umsetzung der Lohngleichheit. Die
Fachstelle gegen Gewalt des EBG widmet sich der Bekdmpfung
der Gewalt in Paarbeziehungen. Dem EBG angegliedert ist das
Sekretariat der Eidgendssischen Kommission fiir Frauenfragen.

Blllldesaml fllr Kllllllr BAK www.bak.admin.ch

i_ Divektors Stellen: Ertrag: 1438 900.-
3 Jean-Frédéric Jauslin 88 Aufwand: 194 426 800.-
® Das BAK formuliert die Kulturpolitik des Bundes. Es fordert
das kulturelle Leben in seiner Vielfalt und schafft die Vorausset-
zungen, damit sich dieses unabhéngig entfalten und weiterentwi-
ckeln kann. Es unterstiitzt das kiinstlerische Schaffen. Zu seinen
Aufgaben gehort die Forderung der Anliegen der verschiedenen
Sprach- und Kulturgemeinschaften. Es unterstiitzt die Organisati-
onen der Kultur. Es sorgt dafiir, dass die Interessen des Ortsbild-
schutzes, der Denkmalpflege und der Archéologie gewahrt bleiben.
Zum BAK gehéren die Fachstellen Raubkunst und Kulturgiitertrans-
fer. Das BAK verwaltet wertvolle Sammlungen, darunter die Bun-
deskunstsammlung.

SGhWGiZEfISGhe Na“ona"‘ih"o“‘ek NB www.nb.admin.ch

Ertrag: 345 000.-
Aufwand: 37 849 400.-

Direktorin:
Marie-Christine Doffey 131

Aufgabe der NB ist es, gedruckte und elektronische Pu-
blikationen mit Bezug zur Schweiz zu sammeln, zu erhalten, zu
erschliessen und zugénglich zu machen. Die NB umfasst dariiber
hinaus Spezialsammlungen, deren bedeutendste das Schweize-
rische Literaturarchiv und die Graphische Sammlung sind. Eben-
falls zur NB gehort das Centre Diirrenmatt in Neuenburg.

B4 per Bund kurz erkiart

Schweizerisches Bundesarchiv BAR www.har.admin.ch

Ertrag: 520 900.-
Aufwand: 19 832 600.-

Direktor:
Andreas Kellerhals 57

= B Das BAR bewertet, sichert, erschliesst und vermittelt
archivwiirdige Unterlagen der Eidgenossenschaft. Im Gesamt-
bestand von iiber 50 Laufkilometern und 12 Terabytes finden
sich Originaldokumente wie die Bundesverfassung, Verwaltungs-
akten, Fotos, Filme, Tondokumente und Datenbanken. Die Uber-
lieferung dieser Unterlagen ist unabdingbar fiir die Kontinuitat
und Transparenz des Rechtsstaates, ermoglicht den Biirgerinnen
und Biirgern eine demokratische Kontrolle der Regierungs- und
Verwaltungstatigkeit und ist Grundlage fiir die Forschung.

Bundesamt fiir Meteorologie
lllld K"matologle MeteoSchweiz www.meteoschweiz.ch

Direktor: Ertrag: 35 760 400.-
Christian Pliiss (ab 1. 5. 2011) 301 Aufwand: 89 816 500.—

MeteoSchweiz erbringt als nationaler Wetter- und Klima-
dienst Dienstleistungen fiir Gesellschaft und Wirtschaft. Sie
iiberwacht die Atmosphére iiber der Schweiz, erstellt Wetterpro-
gnosen, warnt vor Unwettern und analysiert Klimadaten. Die Re-
gionalzentren in Ziirich, Genf und Locarno, das Zentrum fiir
Messtechnik in Payerne sowie die Flugwetterdienste an den Flug-
héfen Ziirich und Genf liefern Wetter- und Klimainformationen
und stehen im engen Kontakt mit ihren Kunden. Bodenmessstati-
onen, Wetterradars, Satelliten, Radiosonden und andere Ferner-
kundungsinstrumente erfassen das Wetter in drei Dimensionen.

Bundesamt fiir Gesundheit BAG wnw.tag.admin.ch

Direktor: 00.-
Pascal Strupler 453 2 476 691 000.-

Das BAG ist — zusammen mit den Kantonen — verantwort-
lich fiir die offentliche Gesundheit und fiir die Entwicklung der
Gesundheitspolitik. Dazu gehort auch die Sicherstellung und Ent-
wicklung der Kranken- und Unfallversicherung. Das BAG erlasst
die gesetzlichen Vorschriften zum Verbraucherschutz (insbeson-
dere Lebensmittel, Chemikalien, Heilmittel und kosmetische Pro-
dukte) und beaufsichtigt den Vollzug dieser Gesetze. Es ist zustdn-
dig fiir die Uberwachung iibertragbarer Krankheiten und fiir den
Strahlenschutz.

Das BAG ist verantwortlich fiir nationale Programme zur Re-
duktion des Suchtverhaltens (Tabak, Alkohol, illegale Drogen) so-
wie zur Forderung gesunder Lebensweisen und fiir das nationale
HIV/Aids-Programm. Es regelt die Bildung der Arztberufe und er-
teilt die entsprechenden eidgendssischen Diplome. Schliesslich ist
das Amt verantwortlich fiir Gesetzgebungen im Bereich der biolo-
gischen Sicherheit, der Forschung am Menschen sowie der Trans-
plantationsmedizin und beaufsichtigt diese Gebiete. Das BAG ver-
tritt zudem die Interessen der Schweiz in Gesundheitsbelangen in
internationalen Organisationen und gegeniiber anderen Staaten.
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www.statistik.admin.ch

990 000.-
167 468 900.-

Direktor:
Jiirg Marti 579

Ertrag:
Aufwand:

) Statistik hilft in gesellschaftlichen und politischen Ausei-
nandersetzungen Transparenz schaffen. Dazu orientiert das BFS
iiber den Stand und die Entwicklung der Schweiz in zahlreichen
Lebensbereichen. Es liefert die quantitativen Informationen, um
die Gegenwart zu verstehen und die Zukunft zu planen. Das Sta-
tistische Jahrbuch, die Taschenstatistik und vor allem das Inter-
netportal bieten die Information im Uberblick und fithren hin zu
weiterfithrenden Statistiken. Leitlinien fiir alle Dienstleistungen
sind Benutzerorientierung, Wissenschaftlichkeit, Datenschutz

und Aktualitét.

Bundesamt fiir Sozmlversmherungen BSV

Direk 19 804 D -
Yves Rnssmr Aufwand 12 964 415 000.-

-I' Die Schweiz verfiigt {iber ein wirkungsvolles, solides
Sozialversicherungsnetz. Das muss auch in Zukunft und unter
schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen so bleiben, denn es
ist ein wichtiges Element des sozialen Friedens. Das BSV sorgt
in seinem Zustdndigkeitsbereich — AHV, Invalidenversicherung,
Ergdnzungsleistungen, berufliche Vorsorge (Pensionskassen),
Erwerbsersatzordnung fiir Dienstleistende und bei Mutterschaft
sowie Familienzulagen — dafiir, dass das Sozialversicherungsnetz

www.bsv.admi ch

gepflegt und neuen Herausforderungen angepasst wird. Zudem
ist es auf Bundesebene fiir die Themen Familie, Kinder, Jugend
und Alter, Generationenbeziehungen sowie fiir allgemeine sozi-
alpolitische Fragen zustdndig. Das BSV kontrolliert die Arbeit der
Durchfithrungsorgane. Es bereitet die Anpassung der Gesetze an
die gesellschaftliche Realitdt vor. Und zum Teil — etwa im Bereich
der Anstossfinanzierung fiir die familienergénzende Kinderbe-
treuung — ist es selbst Durchfiihrungsorgan.

Staatssekretariat fiir
Bildung und Forschung SBF www.shi.admin.ch

Staatssekretdr: Stellen Ertrag: 1 823 300.-
Mauro Dell’Ambrogio 97 Aufwand: 2321 736 500.-

" Das SBF ist zustdndig fiir die Vorbereitung und Umset-
zung der Bundespolitik in den Bereichen héhere und universi-
tare Bildung, Forschung sowie Weltraumangelegenheiten. Zu den
wichtigsten Bildungsdossiers zdhlen die Maturitat, die Forderung
der kantonalen Universitdten und die Vorbereitung und Kontrolle
der Umsetzung des Leistungsauftrags des Bundes an den ETH-
Bereich. Mit Mitteln fiir den Schweizerischen Nationalfonds, die
Akademien, Forschungsinstitutionen ausserhalb des Hochschul-
bereichs, die Mitgliedschaft der Schweiz in internationalen For-
schungsorganisationen und die Zusammenarbeit in internationa-
len Wissenschaftsprogrammen investiert das SBF in die Qualitat
des Forschungsplatzes Schweiz.

EXEKUTIVE

Departementsvorsteher:
Didier Burkhalter

Schwanengasse 2, 3003 Bern (ab August: Inselgasse 1)

031322 80 33

Infoverantwortliche: Jean-Marc Crevoisier, Katja Ziircher-Méder, Ariane Geiser
www.edi.admin.ch

Bereich der Eidgendssischen
Technischen Hochschulen ETH-Bereich

Pr: nt des ETH-Rats: Stellen:
Fritz Schiesser 14 412 Aufwand

Die Eidgenossischen Technischen Hochschulen in Zii-
rich und Lausanne sowie die vier anwendungsorientierten For-
schungsanstalten — Paul-Scherrer-Institut (PSI), Forschungsan-
stalt fiir Wald, Schnee und Landschaft (WSL), Forschungs- und
Dienstleistungsinstitution fiir Materialwissenschaften und Tech-
nologieentwicklung (Empa) sowie Wasserforschungs-Institut des
ETH-Bereichs (Eawag) — erbringen mit rund 18 000 Mitarbeiten-
den und iiber 23000 Studierenden bzw. Doktorierenden sowie
einer Professorenschaft von rund 670 Personen wissenschaftliche
Leistungen auf hochstem Niveau. Diese Institutionen sind zusam-
mengefasst im ETH-Bereich, welchen der ETH-Rat als Aufsichts-
organ strategisch fiihrt.

Der vom Bundesrat gewéhlte ETH-Rat genehmigt und tiber-
wacht die Entwicklungspléne, gestaltet das Controlling und stellt
die Koordination sicher. Er erstellt fiir den Haushalt des ETH-Be-
reichs den Voranschlag sowie Rechnung und koordiniert die Be-
wirtschaftung, Wert- und Funktionserhaltung der Grundstiicke.

Schweizerisches
Hellmlllellnslllul Swissmedic

chtom
- Jiirg Schnetzer 326

Swissmedic ist die Schweizer Fachbehorde fiir die Zu-
lassung und Uberwachung sidmtlicher Heilmittel. Swissmedic
gewdhrleistet, dass nur qualitativ hochstehende, sichere und
wirksame Heilmittel erhéltlich sind und leistet dadurch einen
wichtigen Beitrag zum Schutz der Gesundheit von Mensch und
Tier. Das Institut arbeitet auf nationaler und internationaler Ebe-
ne mit Partneragenturen zusammen.

schweue"sches Nallllllalmllsellm SNM www.nationalmuseum.ch

Direktor: 3 900 000.-
Andreas Spillmann 133 28 800 000.-

Unter dem Dach des SNM sind die drei Museen — Landes-
museum Ziirich, Chateau de Prangins und das Forum Schweizer
Geschichte Schwyz — sowie das Sammlungszentrum in Affoltern
am Albis vereint. Die Museen prasentieren in ihren Dauerausstel-
lungen Schweizer Kulturgeschichte von den Anfdngen bis heute
und erschliessen die schweizerische Identitiat und die Vielfalt der
Geschichte und Kultur unseres Landes.
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Eidgendssisches Justiz- und
—Palizeidepartement EJPD

Wieviel Schweiz
Ist wirklich drin?

as Landeswappen auf Sackmessern oder «Swiss Made>»
auf Zifferblattern - was als Schweizer Produkt gilt, hat
hierzulande und weltweit meist einen guten Ruf.

Und wird gut bezahlt: Weil typisch schweizerische Er-
zeugnisse als qualitativ hochwertig angesehen werden, sind
Konsumentinnen und Konsumenten oft bereit, dafiir ver-
gleichsweise hohere Betrdge zu berappen. Der Mehrwert
kann bis zu zwanzig Prozent des Verkaufspreises ausmachen,
bei Uhren und Luxusgiitern gar noch mehr.

Davon wollen auch Hersteller profitieren, die mit «Swiss-
ness» wenig oder gar nichts zu tun haben. Sie geben ihrer Ware
einen schweizerischen Anstrich, um sie gewinnbringender
vermarkten zu konnen. Ein revidiertes Gesetz zum Schutz
von Herkunftsangaben soll solche Missbrauche verhindern
und genau festhalten, wie schweizerisch ein Produkt sein
muss, um auch als solches gelten zu diirfen.

Die Ausstellung «Schweiz drauf... Schweiz drin?» hat
letztes Jahr das Thema einer breiten Offentlichkeit bewusst
gemacht. Sie fand im Polit-Forum des Bundes im Berner
Kafigturm statt und wurde von zahlreichen gutbesuchten Vor-
tragen und Podiumsdiskussionen begleitet.

Die fiir die Ausstellung verantwortliche Kommunikations-
fachfrau Barbara Mogli freut sich mit Michael Fritsche von
der Leitung des Kafigturms iiber den grossen Publikumser-
folg: Mehr als 7000 Interessierte haben sich dariiber ins Bild
gesetzt, wie wichtig es ist, die «Marke Schweiz» kiinftig
besser zu schiitzen.

Barbara Magli arbeitet beim Institut fiir Geistiges Eigentum im 'I"I"-' -

Kommunikations- und Sprachdienst der Abteilung Recht und
Internationales und ist eine von rund 2900 Bundesangestellten im
Eidgendssischen Justiz- und Polizeidepartement EJPD
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Eidgenossisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD

www.ejpd.admin.ch

Generalsekretar/in: Stellen: 105 Ertrag GS: 5795 300.-
vakant ISC: 170 Aufwand GS: 61 317 700.-
Leiter ISC: Ertrag ISC: 74 664 900.-
Christian Baumann Aufwand ISC: 85 899 700.-

Das Generalsekretariat (GS) unterstiitzt und berat die Departe-
mentsvorsteherin in ihrer tdglichen Arbeit und sorgt fiir das Zusam-
menspiel der verschiedenen Teile des Departements. Es koordiniert
Geschifte fiir Parlament und Bundesrat, informiert die Offentlich-
keit via Medien oder per Internet iiber die Tatigkeiten des EJPD und
steuert das Personal- und Finanzwesen im Departement.

Im GS-EJPD angesiedelt ist auch das Informatik Service Center
(ISC-EJPD). Es entwickelt und betreibt Informatikanwendungen
fiir die Bereiche Justiz, Polizei und Migration, die schweizweit
eingesetzt werden, zum Beispiel Fahndungssysteme oder das
Strafregister. Dem ISC-EJPD administrativ unterstellt ist der
Dienst Uberwachung Post- und Fernmeldeverkehr.

Bundesamt fiir Justiz BJ www.bj.admin.ch

Direktor: Ertrag: 15 480 000.-
Michael Leupold 21 Aufwand: 152 237 600.-

Das Bundesamt fiir Justiz (BJ) erarbeitet Erlasse zum
Zivilrecht, Strafrecht, Schuldbetreibungs- und Konkursrecht,
internationalen Privatrecht und in Bereichen des Staats- und
Verwaltungsrechts. Es iibernimmt innerhalb der Bundesverwal-
tung eine Beraterfunktion fiir alle Rechtsetzungsgeschéfte. Es hat
die Oberaufsicht iiber das Handelsregister-, das Zivilstands- und
Grundbuchwesen, iiber Schuldbetreibung und Konkurs sowie
iiber den Strafvollzug und fiihrt das Schweizerische Strafregister.
Es richtet Baubeitrdge an die Kosten der Kantone fiir Bauten im
Bereich des Straf- und Massnahmenvollzugs aus. Betriebsbeitra-
ge an Einrichtungen der stationdren Jugendhilfe helfen zudem,
die Qualitéit der erzieherischen Arbeit zu sichern.

International vertritt das Amt die Schweiz vor den Strassbur-
ger Menschenrechtsorganen und in zahlreichen Organisationen;
zudem ist es Zentralstelle bei internationalen Kindsentfiihrungen
und Adoptionen. Das BJ arbeitet mit ausldndischen Behérden auf
dem Gebiet der Rechtshilfe und Auslieferung zusammen.

www.fedpol.admin.ch

Direktor: Ertrag: 1 825 000.-
Jean-Luc Vez 753 Aufwand: 241 753 200.-

.®» Die Mitarbeitenden des Bundesamtes fiir Polizei (Fed-
pol) erfiillen in verschiedenen Bereichen Aufgaben zum Schutz
der Bevolkerung und des schweizerischen Rechtsstaates. Zum
Beispiel ermitteln sie unter der Leitung der Bundesanwaltschaft
jéahrlich in mehreren hundert Fallen, in denen der Bund fiir die
Strafverfolgung zusténdig ist. Terrorismus, organisierte Krimina-
litat und Geldwéscherei stehen dabei im Vordergrund. In zahl-
reichen Verfahren unterstiitzt Fedpol zudem die Kantonspolizei-
en, zum Beispiel im Kampf gegen Kinderpornografie im Internet.
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Mitarbeitende von Fedpol sind es auch, die den Schutz von Hun-
derten von volkerrechtlich zu schiitzenden Personen aus dem
Ausland, von heimischen Magistratspersonen und von Gebduden
des Bundes organisieren. Sie sorgen fiir alles, was es zur Ausstel-
lung von Péssen braucht, oder verhdngen auch Einreiseverbote.
Fiir nationale und internationale Partner erbringt das Amt
Dienstleistungen wie etwa den Betrieb von Datenbanken fiir Per-
sonen- und Sachfahndungen und zur Identifikation von Personen
und Spuren. Und schliesslich werden bei Fedpol auch die ndtigen
Abkommen fiir die internationale Polizeizusammenarbeit erstellt.

www.bfm.admin.ch

Bundesamt fiir Migration BFM

ﬂ Direktor: Stellen: Ertrag: 41 850 000.-
- Alard du Bois-Reymond 745 Aufwand: 1030 687 100.-
- Eine Deutsche will als Ingenieurin in der Schweiz ar-

beiten — welche Auflagen miissen sie und ihr Arbeitgeber dabei
erfiillen? Ein Fliichtling aus Eritrea beantragt in der Schweiz Asyl
- unter welchen Bedingungen wird sein Gesuch gutgeheissen?
Eine Familie aus dem Berner Oberland will nach Kanada auswan-
dern — was muss sie dabei beachten?

Das Bundesamt fiir Migration (BFM) regelt, unter welchen
Bedingungen jemand in die Schweiz einreisen, hier leben und
arbeiten darf, und es entscheidet, wer bei uns Schutz vor Verfol-
gung erhalt. Zudem informiert und berdt das BFM auswande-
rungswillige Schweizerinnen und Schweizer.

Das Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Kul-
turen gestaltet sich nicht immer einfach. Deshalb plant das BFM
Massnahmen fiir die friedliche Koexistenz der einheimischen und
der auslandischen Bevolkerung und setzt diese zusammen mit
den dafiir zustdndigen Kantonen und weiteren Partnern um. Es
koordiniert die Integrationspolitik und legt das Augenmerk dabei
besonders auf die Bereiche Sprache, Bildung und Arbeit.

Blllldesaml fllr Metrologle METAS www.metas.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 13 616 000.-
Christian Bock 123 Aufwand: 39 186 300.-

Schweizer Produkte und Dienstleistungen zeichnen sich
durch hohe Qualitét, Genauigkeit und Zuverlassigkeit aus. Um dies
zu erreichen und zu bewahren, muss unsere Wirtschaft in der Lage
sein, die Eigenschaften ihrer Produkte und Dienstleistungen so ge-
nau wie notig zu messen, zu priifen und zu bewerten.

Ob es um die Genauigkeit in der Produktion, das Abrechnen
elektrischer Energie oder das Einhalten von Grenzwerten in der
Umwelt geht: Wirtschaft und Gesellschaft funktionieren nur,
wenn das Richtige korrekt gemessen wird.

Das Bundesamt fiir Metrologie realisiert die Referenzmasse
der Schweiz, bereitet im Messwesen die nétigen gesetzlichen Be-
stimmungen vor und iiberwacht deren Vollzug. Es schafft damit
die Voraussetzungen, dass in der Schweiz so gemessen und ge-
priift werden kann, wie dies notwendig ist.


http://www.ejpd.admin.ch
http://www.bj.admin.ch
http://www.fedpol.admin.ch
http://www.bfm.admin.ch
http://www.metas.ch

Eidgendssische
Spielbankenkommission ESBK

www.eshk.admin.ch

Direktor: Ertrag: 411 291 200.-
Jean-Marie Jordan Aufwand: 424 379 100.-

Die Kommission beaufsichtigt die 19 Spielbanken in der
Schweiz. Sie vergewissert sich, dass die Casinos ein faires Spiel
anbieten, und iiberpriift unter anderem auch, ob sie ihren Sorg-
faltspflichten beziiglich der Massnahmen gegen die Geldwésche-
rei nachkommen und die Vorschriften zur Spielsuchtprévention
einhalten. Die ESBK veranlagt weiter die Spielbankenabgaben,
die hauptsdchlich dem AHV-Ausgleichsfonds zufliessen und so-
mit — ob heute oder spiter — der ganzen Bevolkerung zugute
kommen. Zu ihren Aufgaben gehort es auch, Spiele rechtlich zu
qualifizieren, wenn Zweifel {iber die Natur eines Spiels bestehen.
Sie stellt in solchen Féllen fest, ob es sich um ein Gliicks- oder um
ein Geschicklichkeitsspiel handelt. Fiir die Verfolgung des illega-
len Gliicksspiels ist sie ebenfalls zusténdig.

Schweizerisches Institut fiir

Rechtsvergleichung SIR wuwisdc.ch
Direktorin a.i.: Stellen 1441 100.-
Christina Schmid

7570 000.-

» <Andere Lander, andere Sitten» — ein Sprichwort, das ge-
rade die Schweiz mit ihren zahlreichen Beziehungen zum Aus-
land beriihrt. Bei internationalen Familienverhaltnissen und im
Wirtschaftsverkehr kénnen «andere Sitten», auslandisches Recht,
relevant sein. Doch wie kommt man an ein Gesetz aus Kasach-
stan oder an einen mongolischen Gerichtsentscheid? Das Schwei-
zerische Institut fiir Rechtsvergleichung (SIR) erteilt vor allem
Gerichten, Behorden und Anwaélten Informationen zu ausldn-
dischen Rechtssystemen. Damit die Schweiz von auslédndischen
Erfahrungen profitieren kann, erarbeitet das SIR auch Referenz-
modelle und dient als Inspirationsquelle fiir den Gesetzgeber. Mit
einer umfangreichen Bibliothek (360 000 Werke in iiber 60 Spra-
chen) unterstiitzt das Institut schliesslich auch die Forschung.

Eidgendssische Schiedskommission
fiir die Verwertung von Urheberrechten
und verwandten Schutzrechten ESchk www.eschic.admin.ch

Prasidentin: Stellen und Budget
Laura Hunziker Schnider in den Zahlen des GS-EJPD enthalten

migung der Tarife, die im Rahmen der Verwertung von Urhe-
berrechten und verwandten Schutzrechten der Bundesaufsicht
unterliegen. Diese Tarife werden zwischen den fiinf konzessio-
nierten Verwertungsgesellschaften und den jeweils betroffenen
Nutzerorganisationen ausgehandelt. Die Tarife legen die Ent-
schiadigung fest, welche die Nutzerinnen und Nutzer fiir die Ver-
wendung eines urheberrechtlich geschiitzten Werks oder einer

EXEKUTIVE

Departementsvorsteherin:
Simonetta Sommaruga

Bundeshaus West, 3003 Bern

0313221818

Informationsverantwortliche: Christine Stahli
info@gs-ejpd.admin.ch

www.ejpd.admin.ch

nachbarrechtlich geschiitzten Leistung zahlen miissen. So ist
beispielsweise die SUISA fiir die Rechte der Urheber und Urhebe-
rinnen musikalischer Werke zusténdig.

Eidgendssische

REVISIOIlsalIfSIGhIShehnrde RAB www.revisionsaufsichtshehoerde.ch
Direktor: 5 600 000.—
Frank Schneider

5 600 000.-

B Dic Behorde stellt sicher, dass in der Schweiz Revisions-
dienstleistungen ordnungsgemaéss und in hoher Qualitét erbracht
werden. Zu diesem Zweck unterhélt sie eine Zulassungsstelle und
flihrt ein kostenloses offentliches Register fiir alle Personen und
Unternehmen, die gesetzlich vorgeschriebene Revisionsdienstlei-
stungen erbringen. Sie beaufsichtigt ausserdem Unternehmen,
die Revisionsdienstleistungen fiir Publikumsgesellschaften an-
bieten. Die RAB arbeitet eng mit den Aufsichtsbehérden, den
Borsen, den Strafbehorden, den Zivilgerichten und mit auslén-
dischen Revisionsaufsichtsbehdrden zusammen.

Nationale Kommission
zur Verhiitung von Folter NKVF www.nkuL.admin.ch

C_.‘q .............................................................................................................

Prasident: Stellen und Budget
Jean-Pierre Restellini in den Zahlen des GS-EJPD enthalten

Die Schweiz hat 2009 das Fakultativprotokoll zur Anti-
Folter-Konvention der UNO ratifiziert. Damit schliesst sie sich
den internationalen Bestrebungen im Kampf gegen die Folter
an. Aufgabe der Kommission ist es, das Protokoll in der Schweiz
umzusetzen. Durch regelméssige Besuche und Kontrollen in
Schweizer Gefdngnissen und Anstalten leistet sie einen Beitrag
zur Verhiitung von Folter und anderen Misshandlungen. Sie setzt
sich aus Fachleuten der Bereiche Medizin, Recht, Strafverfolgung
sowie Straf- und Massnahmenvollzug zusammen.

Eidgendssisches Institut fiir
Geistiges Eigentum IGE

www.ige.ch
| Direktor: Stellen Ertrag: 41 202 000.-
' Roland Grossenbacher 208 Aufwand: 46 487 000.-

Erfinderische Kopfe konnen am Institut fiir Geistiges
Eigentum (IGE) ihre Innovationen und Kreationen registrieren
lassen und damit gegen Nachahmer schiitzen: Neue technische
Erfindungen lassen sich patentieren, einprdgsame Namen als
Marke und originelle Muster oder Formen als Design eintragen.
Das IGE unterstiitzt Interessierte mit Online-Informationen, te-
lefonischen Auskiinften und begleiteten Patentrecherchen. Aus-
serdem berédt es die Bundesbehdrden in sdmtlichen Fragen des
Geistigen Eigentums und vertritt die Schweiz in diesen Belangen
im Ausland und bei internationalen Organisationen.
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E k . s e 1 | - v o heisst in einer Restaurant- oder Hotelkiiche das Bereit-
M- R, e . r stellen'von allem, was zum Kochen nétig ist; und was sich
j L R T [ E RS o et im Zivilleben als praktische und zweckmissige Arbeits-
R o e .77 vorbereitung erweist, gilt auch im Militar:
- 'ﬂ{{;..- o " VTR T = * +Stabsadjutant Fritz Lehner halt auf einem Bewertungsblatt
P N ot 4 o + """ genau fest, wie gut die angehenden Armee-Kiichenchefs alle
*,,- ek o F l AL Teile einer Detachementskiiche kennen und sich‘'gegenseitig im
' ',;* a Umgang damit instruieren.

Der Klassenlehrer des Kommandos Kiichencheflehrgang
unterrichtet auf dem Waffenplatz Thun allerdings nicht blutige
Laien: Wer diese achtwochige Ausbildung absolviert, ist in
aller Regel bereits gelernter Koch oder hat immerhin einen
lebensmittelverwandten Beruf wie etwa Backer oder Metzger.

Hier nun erweitern die jungen Manner ihre theoretischen und
praktischen Kenntnisse und lernen mit dem mobilen Verpfle-
gungs-System MVS zu arbeiten; dieses besteht aus einer Kiiche
auf einem Anhdnger sowie einem per Lastwagen transportier-
baren Modul mit allem zusatzlichen Material.

Ob mit dem vor drei Jahren eingefiihrten MVS ein ganzes
Bataillon zu versorgen oder mit der bewahrten Detachements-
kiiche knapp ein Dutzend Mann - die Aufgabe lautet kurz gefasst
immer gleich: Die Verpflegung soll dem Wohlergehen, der
Leistungsbereitschaft und der Moral der Armeeangehorigen
zutraglich sein - also gut, gesund und genug.

Und das idealerweise jedes einzelne Mal: nicht weniger als
dreizehn Millionen Mahlzeiten bereiten die diversen Koche der
Armee jahrlich zu.

Stabsadjutant Fritz Lehner arbeitet im Lehrverband Logistik,
Kommando Kiichencheflehrgang als Klassenlehrer und ist einer von rund
12 000 Bundesangestellten im Eidgenossischen Departement fiir Verteidigung,
Bevélkerungsschutz und Sport VBS
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Eidgendssisches Departement
fiir Verteidigung, Bevolkerungsschuiz
und Sport VBS

Generalsekretarin: Ertrag: 4 668 000.-
= Brigitte Rindlisbacher 443 Aufwand: 96 976 000.-

o Die Aufgaben des Chefs VBS sind &dusserst vielfaltig. Das
Generalsekretariat ist ein Team von Spezialistinnen und Spezi-
alisten verschiedenster Bereiche, das den Departementschef in
seiner tdglichen Arbeit unterstiitzt, das aber auch mittel- und
langfristig plant. Das GS-VBS steuert, koordiniert und tiberwacht
den Einsatz der Mittel des Departements in den Bereichen Perso-
nal, Finanzen, Recht, Politik, Aufsicht sowie Raum und Umwelt
und ist verantwortlich fiir die sicherheitspolitische Strategie, die
Kommunikation, die Bibliothek am Guisanplatz, die Uberset-
zungsdienste, das Schadenzentrum VBS und die Informations-
und Objektsicherheit (I0S).

Dem GS-VBS administrativ zugeordnet ist der Stab des Si-
cherheitsausschusses des Bundesrates (Stab SiA). Drei Bundes-
riate bilden den Sicherheitsausschuss (Verteidigungsminister,
Justizministerin, Aussenministerin), dessen Geschéfte von der
Lenkungsgruppe Sicherheit vorberaten werden. Die beiden Gre-
mien werden vom Stab SiA mit stdndigen Lagebeurteilungen und
Beitrdgen zur Krisenbewéltigung auf Stufe Bund unterstiitzt.

Ulleralldilﬂral www.oa.admin.ch

Oberauditor: Stellen und Budget in den Zahlen
Brigadier Dieter Weber des Generalsekretariats enthalten

-
- Das Oberauditorat sorgt dafiir, dass die Militargerichte —
unabhéngig von Armeefiihrung und Verwaltung — ihre Aufgabe
erfiillen konnen. Der Oberauditor ist der Chef der Militédrjustiz
und oberster militarischer Ankliger. Er leitet in die militarische
Gerichtsbarkeit fallende Strafverfahren ein, iiberwacht diese und
nimmt alle weiteren ihm vom Gesetzgeber zugewiesenen prozes-
sualen Rechte und Pflichten wahr.
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ve"eldlgu“g www.armee.ch
Chef der Armee: Stellen: Ertrag: 323 135 400.-
% Korpskommandant André Blattmann 9535 Aufwand: 5 549 583 200.-

‘ Das V im Kiirzel VBS steht fiir Verteidigung und ist das
planende, fithrende und verwaltende Riickgrat der Schweizer Ar-
mee. V ist der grosste Departementsbereich und wird vom Chef
der Armee im Range eines Korpskommandanten (Dreisternege-
neral) gefiihrt. Die Gruppe Verteidigung besteht aus dem Haupt-
quartier mit dem Armeestab und dem Fiihrungsstab, aus Heer
und Luftwaffe, aus der Hoheren Kaderausbildung der Armee,
sowie aus der Logistik- und Fithrungsunterstiitzungsbasis der
Armee.

Der Armeestab ist fiir die Umsetzung der politischen Vorga-
ben und Handlungsanweisungen auf militarstrategischer Stufe
verantwortlich. Des Weiteren stellt er die Entwicklung, Planung,
Ressourcenzuteilung sowie die Steuerung der Armee sicher. Der
Flihrungsstab plant und steuert die Bereitschaft der Truppe und
die Einsédtze, handle es sich nun um die Sicherheit fiir das World
Economic Forum WEF in Davos, um die Friedensforderung auf
dem Balkan (z.B. durch die Swisscoy im Kosovo) oder um die
Katastrophenhilfe bei Lawinen, Uberschwemmungen oder Wald-
brinden im In- und Ausland.

Die Kommandanten von Heer und Luftwaffe, ebenfalls Korps-
kommandanten, tragen die Gesamtverantwortung fiir die Aus-
bildung und fiir die Bereitschaft der Boden- und der Luftforma-
tionen.

Im Rahmen der Hoheren Kaderausbildung der Armee werden
die Milizoffiziere und die Berufsmilitdrs aus- und weitergebildet.
Die Logistikbasis garantiert den gesamten Nach- und Riickschub
von Waffen, Material und Lebensmitteln, die Instandhaltung
und die Infrastruktur. Zur Logistikbasis gehdren auch die Sani-
tats- und die Transporttruppen.Die Flihrungsunterstiitzungsbasis
stellt alle notwendigen elektronischen Unterstiitzungsleistungen
zur Verfiigung.

Bevnlker“ngsschulz www.bevoelkerungsschutz.ch
Direktor: Stellen Ertrag: 13 473 000.-
Willi Scholl 288 Aufwand: 155 598 200.-

Das B im Kiirzel VBS steht fiir Bevolkerungsschutz. Dieser
ist das zivile Verbundsystem fiir Fiihrung, Schutz, Rettung und
Hilfe. Im Fall von Katastrophen und Notlagen stellt der Bevolke-
rungsschutz die Zusammenarbeit der fiinf Partnerorganisationen
Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, technische Betriebe und
Zivilschutz sicher. Ein gemeinsames Fithrungsorgan iibernimmt
die Koordination und Fithrung der Einsétze.



http://www.oa.admin.ch
http://www.armee.ch
http://www.bevoelkerungsschutz.ch

Flir den Bevolkerungsschutz sind weitgehend die Kantone zu-
standig. Der Bund, insbesondere das Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz BABS, sorgt flir Grundlagen und Koordination, etwa
in den Bereichen Konzeption, ABC-Schutz (atomare, biologische
und chemische Gefahren), Warnung und Alarmierung, Ausbil-
dung oder Schutzinfrastruktur. Zustidndig ist der Bund speziell
flir Anordnungen im Fall von erhohter Radioaktivitit, Notfdllen
bei Stauanlagen, Epidemien und Tierseuchen sowie bei einem
bewaffneten Konflikt.

Zum BABS gehoren zwei Geschéftsbereiche mit speziellen
Aufgaben: Die Nationale Alarmgzentrale NAZ mit Sitz in Ziirich
ist als Kern der Einsatzorganisation des Bundes Ansprechstelle
im Bereich Bevolkerungsschutz. Bei ausserordentlichen Ereig-
nissen ist sie zustdndig fiir die Warnung der Behorden und die
Erfassung der Lage auf Stufe Bund. Bei Ereignissen mit erhohter
Radioaktivitdt kann sie die Bevolkerung alarmieren und Schutz-
massnahmen anordnen. Das Labor Spiez ist das schweizerische
Fachinstitut fiir den Schutz vor atomaren, biologischen und che-
mischen Bedrohungen und Gefahren. Seine Dienste werden auch
immer wieder von der UNO und anderen internationalen Organi-
sationen beansprucht.

Slwﬂ www.baspo.ch
Direktor: Stellen Ertrag: 16 287 000.-
Matthias Remund 332 Aufwand: 192 915 800.-

Das S im Kiirzel VBS steht fiir Sport. Das Bundesamt fiir
Sport BASPO in Magglingen fordert Sport und Bewegung fiir die
gesamte Bevolkerung. Bei seinen Tétigkeiten orientiert es sich
an den positiven Auswirkungen von Sport und Bewegung: Ge-
sundheit, Bildung, Leistung, Wirtschaft und Nachhaltigkeit. Das
BASPO sorgt fiir die Entwicklung und Mitgestaltung der natio-
nalen Sportpolitik und setzt die daraus resultierenden Aufgaben
um. Das wichtigste Forderungsprogramm ist Jugend+Sport, an
dem jahrlich rund 550 000 Jugendliche in 75 Sportarten teilneh-
men. Die Eidgendssische Hochschule fiir Sport Magglingen EHSM
als Teil des BASPO ist eine der bedeutendsten Ausbildungsstét-
ten im Schweizer Sport. Zu ihren Kernkompetenzen zdhlen die
Erziehungswissenschaft, der Nachwuchs- und Spitzensport und
die Qualitdt im Schulsportunterricht. In diesen Bereichen be-
treibt die EHSM Lehre, Forschung und Entwicklung und bietet
Dienstleistungen an. In Magglingen und in Tenero betreibt das
BASPO moderne Ausbildungs-, Kurs- und Trainingszentren, die
der Hochschule, Verbanden, Vereinen und Schulen zur Verfiigung
stehen.

EXEKUTIVE

Departementsvorsteher:
Ueli Maurer

Bundeshaus Ost, 3003 Bern

031324 50 58

Infoverantwortliche: Sebastian Hueber, Martin Biihler
www.vhs.ad h

Armasulsse www.armasuisse.ch
Riistungschef: Stellen Ertrag: 1312 230 200.-
! Jakob Baumann 924 Aufwand: 877 165 700.-

I ® Armasuisse ist das Kompetenzzentrum fiir Beschaffung,
Technologie, Immobilien und Geodaten des VBS. Armasuisse
stellt die Versorgung der Armee und des Bevolkerungsschutzes
mit Systemen, Fahrzeugen, Material und Immobilien sicher.
Armasuisse ist eines der beiden Beschaffungskompetenzzentren
des Bundes.

Wohl in jedem Schweizer Haushalt 1asst sich somit ein Pro-
dukt oder Gegenstand finden, welcher mit Armasuisse in Verbin-
dung steht. Sei dies ein qualitativ hochstehendes Produkt vom
Bundesamt fiir Landestopografie Swisstopo oder die personliche
Ausriistung eines Schweizer Wehrmannes.

Armasuisse umfasst den Stab Unternehmensleitung, das
Bundesamt fiir Landestopografie Swisstopo und die Zentra-
len Dienste sowie folgende Kompetenzbereiche: Fithrungs- und
Aufklarungssysteme (beschafft z.B. Simulatoren), Landsysteme
(beschafft z.B. gepanzerte Fahrzeuge), Luftsysteme (beschafft
z.B. Flugzeuge fiir den Bund), Einkauf und Kooperation, Wissen-
schaft und Technologie, Immobilien (bewirtschaftet rund 26 000
Objekte und 26 000 Hektaren Land des VBS).

Da Armasuisse Waffen und Geréte iiber die gesamte Lebens-
dauer begleitet, ist sie auch fiir die Liquidation verantwortlich.

Nachrichtendienst des Bundes

m .............................................................................................................
o

lichen Auftrag zur umfassenden Beurteilung der Bedrohungslage
der Schweiz. Er trdgt mit operativen und praventiven Leistungen
direkt zum Schutz der Schweiz bei. Dazu beschafft er Informati-
onen mit nachrichtendienstlichen Mitteln, analysiert sie, wertet
sie aus und verbreitet seine Erkenntnisse und Beurteilungen mit
dem Ziel, eine fiihrungsrelevante Nachrichtenlage fiir Entscheid-
trager aller Stufen zu erstellen. Besonderes Gewicht kommt da-
bei der Fritherkennung von Bedrohungen und Gefahren, aber
auch von Chancen fiir Schweizer Interessen zu.

Der NDB bearbeitet die Themen Terrorismus, Proliferation,
gewalttitiger Extremismus und verbotener Nachrichtendienst,
aber auch regionale Sicherheitsentwicklungen, inklusive mili-
tarischer Aspekte. Der Dienst stiitzt sich auf ein umfangreiches
Netz in- und ausldndischer Partner. Er wird von verschiedenen
Organen der Verwaltung und des Parlaments kontrolliert.

Direktor:
Markus Seiler

Stellen und Budget
sind vertraulich
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Eidgendssisches

Finanzdenartem' nt EFD

Abflug
In acht Minuten

schlagt sich Catherine Chammartin gleichwohl taglich herum: in ihrem
Berner Biiro und fast haufiger noch in auslandischen Hauptstadten - und
auf den Fliigen dahin.

Denn die Juristin und Okonomin im Staatssekretariat fiir internationale Fi-
nanzfragen SIF ist stets dabei, wenn es ums Aushandeln von Steuervertragen
mit anderen Landern oder der EU geht. Hinter verschlossenen Tiiren werden
dann die unterschiedlichen Standpunkte dargelegt und Annaherungsmoglich-
keiten diskutiert.

Bei diesem Feilschen um Vorschldage und Gegenvorschlage ist nicht nur genaue
Kenntnis staubtrockener Dossiers gefragt, sondern durchaus auch Kreativitat.
«Und manchmal ergibt sich eine Losung erst beim anschliessenden Mittagessen -
ganz spontan», sagt Catherine Chammartin.

An ihrer Arbeit gefallt ihr vor allem die Herausforderung, Regelungen zu finden,
die unser Land und seine Unternehmen konkurrenzfahig halten, international aner-
kannt und zudem innenpolitisch gut abgestiitzt sind.

So soll die Schweiz zum Beispiel sicherstellen, dass hier liegende und neu zuflies-
sende Vermogen aus dem Ausland und deren Ertrdage ordnungsgemass versteuert
sind; im Gegenzug sollen dafiir schweizerische Firmen erleichterten Zugang zu aus-
landischen Finanzmarkten bekommen.

Wird deshalb das Bankgeheimnis abgeschafft? «Nein», wehrt die Expertin entschie-
den ab, es sei gesetzlich verankert und bleibe bestehen. Allerdings leistet unser Land
auslandischen Behorden kiinftig im Rahmen von Doppelbesteuerungsabkommen Amts-
hilfe bei begriindetem Verdacht auf Steuerbetrug oder -hinterziehung.

Denn wenn auch kaum jemand gerne Steuern zahlt: Steuersiinder will die Schweiz
nicht schiitzen.

N ein, Steuern zahlt sie selber nicht speziell gerne, doch mit Steuerfragen

Catherine Chammartin arbeitet als Juristin und Okonomin im Staatssekretariat
fiir internationale Finanzfragen SIF in der Sektion Steuerpolitik und ist eine von rund
9200 Bundesangestelltenl im Eidgenossischen Finanzdepartement EFD
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Eidgendssisches
Finanzdepartement EFD

H Generalsekretar: Stellen Ertrag: 4100.-
.,3 Jirg Gasser 125 Aufwand: 88 194 900.-
Bl et s et s et

«Bernerhof», Dienstagabend: Die Biiros sind hell erleuch-

tet, es herrscht Hochbetrieb. Die Departemente reichen letzte
Stellungnahmen oder «Mitberichte» zu EFD-Geschéaften der mor-
gigen Bundesratssitzung ein. Im Generalsekretariat wird den Vor-
lagen der letzte Schliff gegeben.

Das Generalsekretariat plant die EFD-Geschéfte und unterstiitzt
Bundesritin Eveline Widmer-Schlumpf. Die Information der Offent-
lichkeit erfolgt durch die Kommunikation. Gerade hier wére Impro-
visation fehl am Platz: Uber alle Bundesratsgeschéfte wird gleich-
zeitig in Deutsch, Franzosisch und Italienisch informiert. Im GS-EFD
ist auch das Informatikstrategieorgan des Bundes angesiedelt. Es er-
arbeitet die Grundlagen zur Weiterentwicklung der Informatik in
der Bundesverwaltung und koordiniert die Zusammenarbeit von
Bund, Kantonen und Gemeinden im Bereich E-Government.

Staatssekretariat
fiir Internationale Finanzfragen SIF

Q .............................................................................................................

4P 100 big to fail, G20-Gipfel, Bankgeheimnis, Abzockerde-
batte, Abgeltungssteuer. Die Themen des Staatssekretariats fiir
Internationale Finanzfragen SIF werden zurzeit in Politik und
Medien breit behandelt. Das 2010 gegriindete SIF wahrt die In-
teressen der Schweiz in internationalen Finanz-, Wahrungs- und
Steuerfragen und vertritt die Schweiz — zusammen mit der Natio-
nalbank — in massgeblichen Gremien wie dem Financial Stability
Board oder dem Internationalen Wéhrungsfonds. Das SIF erar-
beitet staatliche Rahmenbedingungen, damit die Schweiz iiber
einen sicheren, wettbewerbsfidhigen und weltweit anerkannten
Finanz- und Unternehmensstandort verfiigt. Es leitet Verhand-
lungen der Schweiz mit der EU und anderen wichtigen Partnern
iiber Steuerfragen. Das SIF beteiligt sich zudem aktiv an den
weltweiten Bemiihungen zur Bekdmpfung der Geldwéscherei
und der Terrorismusfinanzierung.

www.sif.admin.ch

Ertrag: -
Aufwand:

Staatssekretar:
Michael Ambiihl 32

Eidgendssische Finanzverwaltung EFv www.efv.admin.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 2595 132 900.-
Fritz Zurbriigy 180 exkl. Swissmint (27) Aufwand: 7 462 329 200.-
und ZAS (623)

Die EFV ist die Hiiterin der Bundeskasse. Die alte Regel «nicht
mehr ausgeben als einnehmen» gilt hier mehr denn andernorts:
Das Volk hat 2001 Bundesrat und Parlament beauftragt, keine wei-
teren Schulden zu machen. Die «Schuldenbremse» verlangt ent-
sprechend, dass die Ausgaben iiber einen Konjunkturzyklus nicht
rascher wachsen als die Einnahmen. Wenn die EFV jeweils den
Voranschlag des Bundes fiir das nédchste Jahr erstellt, ist diese Vor-
gabe einzuhalten. Damit die Politik genug Zeit hat, die Weichen
zu stellen und friithzeitig zu erkennen, ob Projekte zu stoppen oder
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neue Einnahmen zu beschliessen sind, erarbeitet die EFV auch ei-
nen Finanzplan fiir die drei Folgejahre. Darin sind alle beschlos-
senen und voraussehbaren Ausgaben aufgefiihrt.

Mit einer transparenten Rechnung stellt die EFV sicher, dass
Parlament und Volk iiberpriifen kénnen, was mit den Steuerfran-
ken passiert. Die EFV betreut die Rechtsgrundlagen der Geld- und
Wahrungsordnung und erstellt wissenschaftliche Analysen, wel-
che als Grundlage fiir die politische Entscheidfindung dienen.

Eidgendssisches Personalamt EPA www.epa.admin.ch

Direktorin: Stellen: Ertrag: 9 740 600.-
Barhara Schaerer 109 Aufwand: 202 461 900.-

Hinter jedem Erfolg stehen Menschen - so auch in der
Bundesverwaltung. Als grosse Arbeitgeberin mit qualifizierten
und motivierten Mitarbeitenden hat sie nicht nur mit ihrem Fach-
wissen zu iiberzeugen, sondern auch mit Kreativitit und Weit-
sicht. Rund 35800 Menschen finden in der Bundesverwaltung
eine interessante Stelle mit fortschrittlichen Arbeitsbedingungen
und einmaligen Arbeitsinhalten. Als moderne und attraktive Ar-
beitgeberin tragt die Bundesverwaltung zur guten Stellung der
Schweiz im internationalen Standortwettbewerb bei. Das EPA
sorgt mit seiner Personalpolitik dafiir, dass die Bundesverwal-
tung auch in Zukunft eine konkurrenzfihige Arbeitgeberin bleibt
und die besten Mitarbeitenden anziehen und halten kann.

Eidgendssische Steuerverwaltung ESTV

www.estv.admin.ch

Ertrag:

Direktor: Stellen: 45 860 602 000.-
41 Urs Ursprung 988 6 926 679 700.-

Die ESTV beschafft den Grossteil der Bundeseinnahmen
und leistet mit ihren Partnern einen wichtigen Beitrag zur Finan-
zierung der offentlichen Aufgaben. Sie sorgt fiir eine rechtsglei-
che und effiziente Erhebung der Mehrwertsteuer, der direkten
Bundessteuer, der Verrechnungssteuer und anderer Abgaben. Im
internationalen Bereich handelt die ESTV moglichst vorteilhafte
Vertrage zur Vermeidung der Doppelbesteuerung aus. Diese so
genannten Doppelbesteuerungsabkommen haben vor allem fiir
die Wirtschaft grosse Bedeutung und regeln die Amtshilfe in
Steuerfragen. Die ESTV bereitet Gesetzesdnderungen im Bereich
des Steuerrechts vor und setzt zusammen mit den Kantonen die
formelle Harmonisierung der direkten Steuern von Bund, Kan-
tonen und Gemeinden um. Sie leistet ihren Beitrag fiir ein gutes
Steuerklima und fiir die Fortentwicklung des Steuerwesens.

Eid!lenllSSISGhe anlverwallung EZV www.ezv.admin.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 11 659 600 000.-

= Rudolf Dietrich 4519 Aufwand: 1426 984 400.-
e Die Schweiz erwirtschaftet jeden zweiten Franken im
Ausland. Der Schweizer Zoll hat die Aufgabe, die bald einzige

Zollgrenze in West- und Mitteleuropa so zu handhaben, dass sie
fiir die importierende und die exportierende Wirtschaft sowie die


http://www.sif.admin.ch
http://www.efv.admin.ch
http://www.epa.admin.ch
http://www.estv.admin.ch
http://www.ezv.admin.ch

Reisenden wenig spiirbar ist. Die Schweizer Wirtschaft soll auf
dem EU-Binnenmarkt mit moglichst wenigen Nachteilen gegen-
iiber den Konkurrenten operieren konnen. Gleichzeitig kontrol-
liert der Zoll, ob dabei die gesetzlichen Vorgaben eingehalten
werden. Er erhebt eine Reihe von Verbrauchssteuern wie Mehr-
wert-, Mineral6l- oder Tabaksteuer. Das Grenzwachtkorps ist der
uniformierte und bewaffnete Teil der EZV. Als grosstes national
tatiges ziviles Sicherheitsorgan der Schweiz nimmt es neben den
Zolldienstleistungen und der Zollpolizei eine vielfaltige Palette
von Aufgaben wahr. Dazu zdhlen die Personen-, Fahrzeug- und
Sachfahndung, die Bekdmpfung von Betdubungsmittelschmuggel
und Dokumentenfalschungen sowie fremdenpolizeiliche Aufga-
ben.

Bundesamt fiir Informatik und
Telekommunikation BIT

www.bit.admin.ch

< Direktor: Stellen: Ertrag: 374 936 300.-
' & Marius Redli 1148 Aufwand: 376 368 500.-
Langst sind Bund und Verwaltung nicht mehr ohne

Computer und Telekommunikation vorstellbar. Websites, On-
line-Gesetze und -Verordnungen, Zolldeklarationen, Steuerbe-
rechnungen, Arbeitslosenvermittlung — alles wird elektronisch
abgewickelt. Das BIT ist der zentrale Leistungserbringer in der
Bundesverwaltung, wenn es darum geht, mittels Informatik wirt-
schaftliche, moderne, sichere, benutzer- und biirgerfreundliche
Leistungen zu entwickeln und einzusetzen. Es unterstiitzt die
Geschaftsprozesse in der Bundesverwaltung, bietet standardi-
sierte Arbeitsplatzsysteme und Geschéaftsverwaltungssysteme an
und sorgt fiir eine funktionierende Telekommunikation zwischen
allen Bundesstellen im In- und Ausland. Neu zahlt das BIT auch
Gerichte (Bundesstrafgericht, Bundesverwaltungsgericht) zu sei-
nen Kunden.

Bundesamt fiir Bauten und Logistik BBL

www.bbl.admin.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 915 110 800.-

- Gustave E. Marchand 667 Aufwand: 697 147 500.-

B | oottt
d Warum sind die meisten Biiros in der Bundesverwaltung

hellgrau, und weshalb stehen dort fast iiberall die gleichen Mo-
bel? Weil die Angestellten nicht nach Lust und Laune bei be-
liebigen Mobelherstellern kaufen diirfen. Tausend Pulte, zehn
Paletten Kugelschreiber, tonnenweise Druckerpapier — standardi-
sierte grosse Mengen sind giinstiger als Einzelkdufe. Immer sind
Offerten einzuholen, und das wirtschaftlich giinstigste Angebot
erhdlt am Ende den Zuschlag. Zustandig dafiir ist das BBL, das
auch die Liegenschaften des Bundes baut, unterhélt und verwal-
tet, ob es sich nun um das Bundeshaus, Verwaltungsgebaude,
Museen, Schlosser oder Botschaften in aller Welt handelt.

EXEKUTIVE

Departementsvorsteherin:
Eveline Widmer-Schlumpf

Bernerhof, 3003 Bern

031322 60 33

Infoverantwortliche: Brigitte Hauser-Siess
www.efd.admin.ch

info@gs h

Eidgendssische Finanzmarktaufsicht FINMA www.finma.ch

Direktor:

Patrick Raaflaub 385 Aufwand (mit Reservedufnung): 110 400 000.-

Die Schweiz zdhlt zu den fiihrenden Finanzplédtzen
der Welt. Die Finanzbranche ist von grosser Bedeutung fiir die
schweizerische Volkswirtschaft. Angesichts der dynamischen
Entwicklungen auf den Finanzmérkten und der immer hoheren
Komplexitat der Aufgaben der Finanzmarktaufsicht galt es, die
institutionelle Struktur der bisher bestehenden Aufsichtsorgane
zu verbessern. Die Aufsicht iiber die zentralen Bereiche des Fi-
nanzsektors (Banken, Versicherungen, Borsen etc.) wird seit
Anfang 2009 von einer einzigen Behorde wahrgenommen, der
Eidgendssischen Finanzmarktaufsicht Finma.

Direktor: Stellen: Ertrag: 1130 000.-
Kurt Griiter 90 Aufwand: 21 070 600.-

Als oberstes Finanzaufsichtsorgan hat die EFK das Recht,
von allen Bundesangestellten Auskunft tiber ihre Arbeit zu ver-
langen. Sie versucht Méngel und Schwéchen zu orten, leistet
Uberzeugungsarbeit und bewirkt so Verbesserungen in der Tétig-
keit des Bundespersonals. Die EFK setzt auf das Gespréch, weil
ihre Empfehlungen so eher akzeptiert werden.

Eidgendssische Finanzkontrolle EFK www_efladmin.ch

Eidgendssische Alkoholverwaltung EAV www.gav.admin.ch

311 579 000.-
33 987 000.-

Direktor: Stellen:
i Alexandre Schmidt 163

d Die EAV lenkt den Alkoholmarkt iiber Steuern, Kontrol-
len, Handels- und Werbebeschrankungen. Ihr Profitcenter, Alco-
suisse, versorgt die Schweizer Wirtschaft mit Ethanol. Im Rahmen
der Totalrevision des Alkoholgesetzes sollen der Ethanol- und der
Spirituosenmarkt liberalisiert und das Steuer- und das Kontroll-
system optimiert werden. Mit dem Ziel einer kohédrenten Alko-
holpolitik soll der Handel fiir alle alkoholischen Getranke weit-
gehend einheitlichen Bestimmungen, welche namentlich den
Jugendschutz verfolgen, unterstellt werden.

Ertrag:
Aufwand:

Pensionskasse des Bundes Publica www.publica.ch

Direktor: 33 525 000.-
Werner Hertzog 125 31 737 000.-

a Die Pensionskasse des Bundes Publica ist eine selbstdn-
dige offentlichrechtliche Anstalt des Bundes. Als eine der grossten
Pensionskassen der Schweiz verwaltet sie Vorsorgegelder in der
Hohe von fast 34 Milliarden Schweizer Franken. Sie berét iiber
55000 versicherte Personen und 45000 Rentenbeziehende in allen
Fragen rund um ihre Vorsorge. In Anbetracht dieser Zahlen ist fiir
Publica Qualitit auch Ausdruck des Verantwortungsbewusstseins
gegeniiber ihrer Kundschaft. Durch ihren Einsatz sorgt die Publica
dafiir, dass sie zu den fithrenden schweizerischen Pensionskassen

gehort.
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Eidgenossisches
Volkswirtschaftsdepartement EVD

Scharf
ins Auge gefasst

écile Brabant schaut sich ein einzelnes Getreidekorn ganz genau an:
c Entspricht die neue Sorte den Erwartungen? Ist sie weniger anfallig

gegeniiber Pflanzenschadlingen? Und vor allem: enthilt sie, wie
erhofft, reichlich Gluten? - Denn nur aus Mehl mit geniigend Gluten lasst
sich Brot in Form eines Laibs backen; andernfalls geht der Teig nicht auf
und wird im Ofen bloss zu Fladenbrot.

Was die Expertin fiir Weizenziichtung im Kleinen macht, macht ihre
Institution - die Forschungsanstalt Agroscope Changins-Wadenswil ACW -
im Grossen: Sie wirft einen genauen Blick auf die Landwirtschaft; ihr Name
setzt sich namlich aus zwei griechischen Wortern zusammen: «agros», was
Acker oder Feld bedeutet, und «skopein», was beobachten heisst.

ACW, so das Kiirzel fiir die Institution, kiimmert sich in ihrer Forschungs-
und Entwicklungsarbeit um praktisch alles, was Schweizer Bauern anpflan-
zen: um Feldfriichte wie Getreide und Gemiise, um Obst, Reben und Beeren
sowie um Arznei-, Gewiirz- und Zierpflanzen. Zudem erfiillt sie gesetzliche
Aufgaben des Bundes, etwa die Priifung von Pflanzenschutzmitteln.

Die Arbeit der Forschungsanstalt tragt wesentlich zu einer wettbewerbs-
fahigen und umweltfreundlichen Landwirtschaft bei, die gesunde Lebens-
mittel fiir uns und gute Futtermittel fiir das hiesige Vieh liefert.

Wenn also Cécile Brabant in Changins bei Nyon eine neue Weizensorte
priift, hdlt sie sich alles vor Augen: ob die Ziichtung unserem Boden und
dem Klima entspricht, ob sie widerstandsfahig gegen Krankheiten und er-
tragreich ist, ob sie sich unaufwendig und giinstig produzieren lasst und ob
sie schliesslich alle vom Markt verlangten Qualitatskriterien erfiillt.

Cécile Brabant arbeitet beim Bundesamt fiir Landwirtschaft in der Forschungsanstalt
Agroscope Changins-Wddenswil ACW als Expertin fiir Weizenziichtung und ist eine von rund
2400 Bundesangestellten im Eidgendssischen Volkswirtschaftsdepartement EVD
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Eidgendssisches
Volkswirtschaftsdepartement EVD

www.evd.admin.ch

Generalsekretdrin: Ertrag: 30 526 100.-
Monika Riihl 208 Aufwand: 118 077 100.-

Das GS-EVD ist Stabs- und Koordinationsorgan und un-
terstiitzt und berdt den Departementsvorsteher in seiner tag-
lichen Arbeit. Zu den Aufgaben gehdren Planung, Koordination
und Kontrolle der Geschifte sowie die Uberwachung der Auswir-
kungen getroffener Beschliisse. Weiter erbringt das GS-EVD in
den Bereichen Human Resources, Finanzen und Logistik, Infor-
matik-Steuerung, Controlling und Ubersetzungswesen Dienstlei-
stungen fiir das gesamte Departement sowie Informatik-Leistun-
gen mit seinem Information Service Center.

Administrativ unterstellt sind das Biiro fiir Konsumenten-
fragen BFK und die Vollzugsstelle fiir den Zivildienst. Das BFK
fordert die objektive und transparente Information an die Kon-
sumenten und trdgt damit zum guten Funktionieren des Marktes
bei und vollzieht zudem die Deklaration von Holz und Holzpro-
dukten. Seit 1996 diirfen in der Schweiz junge Ménner, die den
Militdrdienst nicht mit ihrem Gewissen vereinbaren konnen, Zi-
vildienst leisten. Die Vollzugsstelle fiir den Zivildienst sorgt mit
ihren 7 Regionalzentren dafiir, dass geniigend Einsatzplatze zur
Verfligung stehen.

Staatssekretariat fiir Wirtschaft SECO www.seco.admin.ch

Direktor: Ertrag: 243 582 500.-
Jean-Daniel Gerber 445 Aufwand: 775 635 100.-

Das SECO ist zustdndig fiir alle Kernfragen der Wirt-
schaftspolitik. Sein Ziel ist es, ein nachhaltiges Wirtschaftswachs-
tum zu begiinstigen. Dafiir schafft es die notigen ordnungs- und
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen.

Arbeitgebende und Arbeitnehmende sollen von einer wachs-
tumsorientierten Politik, vom Abbau von Handelshemmnissen
und von der Senkung der hohen Preise in der Schweiz profitie-
ren. Innenpolitisch wirkt das SECO als Schnittstelle zwischen
Unternehmen, Sozialpartnern und Politik. Es unterstiitzt die re-
gional und strukturell ausgewogene Entwicklung der Wirtschaft
und gewdhrleistet den Schutz der Arbeitnehmenden. Mit seiner
Arbeitsmarktpolitik leistet es einen Beitrag zur Bekdmpfung der
Arbeitslosigkeit und damit zur Erhaltung des sozialen Friedens.
Das SECO tragt dazu bei, Schweizer Giitern, Dienstleistungen und
Investitionen den Zugang zu allen Méarkten zu 6ffnen. Aussenpo-
litisch arbeitet es aktiv an der Gestaltung effizienter, fairer und
transparenter Regeln fiir die Weltwirtschaft mit. Die Beziehungen
der Schweiz zur EU und zur Européischen Freihandelsassoziation
koordiniert das Integrationsbiiro, eine gemeinsame Dienststelle
von EDA und EVD.

Die beim SECO angesiedelte Schweizerische Akkreditierungs-
stelle SAS ist verantwortlich fiir die Akkreditierung von privaten
und offentlichen Priif- und Konformitdtsbewertungsstellen nach
international anerkannten Anforderungen.
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Bundesamt fiir Berufshildung
und Technologie BBT

www.bbt.admin.ch

Direktorin: Stellen: Ertrag: 1952 000.-
S=Q  Ursula Renold 125 Aufwand: 1242 798 300.-
Bildung, Forschung und Innovation sind fiir die wirt-

schaftliche, gesellschaftliche und soziale Entwicklung unseres
Landes von grundlegender Bedeutung. Mit allen drei Bereichen
befasst sich das BBT: Es ist das Kompetenzzentrum fiir die Be-
rufsbildung, fiir die Fachhochschulen und die Grundlagen der
Innovationsforderung. Damit trdgt es dazu bei, qualifizierte
Arbeitskrafte auszubilden und die Schweiz als attraktiven Wirt-
schaftsstandort zu positionieren. Gemeinsam mit den Kantonen
und den Berufsverbdnden setzt sich das BBT fiir eine hochstehen-
de Berufsbildung ein. Es koordiniert die Fachhochschulen, die
nicht nur Kaderpersonen ausbilden, sondern sich auch in der an-
wendungsorientierten Forschung und Entwicklung engagieren.
Im Bereich Innovation erarbeitet das BBT die Grundlagen fiir
die Innovationspolitik des Bundes, handelt internationale Vertréa-
ge aus und ist zustdndig fiir die Evaluation der Kommission fiir
Technologie und Innovation KTI und ihrer Fordertétigkeit.

Blllldesaml fllr I.aII(IWII‘ISI:haﬂ BLW www.blw.admin.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 202 812 400.-
Ly Manfred Bitsch 939 iand: 3702 958 100.-

@ "B 1055684 Hektaren sind in der Schweiz Landwirtschafts-
land, 1597484 Stiick Rindvieh stehen in den Stéllen; 166722
Personen sind in der Landwirtschaft tédtig. Mit 3,6 Milliarden
Franken pro Jahr unterstiitzt der Bund die Landwirtschaft. Das
BLW setzt sich dafiir ein, dass Bauerinnen und Bauern nachhal-
tig und auf den Markt ausgerichtet hochwertige Nahrungsmittel
produzieren. Ziel ist eine multifunktionale Landwirtschaft, die
einen Beitrag zur Versorgung der Bevolkerung, zur Erhaltung der

natiirlichen Lebensgrundlagen sowie zur dezentralen Besiedlung
leistet. Im Spannungsfeld zwischen innenpolitischen Entwick-
lungen und aussenpolitischem Handlungsbedarf muss ein sozial-
vertrdglicher Weg gefunden werden. Das BLW befasst sich mit
der Entwicklung des landlichen Raums und férdert die landwirt-
schaftliche Forschung in seinen Forschungsanstalten Agroscope.

Bundesamt fiir Veterinarwesen BVET www.bvet.admin.ch

Direktor: Ertrag: 4728 100.-
Hans Wyss 155 Aufwand: 64 793 300.-

Ein Tourist wird am Flughafen mit 200 Kilo Affenfleisch
angehalten, ein anderer mochte einen Hund aus den Ferien nach
Hause bringen. Die Blauzungenkrankheit hatte auf die Schweiz
iibergegriffen und wurde mit einer Impfkampagne eingedammt.
Tierschiitzer verlangen strengere Gesetze fiir die Tierhaltung,
und landwirtschaftliche Kreise weisen auf die damit verbun-
denen Kosten hin. Die Boulevardpresse fordert «griffige Mass-
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nahmen gegen Kampfhunde», und Hundebesitzer beklagen sich,
dass sie von «Hundehassern» schikaniert werden, obwohl sie sich
doch korrekt verhielten.

Alle diese Situationen haben eines gemeinsam: Sie gehdren
zum Spannungsbogen des BVET: Tiergesundheit, Tierschutz, si-
chere Lebensmittel, Artenschutzkontrollen an der Grenze und die
internationale Zusammenarbeit in diesen Bereichen beschéftigen
die Mitarbeitenden téglich. Viele dieser Themen sind mit Emoti-
onen verbunden, und das ist gut so, denn ein Bundesamt arbeitet
flir Menschen - das BVET aber auch fiir Tiere.

Bundesamt fiir wirtschaftliche
Landesversorgung BWL www.bwl.admin.ch

Delegierte: Ertrag: 99 100.-
T‘; Gisele Girgis-Musy 31 Aufwand: 7523 000.-

Praktisch 100 Prozent der Rohstoffe, 80 Prozent der Ener-
gie, 40 Prozent der Nahrungsmittel und einen grossen Teil un-
serer Medikamente beziehen wir aus dem Ausland. Ereignisse al-
ler Art, von technischen Stérungen bis zu politischen Spannungen
in den Herkunftsldndern, kénnen den Weg wichtiger Giiter in die
Schweiz unterbrechen. Als Kompetenzzentrum fiir Fragen der Ver-
sorgungssicherheit sorgt das BWL in enger Zusammenarbeit mit
der Privatwirtschaft dafiir, dass kurzfristige Versorgungsengpésse
keine erheblichen Storungen fiir Bevolkerung und Wirtschaft be-
wirken konnen. So stellt es unter anderem sicher, dass bei Trans-
portproblemen gentigend Frachtraum zur Verfiigung steht oder
dass uns in einer Strommangellage nicht die Lichter ausgehen.

Bundesamt fiir Wohnungswesen BWO www.bwa.admin.ch

Direktor: Ertrag: 21 340 000.-
Ernst Hauri 42 Aufwand: 96 156 400.-

A Wohnen stellt ein Grundbediirfnis dar. Die Wohnung ist
aber auch ein wichtiges Wirtschaftsgut. Jihrlich werden in der
Schweiz rund 24 Milliarden Franken in den Wohnungsbau inve-
stiert. Fiir die Haushalte stellen die Wohnkosten den grossten Aus-
gabenposten dar. Mieterinnen und Mieter zahlen pro Jahr rund 28
Milliarden Franken Miete, und etwa 20 Milliarden Franken fliessen
als Hypothekarzinsen von Hauseigentiimern an Kreditgeber.

Das BWO setzt sich zusammen mit Bautrdgern dafiir ein, dass
geniigend bezahlbarer Wohnraum vorhanden ist und dieser die
verdnderten Bediirfnisse beriicksichtigt. Das BWO steht im Span-
nungsfeld von Vermieter- und Mieterschaft und versucht, im Miet-
recht die gegensatzlichen Interessen in Einklang zu bringen.

EXEKUTIVE

Departementsvorsteher:
Johann N. Schneider-Ammann

Bundeshaus Ost, 3003 Bern

031322 20 07

Infoverantwortliche: Christophe Hans,
Evelyn Kobelt, Simone Hug
www.evd.admin.ch

Prmsuherwal}hung www.preisueberwacher.admin.ch
Preisiiberwacher: Stellen Ertrag: =
Stefan Meierhans 14 Aufwand: 2902 900.-

Frither war es der Preis einer Tasse Kaffee; heute sind
es z.B. Arzt- oder Spitaltarife, Medikamentenpreise, Gas-, Was-
ser- und Abfallgebiihren, Posttaxen, Radio- und Fernsehgebiihren
oder die Tarife des offentlichen Verkehrs: Die Preisiiberwachung
schiitzt Konsumentinnen und Konsumenten vor tiberh6hten Prei-
sen. Sie verhindert oder beseitigt missbrauchliche Preise, die sich
nicht im freien Wettbewerb gebildet haben.

Wetthewerhskommission WEKO

www.weko.ch
rr Direktor: Stellen Ertrag: 282 000.-
f. Rafael Corazza 48 Aufwand: 10 630 400.-

4 %s Es kommt vor, dass Konsumgiiter in der Schweiz teurer
sind als im Ausland, dass Unternehmen ihre Lieferanten unter
Druck setzen und dass sich Firmen zusammenschliessen. Die
WEKO iiberpriift solche Vorginge, untersagt unzuldssige Kartelle
und interveniert bei Beschrdnkungen des freien Wettbewerbs.
Sie setzt sich insbesondere ein fiir einen ungehinderten Markt-
zugang von Unternehmen in der Schweiz und fiir offene Grenzen
gegeniiber dem Ausland.

Kommission fiir Technologie
und Innovation KTl

www.kti-cti.ch
Direktorin: Stellen Ertrag: 760 000.-
Klara Sekanina 21 Aufwand: 120 387 000.-

Die KTI fordert gemeinsame Forschungsprojekte von Un-
ternehmen und Hochschulen, die Griindung und den Aufbau von
wissensbasierten Unternehmen sowie den Wissens- und Techno-
logietransfer durch Plattformen und Netzwerke.

Eidgenassisches Hochschulinstitut
"ir Berulshildllllg EHB www.ehb-schweiz.ch
ﬁ Direktorin:  Stellen: 1 Ertrag: B
¥ Dalia Schipper 158 Aufwand: 31 520 700.-
"8 Das EHB ist zustiandig fiir die Aus- und Weiterbildung
von Berufsbildungsverantwortlichen und betreibt Forschung
und Entwicklung in der Berufsbildung. Es bietet Ausbildungs-
gédnge an, offeriert jedes Jahr eine aktualisierte Palette an Wei-
terbildungskursen und -lehrgdngen und unterstiitzt die Berufs-
bildungspartner bei Reformen. Jdhrlich erhalten mehr als 700
Berufsbildungsverantwortliche ein Diplom oder Zertifikat, und
es lassen sich gegen 7000 Priifungsexpertinnen und -experten
schulen. Das EHB begleitet jahrlich fast 100 Berufsreformen und
realisiert um die 30 Forschungsprojekte.
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Eidgendssisches Departement
fiir Umwelt, Verkehr, Energie
und Kommunikation UVEK

) ie_Korporation Uri pflegt ihren Jungwald auf dem Haldi
bei Schattdorf umsichtig - Erica Zimmermann macht sich
wdhrend einés Augenscheins ein Bild davon.

» Die diplomierte Forst-Ingenieurin ETH vertritt bei diesem

¥ frithsommerlichen Ortstermin-den Bund, Kreisforstmeister

Roland Wiithrich den Kanton Uri, wahrend Forstbetriebsleiter

= Hubert Gamma (links im Bild) zeigt, was getan wird, damit ein
widerstandsfahiger Wald nachwachst.

Der Schweizer Wald nimmt rund einen Drittel der Landes-
flache ein und leistet dabei einiges: Er ist eine natiirliche
Ressource, die bewirtschaftet wird - durch ihn haben sechs-
tausend Beschaftigte Arbeit in Forstbetrieben und rund zehn
Mal sowiele im-holzverarbeitenden Gewerbe.

Er schiitzt vor Naturgefahren, bietet Tausenden von Tier-
und Pflanzenarten Lebensraum, reinigt Luft und Trinkwasser
und dient uns allen fiir Freizeit und Erholung: Spaziergangern,
Jagern und Joggerinnen ebenso wie Hundehalterinnen, Pfadi
und Pilzlern. Weil er fiir uns Menschen so wichtig ist, erklart
die Uno 2011 zum Jahr des Waldes.

Laut Verfassung sorgt der Bund «dafiir, dass der Wald seine
Schutz-, Nutz- und Wohlfahrtsfunktionen erfiillen kann», doch
diese Aufgaben kann er nicht alleine bewaltigen - er nimmt
sie gemeinsam mit den Kantonen und den Waldbesitzern wahr.
In sogenannten Programmvereinbarungen ist festgehalten,
welche Leistungen zu erbringen sind und wie viel Geld der
Bund den Kantonen dafiir zur Verfiigung stellt.

“&% Erica Zimmermann arbeitet beim Bundesamt fiir Umwelt in der
"Abteilung Wald als Regionenverantwortliche fiir 14 Kantone und ist eine
von rund 2100 Bundesangestellten im Eidgendssischen Departement fiir
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK
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Eidgendssisches Departement fiir Umwelt,
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK

www.uvek.admin.ch

Generalsekretar: Ertrag: 136 000.-
Walter Thurnherr 76 Aufwand: 69 160 600.-

2]
‘ﬁ. Die Bundesamter des UVEK sind in Ittigen und Biel zu-
hause. Mehrmals im Jahr treffen sich aber die Amtsdirektoren
im Generalsekretariat in Bern zum Rapport. In die laufenden
Geschiifte sind ndmlich nicht selten gleich mehrere Amter mit
verschiedenen Interessen involviert. Das Treffen erlaubt es, diese
auf hochster Ebene zu diskutieren.

Das GS-UVEK ist die Stabsstelle der Departementsvorstehe-
rin. Es plant und koordiniert sdmtliche Geschéfte des Departe-
ments. Ausserdem nimmt es gegeniiber Post, SBB, Swisscom und
Skyguide die Rolle des Eigentlimers wahr und tiberpriift die Um-
setzung der strategischen Ziele, die der Bundesrat vorgibt.

Dem UVEK zugeordnet sind die Unabhéngige Beschwerde-
instanz fiir Radio und Fernsehen, die Unfalluntersuchungsstelle
flir Bahnen und Schiffe, das Biiro fiir Flugunfalluntersuchungen
und die Postregulationsbehorde.

www.bav.admin.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 6 503 000.-
Peter Fiiglistaler 265 Aufwand: 4 747 422 300.-

In mehreren Abstimmungen haben die Schweizerinnen
und Schweizer die Verlagerung des alpenquerenden Schwerver-
kehrs von der Strasse auf die Schiene beschlossen. Mit der Er-
offnung des Lotschberg-Basistunnels 2007 hat die Schweiz eine
erste Etappe auf diesem Weg erreicht. Noch im Bau befinden sich
der Gotthard- und der Ceneri-Basistunnel. Im Gotthard wurde
im Herbst 2010 der Hauptdurchschlag gefeiert. Alle Tunnel zu-
sammen bilden die Neue Eisenbahn-Alpentransversale Neat. Sie
ist das Herzstlick fiir die Verlagerung. Gesteuert wird das Jahr-
hundertprojekt Neat vom Bundesamt fiir Verkehr. Es fiihrt die
Auftrage von Bundesrat und Parlament aus, iberwacht die Ein-
haltung von Kosten und Terminen und erteilt die notwendigen
Bewilligungen.

Das BAV ist das Bundesamt des 6ffentlichen Verkehrs. Inter-
cityziige, Trams, Busse, Seilbahnen, Raddampfer: Die Schweiz
verfiigt iiber ein dichtes und gut funktionierendes Netz im of-
fentlichen Verkehr. Das BAV wacht dariiber, dass es weiter mo-
dernisiert, finanziert und sicher betrieben wird. Die néchsten
Ausbauschritte sind im Bau und in Vorbereitung. Die Reisezeit
zwischen Genf und St. Gallen soll bis 2030 um eine halbe Stunde
verkiirzt, der Fahrplan des offentlichen Verkehrs weiter verdich-
tet werden. Und es wird dank gezielten Streckenausbauten und
mehr Knotenbahnhofen fiir viele Benutzerinnen und Benutzer
des offentlichen Verkehrs noch bessere Verbindungen geben.
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Bundesamt fiir Zivilluftfahrt BAZL

www.aviation.admin.ch

Direktor: Stellen: Ertrag: 11 750 100.-
Peter Miiller 260 Aufwand: 152 270 600.-
Safety first — Sicherheit zuerst: Dies ist der Grundsatz des

BAZL. Durch ein System von Zertifizierungen und Inspektionen
wird die Durchsetzung eines im europdischen Querschnitt hoch
stehenden Sicherheitsstandards gewéhrleistet. Um die Sicherheit
weiter zu erhohen, gilt in der Schweizer Zivilluftfahrt zudem das
Prinzip des straflosen Meldewesens. Es gibt Piloten, Fluglotsen,
Mechanikern und Angestellten von Bodenabfertigungsdiensten
die Moglichkeit, Fehler zu melden, ohne dass sie dafiir vom BAZL
belangt werden. Erkenntnisse aus Vorkommnissen, die die Si-
cherheit beeintrdchtigen, werden damit hoher gewichtet als die
Wirkung von Sanktionen. Das BAZL leistet mit dem straflosen
Meldewesen Pionierarbeit: In Europa kennen erst wenige Lander
ein solches System.

Blllldesaml fllr E“ergie BFE www.bfe.admin.ch

Direktor: Ertrag: 17 035 500.-

-j Walter Steinmann m Aufwand: 181 043 100.-
Die Verbesserung der Energieeffizienz, die Forderung der
erneuerbaren Energien, der Ersatz bestehender Grosskraftwerke
sowie eine verstdrkte internationale Zusammenarbeit: Auf die-
sen vier Sdulen beruht die Energiepolitik des Bundesrats. Mit der
Umsetzung dieser energiepolitischen Grundsétze in die Praxis
ist das BFE beauftragt: Es erarbeitet dazu geeignete Rahmen-
bedingungen und Massnahmen. Ziel dabei ist, in unserem Land
auch kiinftig eine ausreichende, sichere, bezahlbare und umwelt-
freundliche Energieversorgung bereitzustellen. Die dazu nétigen
Massnahmen sind zum Teil in den Aktionspldnen fiir Energie-
effizienz und erneuerbare Energien festgelegt, so etwa die Vor-
schriften zum Energieverbrauch von Haushaltgeriten, Unterhal-
tungselektronik, Haushaltlampen und Elektromotoren.

Bundesamt fiir Strassen ASTRA

www.astra.admin.ch

Direktor: Ertrag: 155 107 000.-
Rudolf Dieterle 433 Aufwand: 3123 616 600.-

Auf den Schweizer Strassen soll es rund laufen. Im
Auftrag von Bundesrat und Parlament 16st das ASTRA deshalb
folgende Probleme: Wo muss ein Nationalstrassenteilstiick aus-
gebaut werden? Welche Abschnitte sind sanierungsbediirftig?
Welcher Tunnel muss noch an die neuesten Sicherheitsnormen
angepasst werden?

Das ASTRA arbeitet intensiv am Handlungsprogramm des
Bundes fiir mehr Verkehrssicherheit «Via sicura». Ziel ist es, die
Zahl der bei Verkehrsunfillen getoteten oder verletzten Men-
schen massiv zu senken. Es sollen nur gut Ausgebildete mit si-
cheren, umweltfreundlichen Fahrzeugen auf sicheren Strassen
unterwegs sein. So legt das ASTRA die Voraussetzungen fest, die
Chauffeure von 40-Tonnern erfiillen miissen, damit sie ihre La-
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dung sicher und umweltschonend transportieren. Oder es passt
die technischen Anforderungen an die Frontgestaltung von Autos
so an, dass die Verletzungsgefahr fiir Fussgéngerinnen oder Velo-
fahrer vermindert wird.

Blllldesaml fllr Kommllllikalloll BAKOM www.bakom.admin.ch

g A,

54 479 100.-

Cae 92 911 700.-
‘3‘ Téglich horen wir Radio, greifen zum Telefon, schreiben
E-Mails, surfen im Internet und unterhalten uns mit Fernsehpro-
grammen. Damit wir all diese Dienste nutzen kdnnen, braucht
es eine stabile und leistungsfihige Kommunikationsinfrastruktur.
Das BAKOM hat die Aufgabe, sie zu ermdglichen, zu konzessio-
nieren und zu beaufsichtigen.

Mit den wachsenden Kommunikationsbediirfnissen des 21.
Jahrhunderts ist eine immer leistungsfihigere Infrastruktur
gefragt. Damit alle Schweizerinnen und Schweizer davon pro-
fitieren konnen, begleitet das BAKOM alle wichtigen Entwick-
lungsschritte auf politischer Ebene. So geht es etwa derzeit in
Zusammenarbeit mit der Eidgendssischen Kommunikationskom-
mission (ComCom) und der Industrie der Frage nach, wie die
Schweizer Haushalte an das schnelle Glasfasernetz angeschlos-
sen werden konnen.

Das BAKOM teilt zudem den Radio- und Fernsehstationen die
Frequenzen zu. Es wacht dariiber, dass die einzelnen Radio- und
Fernsehprogramme keine Auflagen verletzen — z.B. solche gegen
Schleichwerbung — und verteilt Gebiihrengelder gerecht auf alle
Regionen der Schweiz.

Direktor:
Martin Dumermuth

Blllldesaml fllr Umwell BAFU www.umwelt-schweiz.ch

Direktor: Ertrag: 38 875 000.-
Bruno Oberle 405 Aufwand: 1 413 457 500.—-

Sicher und gesund leben: Das wollen wir alle. Uns an
schonen, vielfaltigen Landschaften freuen, an Tieren und Pflan-
zen: Das auch, natiirlich. Und zugleich eine solide Basis fiir die
Wirtschaft haben, damit wir angenehm leben kdnnen: Selbstver-
stdndlich.

Was aber hat das mit Umweltpolitik zu tun? Sehr viel. Spezi-
ell im Alpenland Schweiz kann die Natur zur Bedrohung werden.
Dies fithren uns Ereignisse wie Hochwasser, Steinschlag oder
Lawinen eindriicklich vor Augen. Das BAFU hilft mit, dass sich
Kantone, Gemeinden und Einwohner rechtzeitig wappnen kon-
nen - sei es mit Karten, die aufzeigen, wo welche Gefahren am
ehesten zu erwarten sind, sei es mit Wéldern, die Strassen und
Siedlungen schiitzen.

Die Lebensrdume und Okosysteme erbringen daneben wei-
tere Leistungen. Sie reinigen das Wasser, bestduben Nutzpflan-
zen oder regulieren das Klima. Zudem versorgen sie uns mit
Lebensmitteln, Rohstoffen und anderen Giitern. Eine der Kern-
aufgaben des BAFU ist es, diese ganze Vielfalt des Lebens — mit

EXEKUTIVE

Departementsvorsteherin:
Doris Leuthard

Bundeshaus Nord, 3003 Bern
0313225511

Infoverantwortlicher: Dominique Bugnon
www.uvek.admin.ch

einem Wort: die Biodiversitat — langfristig zu erhalten. Indem das
BAFU hilft, die nachhaltige Nutzung von Wasser, Boden oder Luft
sicherzustellen, trégt es zu einer gesunden Wirtschaft bei.

Bundesamt fiir

Raumenthcklu“g ARE www.are.admin.ch oder www.raumentwicklung.ch
Direktorin: Stellen Ertrag: 20 100.-
Maria Lezzi 64 Aufwand: 17 727 400.-

Die Globalisierung schreitet rasch fort. Europa riickt
zusammen. Damit steht die Schweiz vor grossen Herausforde-
rungen: Sie muss sich optimal positionieren und ihre Stdrken
ausspielen — mit leistungsfahigen Metropolen und Wirtschafts-
rdumen, einem dichten Netz von lebensfihigen und lebens-
werten Gemeinden sowie vielfaltiger und intakter Landschaft
und Landwirtschaft.

Dank moderner Verkehrsinfrastrukturen sind die Reisezeiten
zwischen den Stadten, touristischen und ldndlichen Zentren der
Schweiz in den vergangen Jahren kiirzer geworden. Dies hat sich
positiv auf das Schweizer Stidtenetz und die 1andlichen Raume
ausgewirkt. Gleichzeitig wichst der Bedarf an Wohnraum, wert-
voller Erholungs- und Produktionsraum geht verloren, Siedlun-
gen und Verkehr sind noch nicht geniigend aufeinander abge-
stimmt. Die Raumentwicklung der Schweiz ist also noch nicht so
nachhaltig, wie es Bundesverfassung und Raumplanungsgesetz
verlangen.

Eidgendssisches

Nuklearsicherheitsinspektorat ENSI
Direktor: Stellen: Ertrag: 58 900 000.-
Ulrich Schmocker 127 Aufwand: 55 100 000.-

wacht das Eidgenossische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI).
Als unabhingige offentlich-rechtliche Anstalt ist das ENSI dem
Bundesrat unterstellt. Hervorgegangen ist es aus der fritheren
Hauptabteilung fiir die Sicherheit der Kernanlagen (HSK) des
Bundesamts fiir Energie. Von ihr wurden auch die Aufgaben und
das Personal {ibernommen. Das oberste Ziel der Aufsichtstétig-
keit des Bundes im Kernenergiebereich ist es, Mensch und Um-
welt vor Schidden durch Radioaktivitdt zu schiitzen. Das ENSI
beaufsichtigt deshalb die fiinf Kernkraftwerke in der Schweiz,
die Zwischenlager fiir radioaktive Abfille sowie die nuklearen
Forschungseinrichtungen am Paul-Scherrer-Institut, an der ETH
Lausanne und an der Universitdt Basel. Dabei wird tiberpriift, ob
die Betreiber die Vorschriften einhalten, ob die Anlagen sicher
betrieben werden und ob der Strahlenschutz gewahrleistet ist.
Gesuche fiir Anderungen an bestehenden Kernanlagen, aber auch
Gesuche fiir den Bau neuer Kernanlagen priift das ENSI aus dem
Blickwinkel der Sicherheit. Und es befasst sich mit dem sicheren
Transport radioaktiver Stoffe sowie mit den Untersuchungen zur
geologischen Tiefenlagerung radioaktiver Abfille.
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DIE EIDGENOSSISCHEN GERICHTE ODER

Die Judikative
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n einem der denkmalgeschiitzten Gerichts-
sdle des Bundesgerichts hat Lorenz Meyer
auf einem Richtersessel Platz genommen.

Als Bundesgerichtsprasident fiihrt er den Vorsitz

im Gesamtgericht sowie in der Verwaltungskom-

mission und vertritt das Gericht nach aussen. Da-
neben amtet Lorenz Meyer nach wie vor zu etwa
flinfzig Prozent als Bundesrichter.

(LI RRN RN RN RR TR LR LLY)

Im Interview auf der nachsten Seite gibt er Aus-
kunft iber seine Arbeit und diejenige des Bundes-
gerichts und der eidgendssischen Justiz.

Das Bundesgericht hat seinen Hauptsitz in
Lausanne, im Park «Mon Repos»; sein zweiter
Standort ist Luzern. Aus Presse- und Fernseh-
bildern kennt man vor allem die breite Treppe, die
zum tempelartigen Eingangsportal des Lausanner

Gerichtsgebdudes fiihrt. Diese nimmt im Innern
ihren Fortgang und fiihrt Rechtsuchende — nach-
dem sie insgesamt hundert Treppenstufen er-
klommen haben — vor die drei Gerichtsséle. Deren
Mobiliar und Dekor sind im Originalzustand von
1927 belassen und stehen heute unter Schutz.

Der Bund kurz erklart 11




INTERVIEW MIT BUNDESGERICHTSPRASIDENT LORENZ MEYER

Wir konnen die
Falle zeit- und sach-
gerecht erledigen

Herr Meyer, sie sind der erste Bundes-
gerichtsprasident, der sich fiir eine zweite
Amtsdauer als Préasident zur Verfiigung
gestellt hat. Weshalh?

Es ist erst seit 2007 im Gesetz vorge-
sehen, dass der Prisident oder die Prési-
dentin des Bundesgerichts fiir eine zweite
Amtsperiode kandidieren kann. Die neue
Regelung bezweckt, eine gewisse Konti-
nuitét in der Fithrung des Gerichts zu ge-
wahrleisten. Ich habe mich einerseits aus
diesem Grund dafiir entschieden, erneut
zu kandidieren,
auch, weil ich diese Aufgabe gerne wahr-
nehme.

andererseits natiirlich

Sie habhen das Jahr 2007 angesprochen.
Damals traten die Massnahmen der
sogenannten «Justizreform~» in Kraft, denen
das Volk im Jahr 2000 zugestimmt hatte.
Weshalb brauchte es diese Reform?

Das Bundesgericht war im Laufe der
Zeit zunehmend {iberlastet; es kamen
immer mehr und immer aufwindigere
Falle zur Beurteilung vor das Bundesge-
richt. Zudem hatten sogar professionelle
Rechtsvertreter Schwierigkeiten, sich im
Dickicht der verschiedenen Rechtsmittel
und prozessualen Vorschriften zurechtzu-
finden und erfolgreich vor Bundesgericht
zu prozessieren. Mit der Reform sollte das
Bundesgericht entlastet und seine Rolle
als oberstes Gericht im Land gestarkt wer-
den. Ausserdem sollte der Rechtsschutz
fiir die Rechtsuchenden erhoht und die
Rechtsmittelwege gestrafft und verein-
facht werden.

Wurden diese Ziele erreicht?

Der Bundesrat lasst diese Frage der-
zeit in einer grossen Studie untersuchen.
Die Schlussergebnisse liegen noch nicht

vor, aber die Zwischenresultate sind
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grundsétzlich positiv. Das Bundesgericht
und die anderen eidgendssischen Ge-
richte teilen diesen Eindruck zu einem
grossen Teil. Nehmen Sie zum Beispiel
die Vereinfachung der Rechtsmittelwege:
Frither stand eine Vielzahl verschiedener
Beschwerdeméglichkeiten zur Verfiigung.
Wer nicht die richtige Beschwerdeart fiir
seinen Fall gewéhlt hatte, hatte schon
von vornherein keine Chance auf eine in-
haltliche Behandlung seiner Beschwerde
vor Bundesgericht. Unter dem heutigen
System stehen nur noch die «Einheitsbe-
schwerde» und fiir gewisse Falle die soge-
nannte «subsididre Verfassungsbeschwer-
de» zur Anfechtung eines Entscheides
ans Bundesgericht zur Verfiigung. Dies
erleichtert den Rechtsuchenden den Weg
an das Bundesgericht.

Wie ist die Arbeitshelastung des
Bundesgerichts heute?

Heute sind wir in der Lage, die Félle
zeit- und sachgerecht zu erledigen. Es ist
eine Verbesserung spiirbar, wenn sie auch
nicht so deutlich ausgefallen ist, wie ur-
spriinglich erhofft. Wir hétten gerne we-
niger und dafiir nur die wichtigen Félle.
Dann konnten wir uns zu deren Beurtei-
lung mehr Zeit nehmen. Zur Veranschau-
lichung: Die 38 Bundesrichterinnen und
Bundesrichter beurteilen auch jetzt noch
jedes Jahr mehr als 7000 Félle. Dabei
werden sie von rund 130 wissenschaftli-
chen Mitarbeitenden, den Gerichtsschrei-
berinnen und Gerichtsschreibern, unter-
stitzt.

Die Bundesgerichtsentscheide werden héufig
in der Offentlichkeit diskutiert. Weshalh?
Das Bundesgericht ist die oberste ge-
richtliche Instanz der Schweiz. Es iiber-
priift Beschwerden gegen Urteile letzter

kantonaler Instanzen; auch ein Teil der
Entscheide des Bundesstrafgerichts und
des Bundesverwaltungsgerichts konnen
ans hochste Gericht weitergezogen wer-
den. Die Bundesgerichtsurteile gelten als
«Prijudizien», das heisst, sie sind fiir die
unteren Instanzen richtungweisend. Um-
strittene Entscheide konnen politische
Debatten auslésen und schliesslich dazu
fiithren, dass das Parlament Gesetze neu
formuliert oder neue Themen aufnimmt.

Gibt es ein aktuelles Beispiel eines solchen
Falles?

Im Januar 2010 urteilte das Bundesge-
richt {iber das Schicksal von Vermdgens-
werten, welche der haitianische Ex-Dikta-
tor Jean-Claude Duvalier in der Schweiz
deponiert hatte. Die Republik Haiti hat-
te beantragt, die Schweiz solle das Geld
nicht der Familie Duvalier, sondern Haiti
herausgeben, weil diese es durch strafbare
Handlungen erworben hatte. Das Bundes-
gericht musste das Ersuchen Haitis abwei-
sen, weil die Straftaten des Ex-Diktators
verjahrt waren. Das Bundesgericht hielt in
seinem Urteil aber fest, das Gesetz sei in
derartigen Féllen nicht befriedigend. Da-
raufhin wurde der Gesetzgeber, also das
Parlament, tdtig und dnderte das Gesetz.
Das Geld kann nun der haitianischen Be-
volkerung zuriickerstattet werden.



BUNDESGERICHT UND ERSTINSTANZLICHE GERICHTE DES BUNDES JUDIKATIVE

Die Justiz

Das Bundesgericht ist das oberste Gericht der Schweiz. Es verkdrpert zusammen mit den er-
stinstanzlichen Gerichten des Bundes — Bundesstrafgericht, Bundesverwaltungsgericht und
demnéchst das Bundespatentgericht — die rechtsprechende Gewalt, die Judikative. Durch
ihre Rechtsprechung tragen diese Gerichte zur Fortentwicklung des Rechts und zu dessen
Anpassung an veranderte Umstédnde bei. Die Entscheide des Bundesgerichts sowie die letzt-
instanzlichen Entscheide von Bundesstraf- und Bundesverwaltungsgericht kdnnen an den
Europaischen Gerichtshof fiir Menschenrechte in Strasshurg weitergezogen werden.

Die 38 Richterinnen und Richter und die 19 nebenamtlichen
i Richterinnen und Richter erfiillen ihre Aufgaben in einer der
sieben Abteilungen des Gerichts in Lausanne oder in Luzern.

: Die Vereinigte Bundesversammlung wahlt die Bundesrich-

Dle B“ndesrlch'erlnnen und '"chler terinnen und -richter nach sprachlichen, regionalen und partei-

politischen Kriterien; ihre Amtsdauer betrégt jeweils sechs

Prasident Vizeprasident : . . . .
des Bundesgerichts: des Bundesgerichts: i Jahre. 250 Angestellte unterstiitzen sie bei ihrer Arbeit.
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¢ Meyer "5 8 Kolly
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I. dffentlich-rechtliche Abteilung
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II. zivilrechtliche Abteilung
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Strafrechtliche Abteilung
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l. sozialrechtliche Abteilung
B8 Rudolf = B Susanne Jean-Maurice o\ Martha -~ Marcel
" 8 Ursprung "_‘_‘f,."' Leuzinger Frésard L= B Niquille - 8 Maillard
- HIA rrisident : [ SP | [ SP | 7 [ CUP | [ CVP |

Il. sozialrechtliche Abteilung
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BUNDESGERICHT UND ERSTINSTANZLICHE GERICHTE DES BUNDES

D as B un d e Sg e I‘i H hl gewdhrt Rechtsschutz, sorgt fiir

eine einheitliche Anwendung des Bundesrechts und entwickelt
aufgrund neuer Lebenssituationen das Recht weiter. Es wird
nicht von sich aus, sondern nur auf Beschwerde hin tétig. In der
Regel kann es erst angerufen werden, wenn ein letztinstanz-
liches kantonales Urteil oder ein Entscheid des Bundesstraf-, des
Bundesverwaltungs- oder, demnéchst, des Bundespatentgerichts
vorliegt. Das Bundesgericht ist in der Schweiz fiir praktisch samt-
liche Rechtsbereiche letztinstanzlich zustédndig:

Offentlich-rechtliche Angelegenheiten

Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden in Angelegenheiten des
offentlichen Rechts. Zum o6ffentlichen Recht gehoéren beispiels-
weise die politischen Rechte (politische Stimmberechtigung,
Volkswahlen und -abstimmungen), die Grundrechte (personliche
Freiheit, Rechtsgleichheit usw.) oder das Steuerrecht. Die beiden
offentlich-rechtlichen Abteilungen beurteilen die Félle in diesen
Materien.

Zivilsachen

Das Bundesgericht entscheidet auch iiber Beschwerden in Zivil-
sachen. Dazu gehort beispielsweise das Zivilrecht (z.B. Familien-
recht), das Obligationenrecht (z.B. Kaufvertragsrecht) und das
Handelsrecht. Bei vermogensrechtlichen Streitigkeiten muss der
Streitwert wenigstens 30 000 Franken oder 15000 Franken in ar-
beits- und mietrechtlichen Féllen betragen. Die beiden zivilrecht-
lichen Abteilungen entscheiden iiber die Streitigkeiten in diesen
Rechtsbereichen.

Strafsachen
Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden gegen kantonale Ur-
teile in Strafsachen oder gegen Urteile des Bundesstrafgerichts.

Sozialrechtliche Angelegenheiten

Das Bundesgericht — insbesondere die beiden sozialrechtlichen
Abteilungen - entscheidet iiber Beschwerden in o6ffentlichen
Angelegenheiten gegen Urteile der kantonalen Versicherungs-
gerichte.

Schweizerisches Bundesgericht
1000 Lausanne 14

021318 91 02
direktion@bger.admin.ch
www.hger.ch
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Das BllndeSStl'a'gel’iGm ist das allgemeine Straf-

gericht des Bundes. Es hat seinen Sitz in Bellinzona. Das Gericht
ist in seiner Tatigkeit unabhangig; es untersteht der administra-
tiven Aufsicht des Bundesgerichts sowie der Oberaufsicht der
Bundesversammlung, von der die derzeit 17 Bundesstrafrichte-
rinnen und -richter gewahlt sind. Deren Amtsdauer betrégt sechs
Jahre. Rund 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterstiitzen
die Richterinnen und Richter. Das Gericht gliedert sich zurzeit in
eine Strafkammer sowie in zwei Beschwerdekammern. Gewisse
Entscheide des Bundesstrafgerichts sind letztinstanzlich, der
iiberwiegende Teil kann mit Beschwerde an das Bundesgericht
weitergezogen werden.

Strafkammer

Die Strafkammer beurteilt erstinstanzlich Straftaten, die unter
die Gerichtsbarkeit des Bundes fallen. Im Wesentlichen handelt
es sich dabei um Verbrechen und Vergehen gegen Bundesinteres-
sen, Sprengstoffdelikte sowie um Félle in den Bereichen Wirt-
schaftskriminalitdt, organisiertes Verbrechen, Korruption und
Geldwiéscherei, welche die kantonalen oder die dusseren Gren-
zen der Eidgenossenschaft {iberschreiten. Dazu kommen Zustén-
digkeiten, die sich aus dem Luftfahrt-, dem Kernenergie- oder
dem Rohrleitungsgesetz ergeben.

I. und Il. Beschwerdekammer

Die I. Beschwerdekammer entscheidet {iber Beschwerden ge-
gen Verfiigungen und Verfahrenshandlungen der Bundesan-
waltschaft, der Bundeskriminalpolizei sowie im Verwaltungs-
strafrecht. Ferner beurteilt sie Zustandigkeitskonflikte zwischen
kantonalen Strafverfolgungsbehérden und/oder den Strafverfol-
gungsbehorden des Bundes.

Die II. Beschwerdekammer urteilt im Bereich der internatio-
nalen Rechtshilfe in Strafsachen. Sie entscheidet {iber Beschwer-
den gegen Entscheide betreffend die Auslieferung zur Strafver-
folgung oder zum Vollzug von Strafen ans Ausland sowie {iber
Beschwerden gegen Entscheide betreffend die Gewédhrung von
anderer Rechtshilfe an ausldndische Strafbehdrden bzw. den Voll-
zug ausldndischer Strafurteile.

Bundesstrafgericht

Postfach 2720, 6501 Bellinzona
091 822 62 62

www.bstger.ch
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JUDIKATIVE

DaS Bundesverwa““ngsgerichl nahm seine

Tétigkeit 2007 auf und hat seinen Sitz in Bern und Zollikofen.
Mitte 2012 wird es an seinen definitiven Standort St. Gallen um-
ziehen.

Hauptaufgabe des Bundesverwaltungsgerichts ist die Beur-
teilung offentlich-rechtlicher Streitigkeiten aus dem Zusténdig-
keitsbereich der Bundesverwaltung. Dazu gehéren Beschwerden
gegen Verfiigungen eidgendssischer oder - ausnahmsweise —
kantonaler Instanzen, aber auch Klagen aus dem Bundesverwal-
tungsrecht in erster Instanz.

Das Bundesverwaltungsgericht urteilt dabei entweder als
Vorinstanz des Bundesgerichts oder als letzte beziehungsweise
einzige Instanz; in mehr als der Hélfte der Verfahren urteilt es
abschliessend.

In seiner Tatigkeit ist das Bundesverwaltungsgericht unab-
héngig; es untersteht der administrativen Aufsicht des Bundesge-
richts sowie der Oberaufsicht der Bundesversammlung, von der
die Bundesverwaltungsrichterinnen und -richter gewéhlt sind.
Deren Amtsdauer betrdgt sechs Jahre.

Organisation
75 Richterinnen und Richter und weitere rund 320 Mitarbeiten-
de sind am Bundesverwaltungsgericht beschéftigt.

Das Gericht gliedert sich in fiinf Abteilungen zu je zwei Kam-
mern und in das Generalsekretariat.

Die Abteilungen sind zustandig fiir die Behandlung der Be-
schwerde- und Klageverfahren. Die Sachgebiete sind thematisch
auf die einzelnen Abteilungen verteilt.

* Die Abteilung I ist neben anderem zusténdig fiir Beschwerdever-
fahren in den Bereichen Umwelt, Verkehr, Energie und Steuern.

* Die Abteilung II hat ihren Schwerpunkt bei Verfahren in den
Bereichen Bildung, Wettbewerb und Wirtschaft.

* Die Abteilung III behandelt vor allem Verfahren in den Be-
reichen Ausldnderrecht, Sozialversicherungen und Gesundheit.

* Die Abteilungen IV und V sind ausschliesslich im Bereich Asyl-
recht tétig — und zwar, was die Zuerkennung der Fliichtlings-
eigenschaft und die Wegweisung betrifft.

In den meisten Themengebieten kénnen die Urteile des Bundes-
verwaltungsgerichts ans Bundesgericht weitergezogen werden;
nur in wenigen Bereichen, zu denen namentlich Asylbeschwerde-
verfahren gehoren, sind die Entscheide abschliessend.

Das Bundesverwaltungsgericht veroffentlicht die materiellen
Entscheide im Internet.

Bundesverwaltungsgericht
Schwarztorstrasse 59, Postfach, 3000 Bern 14
058 705 26 26

www.bvger.ch

ANKLAGEBEHORDE

Bundesanwaltschaft

Die Bundesanwaltschaft ist weder Teil der Legis-
lative, der Exekutive noch der Judikative: Sie steht
unter der Aufsicht einer Behorde, die ebenso von der
Vereinigten Bundesversammlung gewahlt wird wie
der Bundesanwalt und seine beiden Stellvertreter.
Als Strafverfolgungsbehérde der Eidgenossenschaft
ist sie zustandig fur die Ermittlung und Anklage von
Handlungen, die gegen den Bund gerichtet sind oder
dessen Interessen stark beriihren.

Zu den Kernaufgaben der Bundesanwaltschaft zéhlt
der Staatsschutz. Straftaten, fir welche Bundesge-
richtsbarkeit vorgesehen ist, sind zum Beispiel Spio-
nage, Straftaten im Zusammenhang mit Sprengstoffen
oder radioaktivem Material sowie Amtsdelikte von Bun-
desangestellten.

Die Bundesanwaltschaft leistet ausserdem einen
wesentlichen Beitrag bei der Bekdmpfung zur grenz-
iberschreitenden Schwerstkriminalitdt — so bei orga-
nisierter Kriminalitat und Terrorismus, Geldwascherei
und Korruption sowie Wirtschaftskriminalitat mit
internationalen oder auch interkantonalen Beziigen.
Diese Strafverfahren machen den Grossteil der Arbeit
der Bundesanwaltschaft aus. In der Regel sind solche
Falle dusserst komplex und erfordern darum fachliche
Spezialkenntnisse und intensive Zusammenarbeit mit
auslandischen Stellen. Zudem sind sie mit einem er-
heblichen Aufwand verbunden und bendtigen entspre-
chende Ressourcen fiir ihre Bearbeitung.

Uberdies ist die Bundesanwaltschaft auch zustén-
dig bei Straftaten gegen die Interessen der Vdlkerge-
meinschaft. In Friedenszeiten fiihrt grundsatzlich die
Bundesanwaltschaft Verfahren wegen Volkermordes,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsver-
brechen.

Zu den Aufgaben der Bundesanwaltschaft gehéren
auch der Vollzug von Rechtshilfegesuchen auslén-
discher Strafverfolgungsbehérden und die Forderung
der internationalen und interkantonalen Zusammenar-
beit bei der Verbrechensbekampfung. Rechtshilfe um-
fasst unter anderem die Einvernahme von Personen,
Hausdurchsuchungen und die Sicherstellung und He-
rausgabe von Beweisstlicken und Vermdgenswerten.

Schliesslich hat die Bundesanwaltschaft admini-
strative Aufgaben im Bereich des Straf- und Strafpro-
zessrechts. Dazu gehort z.B. die Mitwirkung bei der
entsprechenden Gesetzgebung des Bundes.

Der Hauptsitz der Bundesanwaltschaft ist in Bern,
Zweigstellen gibt es in Zirich, Lausanne und Lugano.
In der Bundesanwaltschaft sind rund 150 Mitarbeiten-
de beschaftigt.

Firihre Ermittlungen stehen ihr die Bundeskriminal-
polizei und in beschranktem Umfang auch die kanto-
nalen Polizeiorgane zur Verfligung. Anklage erhebt sie
beim Bundesstrafgericht in Bellinzona.

www.bundesanwaltschaft.ch
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Erganzen Sie uns.

Gestalten Sie die Zukunft der Schweiz mit.
In der Bundesverwaltung GUbernehmen Sie Aufgaben
im nationalen und internationalen Kontext.

Erfahren Sie mehr Uber Laufbahnchancen,
Lehrstellen, Praktika.
www.stelle.admin.ch


http://www.stelle.admin.ch

	Der Bund kurz erklärt 2011 
	Stichwortverzeichnis
	Umschlagbild:
	Texte und Redaktion
	Konzept, Gestaltung und Satz
	Fotos
	Redaktionsschluss

	Der Bund kurz erklärt
	Was findet man wo?
	11 Fragen an Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey

	Bevölkerung
	Finanzen
	EIN KURZER GESCHICHTLICHER ÜBERBLICK ODER Seit wann gibt es eigentlich die Schweiz?
	DAS SPEZIELLE POLITISCHE SYSTEM ODER Die Schweizer Demokratie
	DER FÖDERALISTISCHE AUFBAU DER SCHWEIZ ODER 2551 und 26 macht 1
	2551 Gemeinden
	26 Kantone
	1 Bund
	Die Gewaltenteilung:
	wer wählt wen?
	In der Schweiz ist das Volk der Souverän
	Das Volk wählt das Parlament: die Legislative
	Das Parlament wählt dieRegierung: die Exekutive
	Das Parlament wählt auch das oberste Gericht: die Judikative


	DIE DIREKTE DEMOKRATIE AUF BUNDESEBENE ODER Ein Volk mit vielen Rechten
	Das Wahlrecht oder vom Kumulieren, Panaschieren und  Streichen
	Das Stimmrecht oder statt die Faust im Sack zu machen
	Das Initiativrecht oder Forderungen stellen
	Das Referendumsrecht oder «So nicht!» sagen
	Das Petitionsrecht

	WER WELCHE POLITISCHEN INTERESSEN VERTRITT ODER Die vier wählerstärksten Parteien...
	SVP Schweizerische Volkspartei
	Unser Wahlversprechen – der «Vertrag mit dem Volk»

	SP Sozialdemokratische Partei der Schweiz
	FDP FDP.Die Liberalen
	Wir wollen:

	CVP christlichdemokratische Volkspartei
	Unsere vier wichtigsten Standpunkte:


	…sowie die acht weiteren Parteien im Parlament
	Die Grünen Grüne Partei der Schweiz
	BDP Bürgerlich-Demokratische Partei
	glp Grünliberale Partei Schweiz
	EVP Evangelische Volkspartei der Schweiz
	Alternative Linke
	EDU Eidgenössisch-Demokratische Union
	CSP christlich-soziale Partei
	Lega Lega dei ticinesi


	DIE LEGISLATIVE: NATIONAL- UND STÄNDERAT ODER Das Schweizer Parlament
	DIE WAHL DER ABGEORDNETEN ODER Die zwei Wege ins Parlament
	Das Volk repräsentiert sich im Nationalrat
	Die Kantone repräsentieren sich im Ständerat
	Proporz und Majorz

	DIE MITGLIEDER DES NATIONALRATS Sie vertreten die rund 7,8 Millionen Einwohner
	DIE MITGLIEDER DES STÄNDERATS Sie vertreten die 26 Kantone
	Weshalb einige Kantone nur einen Ständeratssitz haben
	Für Auslandschweizer gelten andere Regeln

	DIE VEREINIGTE BUNDESVERSAMMLUNG ODER Ausgeteilte Stimmzettel: 246
	DIE ARBEIT DES PARLAMENTS ODER Was «unsere Leute in Bern» alles machen
	Wie oft und wie lange sie zusammenkommen
	Politik im Nebenamt
	Sessionen 2011

	Was ihre Aufgaben sind
	Sie machen Gesetze:
	Sie wählen:
	Sie kontrollieren:

	Auf welchen Wegen sie etwas erreichen
	Der Antrag
	Die parlamentarische Initiative
	Die Motion
	Das Postulat
	Die Interpellation
	Die Anfrage
	Die Fragestunde

	5399 Vorstösse

	DIE KOMMISSIONEN UND DELEGATIONEN ODER Wo Geschäfte vorgespurt werden
	Wer wo dabei ist
	Arbeit und Bedeutung der Kommissionen
	Aufsichtskommissionen  und -delegationen
	1 | Die Finanzkommissionen (fK)
	2 | Die Geschäftsprüfungskommissionen (gP)

	Legislativkommissionen
	3 |Aussenpolitische Kommissionen (aPK):
	4 | Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK):
	5 | Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit (sgK):
	6 | Kommissionen für umwelt, Raumplanung und Energie (ureK):
	7 | Sicherheitspolitische Kommissionen (siK):
	8 | Kommissionen für Verkehr und Fern- meldewesen (Kvf):
	9 | Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben  (WaK):
	10 | Staatspolitische Kommissionen (sPK):
	11 | Kommissionen für Rechtsfragen (rK):
	12 | Kommission für öffentliche Bauten (KöB):

	Weitere Kommissionen
	Die Redaktionskommission
	Die Kommission für Begnadigungen und Zu- ständigkeitskonflikte
	Die Rehabilitierungskommission
	Die Gerichtskommission
	Delegationen


	DIE FRAKTIONEN ODER Wo Gleichgesinnte sich abstimmen
	Fraktionen
	Die Bundesversammlung
	Der Lohn für die Arbeit


	DIE PARLAMENTSDIENSTE ODER Der Dienstleistungsbetrieb der Bundesversammlung
	Generalsekretariat
	Wissenschaftliche Dienste
	Internationale Beziehungen und Sprachen
	Ressourcen, Sicherheit und Logistik

	DER WEG ZU EINEM NEUEN GESETZ ODER Die Revision des Betäubungsmittelgesetzes
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	13
	14
	15
	16
	17
	18


	DIE EXEKUTIVE: BUNDESRAT UND DEPARTEMENTE ODER Die Schweizer Regierung
	Der Bundesrat
	Die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrats seit 1848
	Die Aufgaben des Bundesrats
	Kollegialität
	Konkordanz
	Zauberformel


	DIE ORGANISATION DER BUNDESVERWALTUNG ODER Wo die rund 35 800 Bundesangestellten arbeiten
	Die Bundeskanzlei BK
	Damit unsere Demokratie auch wirklich funktioniert
	Veränderungen bei Abstimmungen und Wahlen
	Damit der Bundesrat effizient arbeiten kann
	Die vorbereitung einer Bundesratssitzung
	Was nach der Bundesratssitzung geschieht
	Querdenker schaffen neue Perspektiven
	Sprache, mit der Staat zu machen ist
	Publikationen in Millionen-Auflagen
	Keine käfighaltung für politische ideen
	Transparenz schaffen und Privatsphäre schützen

	Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten EDA
	Generalsekretariat GS-EDA
	Staatssekretariat
	Politische Direktion PD
	Direktion für völkerrecht DV
	Direktion für entwicklung und Zusammenarbeit Deza
	Direktion für Ressourcen DR
	Diplomatische und konsularische Vertretungen der Schweiz im Ausland

	Eidgenössisches Departement des Innern EDI
	Generalsekretariat GS-EDI
	Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann EBG
	Bundesamt für kultur BAK
	Schweizerische Nationalbibliothek NB
	Schweizerisches Bundesarchiv BAR
	Bundesamt für Meteorologie nd klimatologie MeteoSchweiz
	Bundesamt für Gesundheit BAG
	Bundesamt für Statistik BFS
	Bundesamt für Sozialversicherungen BSV
	Staatssekretariat für Bildung und Forschung SBF
	Bereich der eidgenössischen  technischen Hochschulen ETH-Bereich
	Schweizerisches Heilmittelinstitut Swissmedic
	Schweizerisches Nationalmuseum SNM

	Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
	Generalsekretariat GS-EJPD
	Bundesamt für Justiz BJ
	Bundesamt für Polizei Fedpol
	Bundesamt für Migration BFM
	Bundesamt für Metrologie METAS
	Eidgenössische Spielbankenkommission ESBK
	Schweizerisches institut für  Rechtsvergleichung SIR
	Eidgenössische Schiedskommission  für die verwertung von urheberrechten und verwandten Schutzrechten ESchK
	Eidgenössische Revisionsaufsichtsbehörde RAB
	Nationale kommission  zur verhütung von Folter NKVF
	Eidgenössisches institut für Geistiges eigentum IGE

	Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport VBS
	Generalsekretariat GS-VBS
	Oberauditorat
	Verteidigung
	Bevölkerungsschutz
	Sport
	Armasuisse
	Nachrichtendienst des Bundes

	Eidgenössisches Finanzdepartement EFD
	Generalsekretariat GS-EFD
	Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF
	Eidgenössische Finanzverwaltung EFV
	Eidgenössisches Personalamt EPA
	Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV
	Eidgenössische Zollverwaltung EZV
	Bundesamt für informatik und  telekommunikation BIT
	Bundesamt für Bauten und Logistik BBL
	Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA
	Eidgenössische Finanzkontrolle EFK
	Eidgenössische Alkoholverwaltung EAV
	Pensionskasse des Bundes Publica

	Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartement EVD
	Generalsekretariat GS-EVD
	Staatssekretariat für Wirtschaft SECO
	Bundesamt für Berufsbildung  und technologie BBT
	Bundesamt für Landwirtschaft BLW
	Bundesamt für veterinärwesen BVET
	Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung BWL
	Bundesamt für Wohnungswesen BWO
	Preisüberwachung
	Wettbewerbskommission WEKO
	Kommission für technologie und innovation KTI
	Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung EHB

	Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK
	Generalsekretariat GS-UVEK
	Bundesamt für verkehr BAV
	Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL
	Bundesamt für energie BFE
	Bundesamt für Strassen ASTRA
	Bundesamt für kommunikation BAKOM
	Bundesamt für umwelt BAFU
	Bundesamt für Raumentwicklung ARE
	Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat ENSI


	DIE EIDGENÖSSISCHEN GERICHTE ODER Die Judikative
	INTERVIEW MIT BUNDESGERICHTSPRÄSIDENT LORENZ MEYER
	BUNDESGERICHT UND ERSTINSTANZLICHE GERICHTE DES BUNDES Die Justiz
	Die Bundesrichterinnen und -richter
	I. öffentlich-rechtliche Abteilung
	II. öffentlich-rechtliche Abteilung
	I. zivilrechtliche Abteilung
	II. zivilrechtliche Abteilung
	Strafrechtliche Abteilung
	I. sozialrechtliche Abteilung
	II. sozialrechtliche Abteilung

	Das Bundesgericht
	Öffentlich-rechtliche Angelegenheiten
	Zivilsachen
	Strafsachen
	Sozialrechtliche Angelegenheiten

	Das Bundesstrafgericht
	Strafkammer
	I. und II. Beschwerdekammer

	Das Bundesverwaltungsgericht
	Organisation

	Bundesanwaltschaft


	Ergänzen Sie uns.




